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Editorial 
Berufliche Weiterbildung 

Bernd Käpplinger 

Für die Erwachsenen- und Weiterbildung ist es seit ihrem Bestehen konstitutiv sich 
mit Transformationen und Transitionen zu befassen. So kennzeichnete zum Beispiel 
Wolfgang Schulenberg schon in den 1970er und 1980er Jahren Teile der Erwachse-
nenbildung als transitorisch angelegt. Trotzdem wird in Zeiten des besonders ausge-
prägten gesellschaftlichen, politischen, sozialen oder wirtschaftlichen Wandels immer 
wieder gern von Politik, Wissenschaft oder auch Praxis proklamiert, wie außeror-
dentlich und grundlegend gerade der aktuelle Wandel sei. Solche Rhetoriken mögen 
ihre Berechtigungen haben, um Handlungen und Veränderungen einzuleiten. Mit et-
was Distanz und Gelassenheit wirkt doch vieles überdramatisierend oder gar slogan-
artig. Es besteht die Gefahr, dass so oft nur „alter Wein in neuen Schläuchen“ prä-
sentiert wird, wenn bereits bekannte Konzepte und Diskurse lediglich in neuer Form 
aufgegriffen oder fortgeführt werden. Insbesondere in der betrieblichen Weiterbil-
dung besteht nahezu ein Innovationsimperativ, wo laufend neue Begriffe und Me-
thoden auf den Markt der Aufmerksamkeit geworfen werden. Wer kein neues 
„Buzzword“ in die Welt setzt, gilt schnell als altmodisch, veränderungs- und innova-
tionsresistent. Was davon wirklich so neu sein soll, dürfte des Öfteren bei näherer 
Prüfung fraglich sein. Der ibero-amerikanische Schriftsteller George Santayana 
mahnt uns jedoch: „Wer sich nicht an die Vergangenheit erinnern kann, ist dazu ver-
dammt, sie zu wiederholen.“ Aus dieser Perspektive kann man sich u. a. fragen, ob 
der Hype und manche Katastrophenszenarien rund um Arbeit und Industrie 4.0 so-
wie um Digitalisierung nicht vergangenen Debatten ähneln. Vielleicht sollte man eher 
aus den positiven wie negativen Erfahrungen des E-Learning in den 1990er Jahren 
sowie Prognosen rund um ein Ende der Arbeit (u. a. Rifkin) etwas lernen? Oder was 
wird die Digitalisierung an weiter wachsendem Elektromüll produzieren? Geht es al-
lein um die Umstellung auf Elektrostrom oder vielleicht nicht auch um Stromsparen, 
aber kann Strom im Zuge der Digitalisierung gespart werden? Es wird so getan, als 
ob die Ressourcen der Erde für die Ausweitung der Digitalisierung endlos wären. 
Dieser Diskurs rund um die Endlichkeit der Erdressourcen wird jedoch kaum ge-
führt. Erwachsenen- und Weiterbildung hat hier eigentlich die Verantwortung auch 
auf solche allgemeinbildenden, unterbelichtete Diskurse hinzuweisen und nicht nur 
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Anpassungsqualifizierung zu sein oder nur primär auf förderpolitische Logiken anzu-
springen. 

Konkrete Situationen haben sich natürlich verändert, aber vergangene Mechanis-
men im Umgang mit Krisen, Transformationen und Transitionen könnten ein gutes 
Lernfeld sein, wenn man Strukturen, Relationen begreifen und wirklich etwas anders 
machen will. Allerdings ist eine Konstante des nach Negativschlagzeilen heischenden 
– gerade in Bildungs- und Weiterbildungsfragen – (deutschen) Medienmarkts, dass 
Katastrophenszenarien und der Untergang des Abendlands sich gut verkaufen lassen. 
In der (Erwachsenen-)Pädagogik ist es beliebt, Wenden oder Paradigmenwechsel 
auszurufen und den Autorinnen und Autoren ist ein gewisses Ausmaß an Aufmerk-
samkeit nahezu sicher. Eine spannende Frage wäre, ob dadurch wirklich Neues ent-
steht oder ob man nicht eher wankelmütig von Mode zu Mode springt bis irgend-
wann die angesagten Stile sich wiederholen, aber es eben nicht gelingt, die Diskurse 
und Praktiken auf ein höheres Niveau zu bringen? Vielleicht würde etwas mehr theo-
retische und empirische Disziplin (Begriffsarbeit, Anknüpfen an Vorarbeiten, Repli-
kationsstudien, etc.) helfen, die für Plecas & Sork oft so „undisziplinierte Disziplin“ 
Erwachsenen- und Weiterbildung wirklich konzeptionell und praxisrelevant voranzu-
bringen? 

Ob dieses Themenheft zu beruflicher Weiterbildung hierzu einen kleinen Beitrag 
leisten kann, indem eher auf Genesen statt vordergründig auf heutige Modethemen 
fokussiert wird, müssen die Leserinnen und Leser beurteilen. Im ersten Beitrag von 
Rolf Arnold (Technische Universität Kaiserslautern) blickt er auf das u. a. von ihm in 
den 1990er Jahren formulierte Konvergenztheorem zurück, wonach in veränderten 
Arbeitswelten und Betrieben perspektivisch ökonomische und pädagogische Hand-
lungslogiken sich annähern. Arnold verweist auf die Hintergründe und Vorläufer die-
ses Theorems und kommentiert die weiteren Entwicklungen und Rezeptionen wie  
u. a. durch Harteis. Die aktuelle Evidenzorientierung in Teilen der empirischen Bil-
dungsforschung reflektiert er und kommentiert sie aus seiner Beobachterperspektive 
konstruktiv-kritisch. Der folgende Beitrag von Gerhard Reutter (Büro für berufliche 
Bildungsplanung in Dortmund) blickt zunächst noch weiter zurück und greift die 
Synthesediskussion der 1970er Jahre auf, die heute z.T. kaum noch bekannt sein 
dürfte, aber damals maßgeblich auch in den Hessischen Blättern geführt wurde. Da-
mals wurde in Teilen der Volkshochschulen, der Pädagogischen Arbeitsstelle des 
Deutschen Volkshochschul-Verbands – PAS (Vorläufer des DIE Bonn) und auch in 
europäischen Kontexten intensiv und kontrovers diskutiert bzw. gefordert, dass es 
eine Synthese beruflicher und politischer Erwachsenenbildung geben müsse. Dabei 
wurde sich einerseits gegen den deutschen, bürgerlichen Bildungsidealismus positio-
niert, der Bildung nur im Rahmen des Zweckfreien stilisiert. Anderseits wurde gegen 
einen reinen Funktionalismus Stellung bezogen, wo berufliche Weiterbildung allein 
den wirtschaftlichen (Arbeitgeber-)Interessen dienen soll. Im Fazit diskutiert der Au-
tor, ehemals Mitarbeiter an der PAS und DIE, inwiefern eine Rückbesinnung auf die 
nur scheinbar antiquierte Debatte um die Integration politischer und beruflicher Bil-
dung gerade im Kontext von Arbeit 4.0 Sinn macht. Helmut Bremer, Christel Teiwes-
Kügler und Jessica Vehse (Universität Duisburg-Essen sowie Universität Hamburg) 
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präsentieren Befunde einer aktuellen, umfangreichen empirischen Studie zu Gesell-
schaftsbildern von Teilnehmenden in verschiedenen beruflichen Weiterbildungen. 
Der Artikel, der dem an der Studie maßgeblich mitwirkenden Peter Faulstich gewid-
met ist, zeigt die referentiell große Bedeutung einer konkurrenzorientierten Leis-
tungsgesellschaft auf. Dieser Referenzpunkt wird aber ganz unterschiedlich von den 
Teilnehmenden interpretiert und lernend in der Moratoriumsphase einer Weiterbil-
dung verarbeitet. Diese Lernprozesse zwischen fachlichem, politischem und persönli-
chem (Identitäts-)Lernen gilt es pädagogisch zu unterstützen oder auch zu irritieren, 
um Lernanregungen zu geben. Erik Haberzeth (Pädagogische Hochschule Zürich) be-
fasst sich in seinem Beitrag aus laufenden Forschungsarbeiten auch mit Identitätsar-
beit in der beruflichen Weiterbildung und achtet dabei besonders auf die Arbeitsbe-
dingungen. In den Lernbegründungen der Subjekte vermischen sich nach seiner qua-
litativen Analyse „berufliche“ und „allgemeine“ Motive in der Weiterbildungsbeteili-
gung. Perspektive für weitere Forschungsarbeiten werden aufgezeigt. Elisabeth Reich-
art (Deutsches Institut für Erwachsenenbildung in Bonn) sowie Joachim Rattinger 
(Bayerischer Volkshochschulverband) zeichnen die statistische Entwicklung des Pro-
grammbereichs Arbeit-Beruf an Volkshochschulen seit den 1990er Jahren nach. Be-
sonders bemerkenswert an diesem Beitrag ist unter anderem die dialogische Interpre-
tation der Daten durch Wissenschaft und Praxis. Die zunächst deutlich rückläufige 
Entwicklung seit den 2000er Jahren wird zum einen hinsichtlich ihrer Ursachen wie 
u. a. die Hartz-Reformen und bessere PC-Grundkenntnisse diskutiert, aber zum an-
deren wird auf Veränderungen hingewiesen, die als Ausdifferenzierung oder Diversi-
fizierung bezeichnet werden können. So findet berufliche Weiterbildung nicht nur im 
Programmbereich Arbeit-Beruf statt, sondern auch in anderen Programmbereichen. 
Programmanalysen werden perspektiv als zukünftige Folgearbeiten erwähnt. Noch 
intensiver in die Zukunft weist der Beitrag von Ingrid Ambos (Deutsches Institut für 
Erwachsenenbildung, Bonn). Hier werden der aktuelle Stand und die Perspektiven 
der Revision der DIE-Anbieter-/Angebotsstatistiken rekapituliert. Sie arbeitet zu er-
wartende Verbesserungen der Aussagekraft der Daten heraus, was wichtig ist, da gute 
und aussagekräftige Statistiken für Wissenschaft, Politik und Praxis aus unterschiedli-
chen Gründen essentiell sind. So werden die Statistiken in Bezug auf verschiedene 
Verwendungskontexte hin erörtert. Im Praxisteil greift Matthias Weber (Volkshoch-
schule Dreiländereck) diesen Strang auf. Die von ihm geleitete Volkshochschule in 
Sachsen hat an der Erprobung der neuen Statistik teilgenommen. Er diskutiert kri-
tisch mögliche Konsequenzen und Herausforderungen dieser neuen Statistik unter 
anderem in Bezug auf die Auslegungen des Steuerrechts durch sächsische Finanzäm-
ter oder mit Blick auf programmplanerische Entscheidungen, was berufsorientiert ist 
oder nicht. Damit wird der Bedarf unterstrichen, dass Statistiken nicht nur Fakten 
sind, sondern man sich informiert und strategisch mit diversen Lesarten proaktiv 
auseinandersetzen muss wie es Ambos auch schon anspricht. Wissenschaftskommu-
nikation ist heute wichtiger denn je. Katrin Kraus (Fachhochschule Nordwestschweiz) 
thematisiert, dass Erwachsenenpädagoginnen und -pädagogen nicht nur berufliche 
Weiterbildung planen, lehren und dazu beraten, sondern sich auch selbst beruflich 
weiterbilden. Sie verwendet dabei den Begriff der professionellen Bildungsgestalten 
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und verbindet diesen mit Diskursen zu Professionalität und Profession. Professiona-
lisierung sieht sie als prinzipiell unabgeschlossen an und betont die Relevanz einer 
Ausbildung sowie die Weiterbildung des pädagogischen Personals, was selbst oft von 
„prekären Kontinuitäten“ betroffen ist. Harald Parzinski und René Marc (Bildungs-
werk des Hessischen Wirtschaft) runden im Praxisteil den Band mit einem projektbe-
zogenen Beitrag ab, der sich mit Studienzweifelnden befasst, die über Beratungs- und 
Angebotsstrukturen mögliche Übergänge vom Studium in die nicht-universitäre Aus-
bildung erleichtert und ermöglicht bekommen sollen. Ein Ausblick auf Forschungs-
bedarfe wird gegeben. 

Insgesamt zeichnen eigentlich alle Beiträge längere Entwicklungslinien nach. Ei-
nige Diskussionen scheinen immer wieder neu geführt und entschieden zu werden. 
Es wird deutlich, dass die berufliche Weiterbildung an Volkshochschulen, in Betrie-
ben und bei anderen Weiterbildungseinrichtungen komplexer und vielfältiger ist als 
man vielleicht annehmen könnte, wenn man sie nicht allein mit einem funktionalen 
Blick betrachtet. Viele weitere Themen von Work-Life-Balance, Stressmanagement, 
der Digitalisierung über die Kooperation zwischen Unternehmen und Weiterbil-
dungseinrichtung, dem Verhältnis von beruflicher und betrieblicher Weiterbildung 
bis hin zu arbeitsplatznahem Lernen hätte man auch aufgreifen können oder sogar 
aufgreifen müssen in diesem Themenheft. Insofern bleibt viel Wichtiges hier uner-
wähnt, was man kritisieren mag. Die aktuelle und anstehende gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und technologische Phase ist in vielerlei Hinsicht anforderungsreich. Die 
Ansprüche an die berufliche Weiterbildung sinken eindeutig nicht, sondern sie stei-
gen vielmehr. So verlieren fachliche Kompetenzen allenfalls relativ an Bedeutung, 
während soziale und methodische Kompetenzen deutlich mit höheren Erwartungen 
verbunden sind. Physische Belastungen mögen zukünftig durch technisch-digitale 
Assistenzsysteme weiter abnehmen im Arbeitsleben, während die psychischen Belas-
tungen wachsen, sodass Trainings zu Resilienz, Gesundheits- und Stressmanagement 
nachgefragt sind. Insbesondere Berufsanfängerinnen und -anfänger können erschre-
cken, was an langen Anforderungskatalogen in aktuellen Stellenausschreibungen ver-
sucht wird zu verlangen. Resümierend ist es umso wichtiger, dass man diesen hohen 
Anforderungen kenntnisreich und mit historischem Bewusstsein begegnet. Dies mag 
manchmal auch zu etwas mehr Gelassenheit in unserer überreizten und aufgeregten 
Gesellschaft führen. Vieles wird doch nicht so dramatisch wie es die Akteure auf dem 
Markt der Zukunftsprognosen marktschreierisch vermuten lassen, wenn man solche 
vergangenen Zukünfte vom „Waldsterben“, „De-Industrialisierung“ bis hin zum 
„Ende der Arbeit“ sich retroperspektiv für Deutschland heute erneut anschaut. 
Simplifizierungen sind immer verlockende Sirenenrufe und in einer teilweise „regres-
siven Moderne“ (Nachtwey) wirken sie wie die logische Flucht aus einer zu komplex 
gewordenen Welt. Ihnen jedoch zu folgen, wäre verheerend. Vielmehr muss man sich 
den Problemen und Herausforderungen stellen, wobei ein Wissen zu Strukturen, Ge-
nesen und Optionen wichtig ist. Vielleicht informiert dabei gerade der Blick in die 
Vergangenheit, dass eine andere Zukunft trotz den vermeintlichen Imperativen der 
Gegenwart möglich ist? Den Leserinnen und Lesern sei hierbei eine reflexions- und 
handlungsanregende Lektüre dieses Themenhefts gewünscht. 
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Traditionalismus und Grobgranularität – 
Anmerkungen zur Konvergenz zwischen ökonomischer und 
pädagogischer Vernunft in der Betrieblichen Weiterbildung 

Rolf Arnold 

Zusammenfassung 

Der Beitrag bilanziert in erkenntniskritischer Absicht die Ausrichtung sowie die Ergebnis-
se der erwachsenenpädagogischen Forschung und Theoriebildung zur betrieblichen Wei-
terbildung. Dabei treten die Selbstbeschränkungen einer Weiterbildungsforschung in den 
Blick, die mit ihren Beobachterkategorien im Protestsystem verankert ist, gleichzeitig aber 
auch die frühen Konvergenzthesen der Klassischen Berufsbildungstheorien in der Ausei-
nandersetzung mit dem Humanistischen Bildungsideal übersieht. Plädiert wird für eine 
Forschung, deren Kategorien beobachtungstheoretisch sowie selbsteinschließend reflektiert 
sind und sich nicht in der Erhebung, Dokumentation und Interpretation grobgranularer 
Empirie erschöpft. 

Die Betriebliche Weiterbildung war bis in die 1990er Jahre hinein ein eher marginali-
sierter Bereich der erwachsenenpädagogischen Forschung und Theoriebildung, heute 
sieht man sich demgegenüber mit einem „Surveydschungel“ (Käpplinger 2016, S. 65 
ff.) konfrontiert, deren „Mittelwerte und Wahrscheinlichkeiten allgemeine Orientie-
rungen (bieten), aber oft wenig betriebsspezifisch (sind) und für situative, kontextsen-
sible Entscheidungen auch kontraproduktiv sein (können)“ (ebd., S. 17). Schmerzlich 
ist insbesondere das Fehlen begrifflich-theoretischer Auslotungen und Justierungen 
bzw. deren Ignorierung; auch heute ist der Diskurs vielfach durch das Fortwirken 
traditioneller Ausgrenzungsthesen geprägt, die dem Humboldt’schen Vermischungs-
verbot verhaftet bleiben, demzufolge das, „was das Bedürfnis des Lebens oder des 
einzelnen seiner Gewerbe erheischt“ – mithin dem beruflich-betrieblichen Raum zu-
zurechnen ist –, „abgesondert“ von der eigentlichen Bildung erworben werden soll: 
„Wird beides vermischt“ – so Humboldt in seinem Litauischen Schulplan –, „wird 
Bildung unrein, und man erhält weder vollständige Menschen noch vollständige Bür-
ger einzelner Klassen“ (Humboldt 1920, S. 276 f.).  

Diese Ausgrenzungsthese dominierte als mentales Modell lange Zeit die erwachse-
nenpädagogische Befassung mit dem betrieblichen Lernen. Auf Fachtagungen und in 
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Fachzeitschriften wurden in den zurückliegenden 25 Jahren Grundsatzdebatten über 
die Möglichkeiten einer Pädagogisierung betrieblicher Bildungsansätze geführt, bei 
denen deren Befürworter immer mal wieder des Doktrinären bezichtigt wurden (vgl. 
Axmacher 1991) oder sich gar der Verdächtigung ausgesetzt sahen, dem Anspruch 
einer aufklärenden Bildungsarbeit „den Abschied zu geben“ (vgl. Hufer/Klemm 
2002), wie im Kontext der Alheim-Arnold-Nuissl-Kontroverse (vgl. Alheim 2002; 
Arnold 2002; Arnold/Nuissl 2003) zugespitzt argumentiert wurde. Zu dem betriebli-
chen Konzept der Schlüsselqualifizierung bemerkt Ahlheim lapidar, dass dieses „ all-
zu leicht in bloße Sozialtechnik (umschlägt), die das Individuum ganz und gar funktiona-
lisiert“ (Ahlheim 2016, S. 59). 

Kennzeichnend für diese Umgangsformen mit der Pädagogisierung des Betriebli-
chen sind m.E. drei Aspekte, die auch heute noch die Debatten um die betriebliche 
Weiterbildung prägen, diese „mittlerweile im Weiterbildungsdiskurs ‚angekommen’ 
und weitgehend akzeptiert (ist)“ (Käpplinger 2016, S. 34): 
 Konvergenz wird nicht bloß grundsätzlich ausgeschlossen, sondern auch unter-

komplex gedacht – ohne zu wissen, wes geistig Kind man dadurch bleibt, wenn 
man – gewissermaßen neuhumanistisch – subtil den Abgrenzungen zwischen All-
gemein- und Berufsbildung verhaftet bleibt (= die Frage nach der Konvergenz und 
ihrer Rezeption). 

 Man folgt einem vordergründigen Empiriegebot glaubt zu eindeutigen bzw. uni-
versalisierbaren Aussagen über die betriebliche Weiterbildung – zu den erwähnten 
„Mittelwerte(n) und Wahrscheinlichkeiten“ (Käpplinger 2016, S. 17) – gelangen 
zu können und findet keinen Zugang zur Gleichzeitigkeit der Ungleichzeitigkeit 
sowie zur Potenzialität von Wirklichkeit und deren gestalterischen Nutzung (die 
Frage nach der Granularität und Beobachterabhängigkeit der Empirie). 

 Der Debatte entgeht zudem, dass es weniger die thematische Ausrichtung oder 
gar die – vermeintliche – Interessengebundenheit aufgrund der Trägerschaft von 
Bildungsprozesse ist, welche kompetenzbildend oder kompetenzbeschränkend zu 
wirken vermögen, sondern deren kompetenzentwickelnde Wirkung selbst – auch 
entgegen der offiziellen Verlautbarungen oder intendierter Anpassungsvorstellun-
gen verantwortlicher Akteure (die nüchterne Frage nach der Wirkungsorientierung). 

Eine Rekonstruktion der Debatte über die betriebliche Weiterbildung, die sich in er-
kenntniskritischer Absicht diesen drei Dimensionen der Betrachtung zuwendet, bein-
haltet zugleich eine Art Lehrbeispiel zum Selbstverständnis der Erwachsenenbil-
dungsforschung, welche ihr Verhältnis von Theorie, Moral und Interesse bis zum 
heutigen Tag noch immer nicht befriedigend zu klären vermochte – eine Wunde, in 
welche Jochen Kade bereits 1997 in einem viel zu wenig beachteten Beitrag seinen 
Finger legte. Nüchtern konfrontierte er dabei die Erwachsenenpädagogik mit der 
„Destruktion des normativen Verständnisses von Erwachsenenbildung“ (Kade 1999, 
S. 533) und fordert sie auf, ihre Selbstbeschreibung im „Protestsystem“ zu überwin-
den, um sich durch die Einführung „neue Unterscheidungen“ im – lernfähigeren –
„Wissenschaftssystem“ überzeugender zu verwurzeln (vgl. ebd., S. 539) 
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Die erwähnten Positionen zur möglichen Konvergenz von ökonomischer und 
pädagogischer Vernunft in der Betrieblichen Weiterbildung stehen für einen Diskurs-
stil, der in seinen Begrifflichkeiten spürbar dem Protestsystem verbunden bleibt. Die-
se neigt zur Grundsätzlichkeit und moralischen Ausgrenzung, meint man doch, si-
cher zu wissen, „was sich vor dem Hintergrund der historisch erreichten Formen ei-
nes öffentlichen Moral- und Vernunftgebrauchs gehört und was nicht“ (Arnold 2014, 
S. 193). Ein solcher Diskursstil hungert zudem nach empirischer Eindeutigkeit in der 
Zurückweisung der Konvergenztheorie und lädt letztlich zu einem „Kampf um die 
Wirklichkeit“ (Simon 1988, S. 53) ein, der nicht entschieden werden kann. Auch die 
erziehungswissenschaftliche Prüfung der Konvergenzthese kann nicht im Protestsys-
tem selbst überzeugend gelingen – indem jede Seite ihre bestätigende Empirie sam-
melt –, sie muss sich vielmehr um eine selbstreflexive Beobachtung der Beobach-
tungsformen und –begriffe der betrieblichen Weiterbildung selbst bemühen und da-
bei auch die Denk- und Wahrnehmungsfallen aufdecken, welche auch die Forschung 
und Theoriebildung zu einer letztlich selektiven Wahrnehmung verkommen lassen. 

Die Frage nach der Konvergenz und ihre Rezeption 

Die Konvergenzthese geht eigentlich auf eine Formulierung von Achtenhagen im 
Vorwort der DFG-Denkschrift zur Berufsbildungsforschung zurück, in dem von der 
„Konvergenz zwischen ökonomischer und pädagogischer Vernunft“ die Rede ist 
(Achtenhagen 1990, S. VII). Ihre eigentlichen Vorläufer findet die Konvergenzthese 
allerdings bereits in den klassischen Berufsbildungstheorien eines Kerschensteiner, 
Spranger oder Litt, denen es um die Rehabilitierung der Bildungswirkung beruflichen 
Lernens zu tun war – unübertroffen in der provozierenden Bemerkung Sprangers 
gipfelnd: „Der Weg zur der höheren Allgemeinbildung führt über den Beruf und nur 
über den Beruf“ (Spranger 1923, S. 10). Die Konvergenztheorie geht somit mitnich-
ten auf die Arbeiten zur Betrieblichen Weiterbildung in den frühen 1990er Jahren zu-
rück, sondern markiert seit Anbeginn ein – vielleicht vergessenes – Leitmotiv des be-
rufs- und betriebspädagogischen Denkens. Neu ist in den 1990er Jahren allenfalls der 
Versuch, die betriebspädagogische Konvergenz im Kontext einer vom Konstrukti-
vismus und den vom MIT inspirierten – systemischen – Theorien „Lernender Orga-
nisationen“ sowie nachhaltiger Veränderungsprozesse theoretisch substanziell zu be-
gründen (vgl. Arnold 1995; Senge 1996) – mit mäßiger Rezeption in der erst allmäh-
lich erstarkenden betrieblichen Weiterbildungsforschung. 

Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang auch die wegweisenden Analysen 
von Michael Brater u. a. zum Verhältnis von Berufsbildung und Persönlichkeitsbil-
dung, die das ideologiekritische Motiv der klassischen Berufsbildungstheorien auf-
nahmen und dieses sowohl mit den Ansätzen einer erweiterten Qualifizierung als 
auch – sehr zur Irritation der aus dem Protestsystems heraus argumentierenden Er-
wachsenen- und Berufspädagogen – mit der kritischen Bildungstheorie eines H.J. 
Heydorn zu verbinden wussten (vgl. Brater u. a. 1988). Dieser Paradigmenbruch be-
reitete ebenso eine um die Klärung ihrer theoretischen und begrifflichen Grundlagen 
und die Überwindung ihrer überlieferten Selbstbeschränkungen bemühten Theorie 



Hessische Blätter 3 | 2017 

210 

der Betrieblichen Weiterbildung vor, wie die Versuche, betriebliche Veränderungen 
sowie Lernprozesse im Anschluss an die Selbstorganisationstheorien neu zu denken 
(vgl. Arnold 1995). Dabei vermengten sich systemisch-konstruktivistische mit huma-
nistischen Argumentationen – ein forschungsmethodologisch erst neuerdings sehr 
angezeigtes Bemühen, welches die vielfach widersprüchlich bleibende Bemühen um 
die Aufdeckung eines äußeren Sinnes (Frage: „Lässt sich die Konvergenz im Außen 
empirisch belegen?“) mit der phänomenologischen Reduktion des in die Gegen-
standsbetrachtung mitgebrachten Sinnes (Frage: „Welche eigenen Vorurteile und 
Meinungen bezüglich Konvergenz oder Differenz spuren das eigene Forschen selbst 
ein, legen es fest und beschränken es?“) zu verbinden (vgl. Rohr 2016, S. 30 ff.). In 
ihrer 2011er Veröffentlichung markiert die Forschergruppe um Michael Brater mit 
einer Neuformulierung der Konvergenzthese wie weit sie sich selbst von den überlie-
ferten Deutungsmustern zum betrieblichen Lernen lösen konnte, indem sie von der 
Kompetenzdimension und nicht länger von der Intentionsdimension oder den Struk-
turmustern der betrieblichen Bildung her argumentieren: „Im Zuge dieses Wandel 
verliert die Arbeit tendenziell ihre zweckrationale, zielorientierte Grundstruktur und 
nimmt mehr und mehr die Merkmale eines offenen, unbestimmten Prozesses an, bei 
dem die Arbeitenden die Ziele und angemessenen Wege des Arbeitens eher situativ 
im Prozess selbst herausfinden und bestimmen müssen. Die Arbeitswelt hat ‚post-
moderne’ Züge angenommen“ (Brater u. a. 2011, S. 75).  

Diese Sicht der Dinge ist m.E. nichts anderes als der Ausdruck einer Gegen-
standerschließung, die ihre Kategorien nicht aus der Tradition des Protestsystems 
schöpft und diese einer empirischen Klärung aussetzt, sondern ihre Annäherungen 
an die Logik des betrieblichen Lernens aus dessen innerer Potenzialität selbst ableitet 
– ein Vorgehen, welches mehr zutage zu fördern vermag als eine quasi-
naturwissenschaftliche Faktenklärung (Motto: „Konvergenz oder nicht?“). Angedeu-
tet wurde diese Notwendigkeit einer anderen Herangehensweise bereits in der 1991 
erstmals erschienenen „Betrieblichen Weiterbildung“ (Arnold 1995), in der weder 
einseitig einer Koinzidenz von pädagogischer und ökonomischer Vernunft, noch ih-
rer Differenz das Wort geredet wurde. Vielmehr wurde für eine Differenzierung der 
Betrachtung geworben, die darum weiß, dass „solche Koinzidenz sicherlich noch 
nicht ‚auf breiter Front’ als empirische Realität in den Betrieben greifbar (ist), sie ist 
jedoch ansatzweise und damit keimhaft in den betrieblichen Wandlungen angelegt, 
die es deshalb mitgestaltend zu nutzen und hinsichtlich ihrer pädagogischen Spiel-
räume zu erweitern gilt“ (ebd., S. 103). 

Diese differenzierende Argumentation wurde in der Rezeption der Konvergenz-
these weitgehend ausgeblendet, weshalb auch Harteis u. a. sich noch weitgehend in 
der Entweder-Oder-Welt zu orientieren versuchen und sich eine endgültige Klärung 
von „einem eindeutigen Beleg der Konvergenzthese“ (Harteis 2004, S. 278) erwarten. 
Der Unergiebigkeit eines solchen Versuchs in Anbetracht der „Gleichzeitigkeit der 
Ungleichzeitigkeit“ der betriebspädagogischen Wirklichkeiten vermag diese Perspek-
tive nichts abzugewinnen (ebd., S. 279). Ähnliche Klärungswirkungen durch die Em-
pirie erwartet sich auch Käpplinger, der in der wohl gründlichsten Arbeit der letzten 
Jahre zur Betrieblichen Weiterbildung zudem noch für den stärkeren Einbezug der 
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Protestkategorie der Interessengebundenheit als übersehene Kategorie einer Analyse 
betrieblicher Weiterbildung plädiert – was nicht falsch, aber beobachtertheoretisch 
fragwürdig ist, gehen doch die ins Spiel gebrachten Interessengegensätze auf Vermu-
tungen eines – traditionellen – Blicks auf das betriebliche Lernen zurück (vgl. 
Käpplinger 2016, S. 107), sind mithin Beobachtungen eines Beobachters, der auch 
andere Unterscheidungen nutzen könnte, wie sie uns z. B. eine lebensweltorientierte 
oder gar eine aneignungsbezogene oder gar konstruktivistische Erwachsenenbil-
dungstheorie nahelegen, denen zufolge nicht die Intentionen, sondern die Kompe-
tenzdimensionen markieren, auf denen sich die Konvergenz oder Divergenz des be-
trieblichen Lernens im tatsächlichen Können der Lernenden offenbart.  

So versickert die Prüfung und Rezeption der Konvergenztheorie zwischen den 
Bemühungen um eine – abschließende – empirische Klärung im Kampf um die 
Wirklichkeit einerseits und der Einbeziehung traditioneller theoriebildender Katego-
rien andererseits, was möglicherweise auch darauf zurückgeführt werden kann, dass 
die betriebliche Weiterbildungsforschung sich noch zu wenig ihrer vorauseilenden 
Beschränkung ihres Beobachterfokus bewusst ist, die darin besteht, dass sie bereits 
durch ihre „propositional gegliederte Rede“ (Habermas 1991, S. 23) den zu untersu-
chenden Gegenstand strukturiert und interpretiert hat (vgl. Arnold 2010, S. 151). Was 
bleibt, ist natürlich eine Verbesserung der Statistiken zu Angebotsformen und Nut-
zerzahlen der Betrieblichen Weiterbildung; doch eine Substanz, aus der heraus man 
einzuschätzen vermag, ob und inwieweit intentionale Engführungen einer Weiterbil-
dung im Betrieb überhaupt von den verantwortlichen Akteuren beabsichtigt und 
möglich sind, und wie sich diese zu den stets autonomen Aneignungsformen der 
Lernenden verhalten, erhält man dadurch nicht. Deshalb führen auch die Bemühun-
gen von H. Heid (1999) letztlich nicht zu einer Klärung der Konvergenzthese, wohl 
aber zu einer dem Wissenschaftssystem geschuldeten Aufweichung überlieferter Di-
chotomisierungen von Bildung und Qualifikation. Damit verblasst auch die Frage 
nach der Konvergenz als eine in der äußeren Welt – empirisch – gehaltvoll klärbaren 
Frage, entscheidet sich diese letztlich in der inneren Welt der Lernenden, die „auch 
dort, wo betriebliche Humanisierungs- und Pädagogisierungsmaßnahmen ‚nur’ Mittel 
betriebswirtschaftlicher Zweckbestimmung sind, (…) in vielfältiger und wesentlicher 
Weise profitieren (können)“ (Heid 1999, S. 243). 

Die Frage nach der Granularität und Beobachterabhängigkeit der Empirie 

Eine substanzielle Beurteilung der Konvergenz ökonomische und pädagogischer 
Vernunft in den Kompetenzprofilen der Teilnehmenden an Betrieblicher Weiterbil-
dung legt Forschungszugriffe nahe, die sich nicht darauf beschränken, „zum wieder-
holten Mal die bekannten Defizite betrieblicher Weiterbildung dar(zu)stellen und ei-
ner bildungstheoretisch fundierten Kritik zu unterziehen“ (Arnold 1995, S. 21), not-
wendig ist m.E. vielmehr eine Loslösung von solchen Perspektiven aus dem Protest-
system und eine selbstreflexive sowie beobachtungstheoretisch durchdrungene Neu-
fokussierung auf die Wirkungsweisen betrieblichen Erwachsenenlernens. Eine solche 
„systemische Berufsbildungsforschung“ ist bislang erst in Ansätzen entwickelt. Sie 
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würde aber die Möglichkeit eröffnen die nachgefragte Konvergenz in der Kompetenz 
der Lernenden selbst rekonstruieren, statt immer wieder neue bildungsstatistischen 
„Belege“ zu den durch die Protestperspektive gestifteten Dimensionen weitgehend 
ergebnislos hin und her zu wenden: „Eine solche Beobachtung erliegt nicht dem Au-
genschein, sondern ist auf Belege, Begründungen und Generalisierungen gerichtet, 
wobei auch für diese gilt: Auch sie sind sprachlich gefasste und emotional wirksame 
Gewissheitsstifter, welche das Gefühl, es sei so, zu erzeugen und auch (mit)zuteilen 
vermögen. Dabei verbleiben sie im kulturell geprägten Schwingungsraum. (…) Uns 
leuchten auch nur die Belege ein, die uns einleuchten, d. h. die wir mit unserer Vor-
stellung vom Gegenstand und dem Procedere beim Forschen sowie den diesem zu-
grunde liegenden Gütekriterien vereinbaren können. Dabei kommt der ‘Objektivität’ 
sowie der Generalisierbarkeit von Erkenntnissen eine große Bedeutung zu, so als wä-
ren diese ‚gültiger’, wenn möglichst viele Menschen sie als gültig anerkennen, weil die 
Art ihres Zustandekommens und ihres Ausdrucks geteilten Standards folge – auch 
weil z. B. die Untersuchungsstichprobe groß und möglichst international zusammen-
gesetzt sei oder die Begriffe so verwendet werden, wie es dem Mehrheitsgebrauch 
entspricht“ (ebd., S. 149). 

Letztlich zielt eine solche systemische Bildungsforschung auch auf eine Intensi-
vierung des differenzierenden Blickes. Diesem verbunden ist die Kritik an einer Empi-
rie, die das Singuläre im Durchschnittlichen auflöst, um schließlich zu Einschätzun-
gen zu gelangen, welche zuvörderst die Erwartungshaltungen aus dem Protestsystem 
zufriedenstellen. Konvergenz wird dabei als Möglichkeit zur Rehabilitierung eines 
bildungstheoretischen Verdachtsfalles untersucht: Dabei liefert uns die Betriebliche 
Weiterbildungsforschung zwar eine statistische Wahrheit, die aber viel zu grobkörnig 
ist. Indem Weiterbildungsforschung typisiert und sich in ihren analytischen Verfahren 
auf die Ermittlung wahrscheinlicher Wahrheiten kapriziert, kann sich ihr die Kompe-
tenz des Einzelnen „bloß in Abweichung vom Durchschnittswert – der Maßeinheit 
der Moderne“ (Kucklick 2015, S. 9) zeigen, wie Christoph Kucklick in seinem viel 
beachteten Buch „Die granulare Gesellschaft“ schreibt. Dort heißt es weiter: „Jeder 
Mensch ist ein Unikat, ein Singularium (…). Wenn man die Einzelheiten hinreichend 
gut kennt, dann ist der Gruppendurchschnitt irrelevant“ (ebd., S. 48 und 38). 

Singularität gibt es auch auf bei den einzelnen Betrieben, ihren verantwortlichen 
Akteuren und Nutzern. Diese in ihrer Pluralität und Differenzierung zu rekonstruie-
ren, ist eine Aufgabe, die noch aussteht. Sie führt vielleicht nicht zu repräsentativen 
Studien, kann aber dazu beitragen, die Repräsentativität des Einzelfalles genauer aus-
loten (vgl. Arnold 2014) und dabei auch einer erwachsenenpädagogischen Orientie-
rung zu folgen, wie sie Hans Tietgens schon in den 1980er Jahren verschiedentlich 
vorschlug (vgl. Tietgens 1987). 

Fazit: Die nüchterne Frage nach der Kompetenzwirkung 

Für eine systemische Analyse der Betrieblichen Weiterbildungsforschung ist nicht al-
lein die Lösung von mehr oder weniger latenten Ursache-Wirkungsannahmen (Mot-
to: „Interessen bestimmen oder behindern gar die mögliche Wirkung!“) grundlegend, 
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sie ist sich vielmehr der nüchternen Tatsache bewusst, dass sich die Wirkungen – und 
somit auch die Konvergenz – der Betrieblichen Weiterbildung lediglich in ihrer 
Kompetenzwirkung zu zeigen vermögen. Um diese überhaupt denken und beobach-
ten zu können, ist jedoch nicht allein die Lösung aus den Wahrnehmungskategorien 
des Protestsystem nötig, sondern auch eine Vermeidung der Auflösung des Singulä-
ren im Durchschnittlichen. Nimmt man den mittlerweile etablierten „Surveydschun-
gel“ (Käpplinger 2016, S. 65 ff.) zur Betrieblichen Weiterbildung in den Blick, so be-
inhalten die in diesem auffindbaren Klärungen zwar einiges an bildungsstatistischer 
Exaktheit, sie sind aber noch immer wenig klärend im Hinblick auf die „Er-
Rechnung der Realität“ (Simon 2006, S. 40) betrieblicher Kompetenzentwicklung. 
Diese zeigt sich uns nämlich häufig überraschend anders als wir uns dies vorzustellen 
geneigt sind. Wirkungsbeobachtende Forschung löst sich von der Vorstellung des 
Sozialen als einer „trivialen Maschine“ (sensu Heinz von Foerster); sie folgt der Leit-
hypothese der Bostoner Veränderungsforschung, dass „es nicht darum (geht), was die 
Vision ist, sondern was sie bewirkt“ (Senge u. a. 2011, S. 365), und sie ermuntert und 
begleitet die Akteure bei der „Suche nach Energie und Commitment in ihrer eigenen 
Organisation“ (ebd., S. 367 ff.). Dann können Konvergenzen zutage treten, die der 
protestkategorialen Suche ebenso verborgen bleiben, wie den ins Kraut geschossenen 
bildungsstatistischen Berechnungen mit ihren heimlichen kategorialen Akzentuierun-
gen. 
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Das allmähliche Verschwinden des Politischen aus der 
beruflichen Weiterbildung 
„Integration beruflicher und politischer  
Erwachsenenbildung“ 

Gerhard Reutter 

Zusammenfassung 

Der Beitrag versucht nachzuzeichnen, wie eine einstmals zum Teil selbstverständliche In-
tegration von beruflicher und politischer Weiterbildung sich im Zeitverlauf auflöst und iden-
tifiziert Stellschrauben, die zu diesem Wandel beigetragen haben; kurz: wie aus etwas weit-
gehend Selbstverständlichem etwas Unverständliches, nicht mehr Anschlussfähiges wurde. 

Berufliche Weiterbildung versus politische Weiterbildung 

„Wo es in der Bildungsarbeit mit Erwachsenen an der Entscheidung für einen Bezugs-
punkt fehlt, von dem Kritik an der heutigen Wirklichkeit möglich ist, dort wird aus der 
vermeintlichen Neutralität letztlich die blinde Unterwerfung unter den gesellschaftlichen 
Status quo.“ (Dikau 1972, S. 130) Berufliche Weiterbildung als ein Element politi-
scher Bildung zu begreifen oder Politische Bildung als Element beruflicher Weiter-
bildung erscheint im aktuellen Diskurs zumindest kaum denkbar. Die jeweiligen Auf-
gabenverständnisse scheinen zu unterschiedlich, mögliche Schnittmengen kaum vor-
handen. Berufliche Weiterbildung befähigt die Individuen, mit den wechselnden An-
forderungen der Erwerbsarbeit zurecht zu kommen und die individuelle Beschäfti-
gungsfähigkeit zu sichern und zu erweitern; politische Weiterbildung ermöglicht die 
Auseinandersetzung mit und das Verstehen von politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen und Verhältnissen. 

Die potenziellen Nutzergruppen der politischen und der beruflichen Weiterbil-
dung unterscheiden sich daher deutlich. Dominieren in der politischen Weiterbildung 
diejenigen, die aus Eigeninteresse freiwillig teilnehmen, finden sich in der beruflichen 
Weiterbildung, insbesondere in SGB III/II-Angeboten, viele, bei denen nur von ei-
ner eingeschränkten Freiwilligkeit ausgegangen werden kann. Auch die Nutzenerwar-
tungen scheinen nicht vergleichbar. Geht es den Teilnehmenden in der beruflichen 
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Weiterbildung um den Erwerb oder die Verbesserung beruflich geforderter Fähigkei-
ten oder Kompetenzen, so ist der Teilnehmende in der politischen Bildung interes-
siert, politische oder gesellschaftliche Sachverhalte besser zu verstehen oder zu 
durchdringen bzw. Partizipationsmöglichkeiten zu identifizieren. Der Beitrag will der 
Frage nachgehen, warum sich diese beiden Sphären so auseinander entwickelt haben 
und einen Blick zurück werfen auf eine Debatte, in der berufliche und politische Wei-
terbildung als zusammengehörig und sich gegenseitig bedingend angesehen wurden. 
Er will anregen, über ein Zusammendenken dieser beiden Felder aktuell neu nachzu-
denken, in einer Phase, in der die Zusammenhänge zwischen beruflicher Weiterbil-
dung und politischer Bildung wieder deutlicher hervortreten, in der die Veränderun-
gen in der Erwerbsarbeit, auf die berufliche Weiterbildung vorbereitet, auf die politi-
sche Agenda geraten, weil Entwicklungen wie Globalisierung oder Arbeit 4.0 in ihrer 
Ambivalenz immer sichtbarer werden und die Produktion von Verlierern in der Er-
werbsarbeit die politische und gesellschaftliche Debatte prägt. 

Ein Blick zurück 

Mit Beginn der 70er Jahre („Erste Ölkrise“) war in der Bundesrepublik der „kurze 
Traum der immerwährenden Prosperität“ (Lutz 1984) ausgeträumt und der Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen machte deutlich, dass das Aufstiegsversprechen der berufli-
chen Weiterbildung, wie es Geist und Inhalt des 1969 erlassenen Arbeitsförderungs-
gesetzes suggerierte, nicht mehr für alle einlösbar war. In dieser Phase sah sich auch 
die noch junge Erwachsenenbildungswissenschaft zur Positionierung gezwungen, 
auch um ihre bildungspolitische Legitimation abzusichern. Albert Pflüger, damals 
wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Pädagogischen Arbeitsstelle des DVV (PAS) 
und verantwortlich für den Bereich berufliche Weiterbildung, verfasste 1975 für die 
Deutsche UNESCO-Diskussion eine Expertise mit dem Titel „Ansätze zur Integrati-
on von beruflicher und politischer Erwachsenenbildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land“. Er orientiert sich dabei am sog. Plat-Papier von 1971, in dem allerdings nicht 
der Integrations- sondern der Synthesebegriff verwendet wird. Pflüger „beschreibt, 
wie während der Erprobung der Synthesediskussion ein Konflikt auftrat, in dessen 
Folge er seine Stelle als Fachreferent für berufliche Weiterbildung an der VHS Frank-
furt aufgab und zur PAS/DVV wechselte. Allgemeiner kennzeichnet dieser Konflikt 
auch die Grenzen der Durchsetzbarkeit der Synthese beruflicher und politischer Bil-
dung und das Ende der Diskussion ihrer gesellschaftsverändernden Programmatik im 
Hessischen Volkshochschulverband.“ (Nittel/Maier 2006, S. 352) 

Berufliche Weiterbildung: kritisch und parteilich? 

Angesichts der heutigen ängstlichen Zurückhaltung der Mehrzahl der Erwachsenen-
bildungsforscher in bildungspolitischen Fragen1 erstaunt die Selbstverständlichkeit, 
mit der Pflüger die weiterbildungspolitische Verantwortung für die Weiterentwick-
lung der Gesellschaft reklamiert. „Es kann als positives Zeichen bewertet werden, 
wenn das Thema Integration von beruflicher und politischer Bildung heute im 
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Volkshochschulbereich im Zusammenhang mit den sonstigen Bemühungen um De-
mokratisierung, kritische politische Aufklärung, Selbstbestimmung und ‚antikapitalis-
tische Bildungsarbeit’ diskutiert wird.“ (Pflüger 1977, S. 144 f.) 

Auch seine Begründungen für seinen integrativen Ansatz erscheinen aus meiner 
Sicht nach wie vor plausibel, wirken aber beim Lesen wie aus der Zeit gefallen. In-
tegration ist notwendig, weil 
 die Produktionstechniken geprägt sind von den politisch-ökonomischen Interes-

sen der Herrschenden. „Verdinglichte Handlungsabläufe werden … zu einem gro-
ßen Teil nicht durch Denken, sondern durch Bejahung und Anpassung erlernt. Es 
kommt daher darauf an, die repressiven Elemente der Handlungsabläufe aufzu-
decken, die die Organisationsform kritisieren und überwinden helfen“ (S. 145) 

 die Verwaltungszusammenhänge beruflicher Qualifizierung transparent sein sol-
len. Da „die Vermittlung von auf dem Markt verwertbaren Kenntnissen zugleich 
von wesentlicher gesellschaftspolitischer Bedeutung ist, geht es darum, die Inte-
ressen an der Vermittlung bestimmter Qualifikationen … transparent zu machen“ 
(ebd.) 

 es ein „kritisches Hinterfrage der angeblichen wertfeien Technik im Hinblick auf 
ihre sozialen Auswirkungen und Ursachen“ (ebd.) braucht 

 sie den Lernenden hilft, „ihre Situation realistisch einzuschätzen, d. h., vor allem 
illusionäre und ideologische Aspekte ihrer Vorstellungen zu erkennen, ohne zu-
gleich ihre Lernbereitschaft aufzugeben“ (S. 146) 

 Erziehungswissenschaft im Sinne von Klafki „notwendiger Weise zur permanen-
ten Gesellschaftskritik werden muss“ (ebd.) 

 die soziale (kollektive) Emanzipation angestrebt wird statt „individuelle Emanzi-
pation und individueller Aufstieg“ (ebd.). 

Integration begründet sich für Pflüger auch aus Erkenntnissen der Erkenntnistheorie, 
der Lerntheorie und der Didaktik, aber auch gesellschaftstheoretisch und traditionell 
bildungshumanistisch. Erkenntnistheoretische Begründung: „Bestimmte fachliche 
Zusammenhänge des beruflichen Alltags lassen sich nur adäquat erfassen, wenn die 
ihnen immanenten politisch-ökonomischen Herrschaftszusammenhänge im fachli-
chen Unterricht nicht ausgeklammert werden.“ (S. 147) Die lerntheoretischen Be-
gründungen ergeben sich aus dem Prinzip Subjektorientierung: „Die Bildungs- und 
Lernbereitschaft ist abhängig von der subjektiven Einsicht des Teilnehmers in den 
Sinn und die Erfolgschancen seiner Bildungsbemühungen. Politische Apathie und 
Aufstiegsbarrieren weiten sich als Bildungs- und Lernbarrieren aus. Die resignative 
Haltung vieler Arbeiter gegenüber Bildungsanstrengungen kann nur durchbrochen 
werden, wenn es gelingt, ihnen die sozialen Ursachen ihres – vermeintlich in ihrer 
Person begründeten – Unvermögens zu verdeutlichen.“ (ebd.) 

Die uns heute erstaunende Parteilichkeit Pflügers, die heute wohl dem Vorwurf 
der normativen Überfrachtung ausgesetzt wäre, war keine marginale Positionierung, 
sondern entsprach dem damaligen Mainstream in der Erwachsenenbildungswissen-
schaft. „Denn auch das müssen wir wissen: wer in dieser bestehenden Gesellschaft 
nicht Partei nimmt, nimmt Partei für das Bestehende, wer das Bestehende nicht kriti-
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siert, kritisiert damit diejenigen, die das Bestehende kritisieren, indem er das Beste-
hende als von ewig her gültig und gerechtfertigt und als so wie es ist, gut und richtig 
akzeptiert. Auch … die Nichtparteinahme ist eine Parteinahme, freilich eine ver-
schleierte. Um die Parteinahme in jeder Bildungsbemühung, die überhaupt mit dem 
Problem unserer Gesellschaft zu tun hat, kommen wir also nicht herum.“ (von Oert-
zen 1977, S. 167)  

Im Zeitvergleich fällt auf, mit welcher Selbstverständlichkeit Parteilichkeit und 
Gesellschaftskritik von der Erwachsenenbildung eingefordert wird, eine Forderung, 
die sich aus den Traditionslinien der Erwachsenenbildung zwangsläufig ergäbe. „Eine 
Erwachsenenbildung, die sich ihrer ursprünglichen und traditionellen Aufgabe ver-
pflichtet weiß, kommt um eine kritische Auseinandersetzung mit den gesellschaftli-
chen Bedingungen, die die Möglichkeiten des Menschseins letztlich reduzieren, nicht 
herum. Sie muß kritisch und politisch sein.“ (Dikau 1972, S. 128) 

Der besonnene und des „Linksseins“ unverdächtige Hermann Giesecke wehrt 
sich gegen die heute weitgehend unhinterfragte Dominanz beruflichen Lernens in der 
Bildung und Weiterbildung. „Die einseitige Optimalisierung des beruflichen Lernens, 
wie sie heute in der Öffentlichkeit gefordert wird, ist der massivste Angriff auf den 
demokratisch-emanzipatorischen Charakter unseres Bildungswesens seit dem Ende 
der reaktionären preußischen Volksschule.“ (Giesecke 1972, S. 101 f.) 

Horst Siebert, betont: „Unumstritten ist ferner, daß die kapitalistischen Produkti-
ons- und Eigentumsverhältnisse eine Demokratisierung erschweren und der Korrek-
tur bedürfen“, gleichzeitig relativierend, „daß sie aber nicht alleinige Wurzel des 
Übels sind.“ (Siebert 1977, S. 21) 

Für Tietgens war die Integration beruflicher und politischer Weiterbildung eine 
„Parole der Bildungsreformer, von der wenig Wirklichkeit wurde“ (Tietgens 1991, S. 
8). Er sieht aber Anfang der 90er Jahre die Notwendigkeit, den Diskurs gegensteu-
ernd wieder aufzugreifen, weil die Integration „jetzt von der Realität gefordert [wird] 
… und wieder als Leitgesichtspunkt betrieblicher Bildung [erscheint]“ (ebd.) und fin-
det sich damit auf einer Linie mit Arnold, der Faulstich zitiert: „Wenn Erwachsenen-
bildung nicht nur dazu dienen soll, instrumentelle Qualifikationen zu vermitteln oder 
Akzeptanz zu beschaffen, ist ein Konzept notwendig, das technische Kompetenz mit 
gesellschaftlicher Einsicht und Handlungsbereitschaft verbindet.“ (Faulstich zitiert in 
Arnold 1991, S. 20) 

Vom Verschwinden zentraler Leitbegriffe 

„Sie erinnerte sich, wie sie ihm einmal diese Zeitungsausschnitte vorgehalten hatte, in dem 
Glauben, er würde sich dieses Verrats an seinen Ideen schämen, und wie er seelenruhig ge-
antwortet hatte: ‚Das waren andere Zeiten damals.’ … Heute begriff sie, dass ihr Vater 
keinen Widerspruch zwischen beiden Verhaltensweisen gesehen hatte, womit bewiesen war, 
daß nicht er sich so sehr geändert hatte, sondern die Zeit.“ (McCarthy, 1965, S. 101)  

Es lässt sich kein Zeitpunkt oder Ereignis nennen, der oder das verantwortlich 
dafür gemacht werden könnte, dass die alten Begrifflichkeiten wie „Emanzipation“ 
oder „gesellschaftliche Bedingungen“ und Positionen der Parteilichkeit aus dem Dis-
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kurs verschwunden sind. Es ist ein schleichender Prozess, ein stilles Abschiednehmen 
relevanter Akteure der Erwachsenenbildungsforschung von ehemals eingenommenen 
Positionen. Sind die Veränderungen Ergebnisse von Lernprozessen, machen verän-
derte Rahmenbedingungen neue Positionen notwendig oder zeigen die Ergebnisse 
und Erkenntnisse der Erwachsenenbildungsforschung, dass derartige integrative An-
sätze dysfunktional geworden sind? Oder ist es schlicht Resultat einer Resignation 
angesichts der anfänglichen euphorischen Überschätzung der Möglichkeiten von Er-
wachsenenbildung und dem Erkennen der Diskrepanz zwischen Notwendigem und 
Möglichem? Ist es das Ergebnis von Enttäuschungen, weil man von der Gestal-
tungsmacht des Prometheus Abschied nehmen muss und nun die Mühen des Sisy-
phos gefragt sind (vgl. Siebert, 1992)? Oder wie ist es zu verstehen, wenn Arnold als 
eine Voraussetzung für eine neue Didaktik beruflicher Weiterbildung konstatiert: „1. 
Der naive Glaube an die Veränderbarkeit menschlichen Verhaltens muß aufgegeben 
werden.“ (Arnold 1991, S. 51) Dies lässt sich als Appell gegen den missionarischen 
Übereifer mancher Erwachsenenbildner lesen, aber auch als Verzicht auf politische 
Positionierung eingedenk der Vergeblichkeit, Menschen und damit auch Gesellschaf-
ten verändern zu können. Die Ursachen scheinen vielfältig zu sein und sind möglich-
erweise kein spezifisches Phänomen der Erwachsenenbildungswissenschaft. „Sozial- 
und Gesellschaftswissenschaften haben sich in der modernen Beliebigkeit ihrer Aussagen 
selbst jeden aufklärerischen Zwanges entledigt. Die Formel von der wachsenden Kontin-
genz der Verhältnisse, ihrer neuen Unüberschaubarkeit und Nichtvoraussagbarkeit, be-
dient den antiaufklärerischen Zeitgeist und stellt sich gegen den Subjektanspruch des Indi-
viduums.“ (Kirchhöfer, 1998, S. 94) Dies gilt möglicherweise auch für wissenschaftli-
che Disziplinen, was Sennett als eine Überlebensnotwendigkeit von Individuen be-
schreibt: „Die Fähigkeit, sich von der eigenen Vergangenheit zu lösen und Fragmen-
tierung zu akzeptieren, ist der herausragende Charakterzug der flexiblen Persönlich-
keit.“ (Sennett 1998, S. 79) 

Die Entdeckung des Selbst und ihre Nebenwirkungen 

Es gibt gute Gründe anzunehmen, dass die Entpolitisierung der beruflichen Weiter-
bildung mit der „Entdeckung des Selbst“ und der Aufwertung des selbstgesteuerten 
und selbstorganisierten Lernens verknüpft ist. Bei oberflächlicher Betrachtung könn-
te diese Entwicklung als ein neues Ernstnehmen des Prinzips der Teilnehmerorientie-
rung verstanden werden, weil es scheinbar die Bedarfe und Bedürfnisse der Subjekte 
in den Mittelpunkt rückt und der Autonomie der Erwachsenen einen hohen Stellen-
wert zuschreibt. „Da selbstgesteuertes Lernen durch seine Ausrichtung auf Autono-
mie legitimiert und mit Freiheit assoziiert wird, die vordergründig das genaue Gegen-
teil von Macht suggeriert, geht mit dieser Programmatik eine Ausblendung der gesell-
schaftspolitischen Dimension pädagogischen Handelns und eine unterschwellige 
Abwertung der traditionellen Lehre einher.“ (Schüßler 2016, S. 101 f.) 

Die „Ausblendung der gesellschaftspolitischen Dimension“ stellt eine Art Ge-
genbewegung in der Erwachsenenbildungswissenschaft dar, die die Aufwertung des 
selbstgesteuerten Lernens und die damit ausgerufene neue Lernkultur zu einem Ge-



Hessische Blätter 3 | 2017 

220 

neralangriff auf die institutionelle berufliche Weiterbildung nutzt. Vor allem die groß-
zügig mit Projektgeldern ausgestattete Arbeitsgemeinschaft Betriebliche Weiterbil-
dungsforschung (ABWF) agiert dabei in aller Deutlichkeit: 

„Aus Studien über ‚besonders Erfolgreiche’ im Transformationsprozess ist bekannt, daß 
sie selbstorganisiert und kommunikativ chaotisch gelernt haben. Gleichzeitig ist das Prin-
zip der Selbstorganisation auch aus Gründen der Ausdifferenzierung, Spezialisierung und 
Individualisierung der Lernaufgaben zwingend. Andere Steuerungsmechanismen nach 
planwirtschaftlichen bzw. mittelfristigen Planungsmustern, wie sie gerade im Bildungsbe-
reich üblich sind, müssen bei der Frage der Kompetenzentwicklung scheitern.“ (Erpen-
beck/Sauer 2000, S. 293) 

Dabei ist nicht nur der Hinweis auf die „besonders Erfolgreichen“ bemerkens-
wert, deutet er doch implizit an, dass Selbstorganisation möglicherweise für manche 
ein Problem darstellt und die „Selbststeuerungskompetenz bei denen am wenigsten 
ausgeprägt [ist], die sie am dringendsten brauchen“ (Wittpoth 2010, S. 158). Damit 
verbunden ist auch der Abschied vom Bildungsbegriff zugunsten des Kompetenzbe-
griffs und damit ein expliziter „Abschied von der Aufklärung“ (Arnold/Siebert 1995, 
S. 167). 

Die neuen Argumentationslinien ignorieren die früheren Erkenntnisse der Er-
wachsenenbildungswissenschaften und stellen „traditionslose Diskurse“ (Kirchhöfer 
2004, S. 14) dar, die die Gestaltbarkeit der Verhältnisse gar nicht mehr als möglich er-
scheinen lassen. „Die Veränderung dieser Arbeitswelt wird in der Argumentation als 
naturgesetzlich erscheinender Prozess der Entwicklung der technisch-organisato-
rischen Elemente des Arbeitsprozesses und der veränderten Stellung des Produzen-
ten in diesem Prozess postuliert, dem Lernen sich anzupassen habe. Die neue Lern-
kultur erscheint danach als unausweichliche Folge einer veränderten Arbeitsgesell-
schaft, die wiederum veränderten Produktionsbedingungen folgt.“ (ebd.) 

Wenn sich Verhältnisse naturgesetzlich entwickeln, scheint eine Gestaltbarkeit 
durch Menschen nicht mehr gegeben. Es gilt also, die Individuen den Verhältnissen 
anzupassen und nicht die die Verhältnisse an die Bedarfe und Bedürfnisse der Indivi-
duen. Die neue Kernkompetenz, die in der beruflichen Weiterbildung gefördert wer-
den soll, ist die Kompetenz, in unsicheren Zeiten und wechselnden Rahmenbedin-
gungen souverän navigieren zu können. Werte wie Emanzipation oder Solidarität 
scheinen dann nicht mehr anschlussfähig zu sein, wenn es vor allem um das Selbst 
und seine Selbstkompetenzen geht. „Lernerfolge oder -misserfolge werden somit in-
dividuell attribuiert. Dies führt somit zur moralischen Verpflichtung des Individu-
ums, sich selbst der Leitvorstellung eines aktiven und eigenverantwortlichen Selb-
stunternehmers entsprechend zu verhalten (bzw. zu regieren). Die mit dem Regime 
der Selbstführung verbundene Härte liegt somit in der Verantwortungsübertragung 
des Lernprozessmanagements auf das Individuum.“ (Schüßler 2016, S. 97) 

Die theoretische Basis liefert der Diskurs um eine konstruktivistische Pädagogik 
und seiner konzeptionellen Umsetzung in der Ermöglichungsdidaktik. Unbestreitbar 
haben die einschlägigen Diskurse viel in Bewegung gebracht und das Lernen in insti-
tutionellen Zusammenhängen positiv verändert, weil die Orientierung auf die Subjek-
te vor der Sachorientierung rangiert, damit aber auch die Verantwortung für gelin-
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gendes Lernen ausschließlich dem Individuum zugeschrieben. Durch die „operatio-
nale Gelassenheit und Selbstreferentialität der Lernenden [wird] Wissensvermittlung 
obsolet. Hier ergibt sich aber eine Leerstelle, da Wissensvermittlung nicht mit dem 
Bemühen um Bildung gleichgesetzt werden kann.“ (Schüßler 2016, S. 99) In seinen 
Folgen gravierender erscheint der von Arnold und Siebert proklamierte Abschied 
von der Aufklärung und damit ihre Aufgabe früher vertretener Positionen der kriti-
schen Theorie. „Konstruktivismus und Systemtheorie Luhmannscher Provenienz, 
wie sie in die Erwachsenenbildung eingeführt werden, lassen sich dann auch … als 
performative Theoriebildung begreifen. Der Erfolg des Begriffs des autopoietischen 
Systems lässt den Verdacht zu, dass die zunehmende Akzeptanz mit einer politischen 
Rationalität harmoniert, der es um die Austreibung der letzten Residuen der Wider-
ständigkeit, die mit dem kritisch gedachten Subjektbegriff verknüpft ist, geht.“ (For-
neck 2004, S. 254) In der Praxis der beruflichen Weiterbildung wird diese neue politi-
sche Rationalität überdeutlich. Die aktuelle berufliche Weiterbildungspraxis zeigt heu-
te in unterschiedlichen Feldern, dass der „Abschied von der Aufklärung“ erfolgreich 
war und Irrationalitäten und Paradoxien das Feld kennzeichnen. Dies gilt insbeson-
dere, aber nicht nur für die SGBIII/II-finanzierten Angebote beruflicher Weiterbil-
dung. Insgesamt zeigt ein Blick auf die aktuelle berufliche Weiterbildung, dass sich 
auch die neue Lernkultur doch etwas anders entwickelt hat als ihre Apologeten ver-
sprachen. Schüßler spricht von einer „betriebswirtschaftlichen Orientierung, in der 
das Augenmerk eher auf einer funktionierenden Organisation und einem stimmigen 
Haushalt und weniger auf den Themen Persönlichkeitsentwicklung oder gerechte 
Teilhabechancen an Bildung gelegt“ (Schüßler 2016, S. 85) wird. „Kern ist eine 
Handlungslogik, die Kosten-Nutzen Kalküle bestimmen, nach Preisen fragt und 
nicht nach Werten.“ (Faulstich, Zeuner 2015, S. 25) Die Abkehr von der Aufklärung 
hat auch in der beruflichen Weiterbildung eher zu einer regressiven Modernisierung 
geführt. „Das Adjektiv regressiv bezieht sich auf den Umstand, dass Gegenwartsge-
sellschaften hinter das in der sozialen Moderne erreichte Niveau an Integration zu-
rückfallen.“ (Nachtwey 2016, S. 75) Für die Integration politischer und beruflicher 
Weiterbildung scheint dies zuzutreffen. 

Für eine Renaissance beruflicher und politischer Weiterbildung 

Wenn berufliche Weiterbildung – und generell Erwachsenenbildung – auf den An-
spruch verzichtet, bestehende Verhältnisse zu kritisieren und verändern zu wollen, 
bleibt dies nicht ohne ungewollte nicht-intendierte Nebenwirkungen. Eine Erwach-
senenbildung, die die Unterscheidung von Lernen und Bildung aufgegeben hat, „wird 
zum Begriffslieferanten jeglichen Modernisierungsflimmerns im neoliberalen 
Mainstream. Indem sie die Perspektive von Bildung und Aufklärung aufgibt, liefert 
sie die Kategorien für eine Anpassung an das Bestehende.“ (Faulstich/Zeuner 2015, 
S. 30) Wenn Bestehendes – auch in der Erwerbsarbeit – akzeptiert wird wie es ist und 
Systemveränderung nicht angesagt, sondern Systemoptimierung als Aufgabe der be-
ruflichen Weiterbildung ausreichend erscheint, werden damit auch Bilder von Gesell-
schaft transportiert und Vorstellungen vermittelt, wie Gesellschaft funktioniert. 
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Wenn von Oertzen davon spricht, dass ein Verzicht auf Kritik des Bestehenden be-
deutet, die Verhältnisse als die besten aller möglichen zu interpretieren, werden Ent-
wicklungen wie bspw. der Prozess der Globalisierung als natürliche Begleiterschei-
nung einer naturwüchsigen Entwicklung gesehen und nicht als Prozesse, die von 
Menschen gewollt und von Menschen gesteuert werden. Wenn Verhältnisse in der 
Arbeitsgesellschaft sich in einer Art und Weise verändern, die auf den einzelnen be-
drohlich wirken oder bedrohlich sind und ein Bewusstsein über die Gestaltbarkeit der 
Verhältnisse verloren gegangen ist, entsteht Angst. Angst vor anonymen unsichtba-
ren Mächten, die scheinbar Eigengesetzlichkeiten produzieren. Angst ist das Resultat 
vermeintlicher oder tatsächlicher Ohnmacht und Wärmestube, an der Populisten sich 
erhitzen. Der Gegensatz ist eine Hoffnung, Ausdruck der Erwartung, Verhältnisse 
gestalten zu können. 

Wenn die Rückbesinnung auf die scheinbar antiquierte Debatte um die Integrati-
on politischer und beruflicher Bildung einen Sinn und Nutzen haben soll, dann der, 
dass er Lernende und ihre Bedarfe und Befürchtungen ernst nimmt und berufliche 
Weiterbildung ihrem Anspruch gerecht wird, auf veränderte Anforderungen in der 
Erwerbsarbeit vorzubereiten. Eine Beschränkung auf die Vermittlung beruflichen 
Handlungswissens kann dabei nicht ausreichend sein. Die Herausforderungen, die 
sich aus der sogenannten Arbeit 4.0, der Digitalisierung und Vernetzung, für die Be-
schäftigten ergeben, werden von denen nicht gemeistert werden, die diesem Wandel 
mit Angst begegnen. Deswegen erscheint die Rückbesinnung auf damals für viele 
Selbstverständliches sinnvoll und notwendig. Die Beschäftigungsfähigkeit des Ein-
zelnen wird beeinträchtigt, wenn die Angst vor möglicherweise nicht bewältigbaren 
beruflichen Anforderungen das Fühlen und Denken der Beschäftigten dominiert. 
Das Bewusstmachen der Gestaltbarkeit der Verhältnisse ist daher nicht Ausdruck ei-
ner fürsorglichen paternalistischen Einstellung oder Resultat re-ideologisierender 
Bemühungen, sondern schlicht eine Bestärkung der Individuen. Ob sie zu einer Ver-
änderung der Verhältnisse führen kann, bleibt offen. 

Zum Schluss in eigener Sache: 
„… ich aber bin ein älterer Herr und nicht frei von Verhärtungstendenzen, weshalb ich 
mich höllisch bemühen muss, ein bisschen belehrbar zu bleiben.“ (Werner 2004, S. 18) 

Anmerkungen 

1 Stellungnahmen von kritischen Nachwuchswissenschaftlern wie die zum Rückzug der Fi-
nanzierung der Weiterbildung durch die öffentlichen Hände werden von der Bertelsmann-
Stiftung und nicht vom DIE oder BIBB veröffentlicht. 
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Gesellschaftsbild und Weiterbildung: 
Das „Politische“ im „Beruflichen“ – empirische Einblicke 
in eine „integrierte Realität“ 

Helmut Bremer, Christel Teiwes-Kügler, Jessica Vehse 

Für Peter Faulstich 

Abstract 

Der Beitrag knüpft an die Debatte um die Verbindung beruflicher und politischer Wei-
terbildung an. Gestützt auf eine qualitativ-empirische Studie, bei der Teilnehmende län-
gerfristiger Weiterbildungen befragt wurden, wurde der Verknüpfung von Gesellschafts-
bildern und Weiterbildung nachgegangen. Gezeigt wird, dass Gesellschaftsbilder, verstan-
den als im Habitus verankerte gesellschaftliche Ordnungs- und Teilungsprinzipien und 
Vorstellungsschemata, Prozesse beruflicher Weiterbildung in mehrfacher Hinsicht mit-
strukturieren und den Lernenden sehr präsent sind. Im Ergebnis wird für eine stärkere 
Verknüpfung von politischer und beruflicher bei der programmatischen und pädagogi-
schen Gestaltung von Weiterbildung plädiert.  

Die Unterscheidung des „Beruflichen“ und des „Allgemeinen“ (das dann oft syno-
nym zum „Politischen“ gesetzt wurde) durchzieht als grundlegende Trennung das 
(Weiter-)Bildungswesen und hat sich in dessen Systemstruktur (thematisch, didak-
tisch, institutionell, rechtlich, finanziell) manifestiert (vgl. Faulstich 2004, 2009). Ten-
denziell erscheint das Berufliche als (vermeintlich) „privat”, „sachbezogen”, „nütz-
lich”, „instrumentell” usw., das Allgemeine und Politische hingegen als (vermeintlich) 
„öffentlich”, „herrschaftskritisch“, „emanzipativ“, „persönlichkeitsbildend“ usw. 
Beinahe ebenso lang ist die Debatte um einen ganzheitlichen Blick auf die Bildung 
Erwachsener, die sowohl das Berufliche als auch das Allgemeine und Politische um-
fasst und in der Erwachsenenbildung mit verschiedenen Intentionen und unter ver-
schiedenen Begrifflichkeiten wie „Verbindung“, „Synthese“, „Integration“, „Verzah-
nung“ oder „Konvergenz“ geführt wird (vgl. Faulstich 2009; Pflüger 1977; Tietgens 
2010). Gegenüber einer Logik des Separierens wäre demnach zu betonen, dass sich 
das Lernen von Erwachsenen „immer schon in einer integrierten Realität“ vollzieht 
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(Faulstich 1991, S. 198). Aus dieser Perspektive sind Zugänge zur Politik wie auch 
zum Beruflichen selten isoliert und in Reinform vorhanden, sondern sind stets einge-
bunden in Lebensperspektiven als Ganzes.  

Integrative Konzepte können etwa anknüpfen an Borinski (1954), der die politi-
sche Bildung als ein Unterrichtsprinzip sah, das „über den politisch-sozialen Fachun-
terricht“ hinausgehen und „alle Unterrichtsgebiete durchdringen und zu einer Einheit 
zusammenfassen“ muss (ebd., S. 64). Siebert (2000, S. 141 f.) betont, dass das schuli-
sche Strukturprinzip des Unterrichtsfachs und die damit verbundenen fachlichen Lo-
giken auf Erwachsenenbildung so nicht übertragbar sind. In der Erwachsenenbildung 
sei das Strukturprinzip eher „die komplexe lebensweltliche Thematik“, die oftmals 
„disziplinübergreifend strukturiert ist“. Diese Perspektiven machen deutlich, dass 
Bildung „in einem umfassenden Sinn“ nicht aufgeht „in den Schachteln des ‚Berufli-
chen’, des ‚Allgemeinen’ oder eines Besonderen ‚Politischen’“ (Faulstich 2004, S. 88). 

Es gibt also gute Gründe dafür, berufsbezogene und politikbezogene Lern- und 
Bildungsprozesse zusammen zu denken und zu betrachten. Dieser Verknüpfung des 
Politischen und Beruflichen möchten wir im Folgenden mit Bezug auf eine empiri-
sche Studie verdeutlichen, in der wir dem Zusammenhang von Gesellschaftsbild und 
Weiterbildung nachgegangen sind und Teilnehmende länger andauernder (allgemein-
bildender und beruflicher Weiterbildungsprogramme befragt haben.1 Wir verstehen 
Gesellschaftsbilder anknüpfend an die klassische industriesoziologische Untersu-
chung von Popitz u. a. (1957) und das Habituskonzept Bourdieus (1987) als Disposi-
tionen, Vorstellungen und Klassifizierungen, auf deren Grundlage die gesellschaftli-
che Ordnung und die eigene Position darin gedeutet und bewertet werden. Gesell-
schaftsbilder beinhalten also immer auch, sich selbst zur Welt in Beziehung zu setzen 
und sind somit anschlussfähig an Bildung in ihrer politischen Dimension.  

Wie wir zeigen, sind den Lernenden in Prozessen primär beruflicher Weiterbil-
dung solche gesellschaftlich-politischen Bezugnahmen als die Bildungspraxis mit-
strukturierende Prinzipien sehr präsent. Wir gehen zunächst auf zentrale Eckpunkte 
und Ergebnisse der Studie ein und plädieren abschließend dafür, die „Schubladen“ 
von beruflicher und politischer Bildung aufzubrechen. 

1. Zur Studie „Gesellschaftsbild und Weiterbildung“  

Ansatz 

Zentraler Ansatzpunkt unserer Studie war, dass außerhalb des Erwerbslebens statt-
findende und länger andauernde Weiterbildungsprozesse im Sinne Zinneckers (2000) 
eine „spezifische lebensgeschichtliche ‚Auszeit’“ und eine „Moratoriumsphase“ dar-
stellen (vgl. auch Tosana 2008). Dem folgend gingen wir davon aus, dass die mit der 
beruflichen Weiterbildung verbundene zeitliche Entpflichtung von Erwerbsarbeit 
nicht nur eine Phase beruflicher Umorientierung darstellt, sondern einen biographi-
schen Raum eröffnet, in dem auch bisherige soziale und gesellschaftlich-politische 
Ordnungsvorstellungen und Orientierungsmuster sowie private Lebensentwürfe re-
flektiert und verändert werden können. Unterstellt wurde dabei, dass solche Umstel-
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lungsprozesse biographisch sowie milieu- und geschlechtsspezifisch unterschiedlich 
erfahren und verarbeitet werden.  

Das Konzept „Gesellschaftsbild“, das eine Nähe hat zu Begriffen wie „Bewusst-
sein“ oder „Sozialcharakter (vgl. Bremer u. a. 2015, S. 12 ff.), wurde von Popitz u. a. 
(1957) verstanden als Bündel von Vorstellungsschemata, die zur Deutung und Erklä-
rung von gesellschaftlichen Bedingungen und Veränderungen herangezogen werden 
und ein über die eigenen unmittelbaren Erfahrungen hinausgehendes „Mehr“ bein-
halten. Dadurch wird eine Orientierung und Verortung innerhalb größerer gesell-
schaftlicher Zusammenhänge ermöglicht. Diese Vorstellungen sind zum Teil nicht 
bewusst und können daher auch nicht unbedingt direkt formuliert werden (vgl. ebd., 
S. 8). 

Der Einschluss latenter und vorreflexiver Ebenen eröffnet Anschlüsse an das 
Habituskonzept Bourdieus (1987), der von den Wahrnehmungs-, Denk- und Hand-
lungsschemata und verkürzt auch von „Weltsichten“ spricht. Gesellschaftsbilder las-
sen sich demnach als im Habitus verankerte gesellschaftliche Ordnungs- und Tei-
lungsprinzipien auffassen, die mit dem eigenen sozialen Ort und der damit verbun-
denen Perspektive auf die soziale Welt zusammenhängen und handlungsrelevant sind 
– etwa auch in Bezug auf Weiterbildungsteilnahme. Es geht dann darum, inwiefern 
die Gesellschaft als veränderbar, partizipativ, egalitär, meritokratisch, mobil usw. er-
fahren wird (vgl. Bremer u. a. 2015, S. 31 ff.).  

Empirisches Vorgehen 

Befragt wurden Gruppen mit sechs bis zehn Teilnehmenden aus meist zweijährigen 
öffentlich finanzierten Weiterbildungsprogrammen (berufliche Erstausbildungen, 
Umschulungen und Höherqualifizierungen, Nachholen von Schulabschlüssen). Die 
Teilnehmenden gehörten allgemeinbildenden, technisch-handwerklichen, informa-
tions-technologischen, pädagogischen, pflegerischen u. kaufmännischen Weiterbil-
dungsgruppen an (vgl. Bremer u. a. 2015, S. 68 ff.) und kamen mehrheitlich aus mitt-
leren und unteren sozialen Lagen. Da wir mögliche Veränderungen von Gesell-
schaftsbildern im Verlauf der Weiterbildungsphase aufzeigen wollten, haben wir ei-
nen qualitativen Längsschnitt realisiert und die Gruppen einmal zu Beginn und ein-
mal gegen Ende der Weiterbildung befragt.  

Methodisch wurde mit dem Verfahren der Gruppen- bzw. Lernwerkstatt gearbei-
tet. Darin werden Gruppendiskussionen um visuelle und assoziativ-projektive Ver-
fahren (in unserem Fall Collagen) erweitert, um auch einen empirischen Zugang auf 
vor-reflexive gesellschaftlich-politische Orientierungen und Haltungen zu bekommen 
(vgl. Bremer u. a. 2015, S. 43 ff.). Die Erhebungen dauerten etwa vier Stunden und 
wurden komplett transkribiert. Insgesamt konnten in der ersten Erhebungswelle 14 
und in der zweiten elf Gruppenerhebungen mit 94 bzw. 40 Teilnehmenden durchge-
führt werden.2 

Empirisch zugänglich wurden Gesellschaftsbilder beispielsweise durch in den 
Gruppenwerkstätten sichtbar werdende Gerechtigkeits- und Solidaritätsvorstellun-
gen, Wahrnehmungen zur gesellschaftlichen Struktur und Hierarchie und deren Zu-
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standekommen, durch den gesellschaftlichen Stellenwert, der Bildung zugewiesen 
wurde oder auch durch Haltungen zu gesellschaftlichen Wandlungsprozessen (vgl. 
hierzu ausführlich Bremer u. a. 2015, S. 41).  

Aus den Erhebungen wurden schließlich sechs Gesellschaftsbilder mit verschie-
denen Varianten rekonstruiert (vgl. Übersicht; ausführlicher Bremer u. a. 2015, S. 214 
ff.). Die Rekonstruktion erfolgte angelehnt an das Verfahren der Habitus-Herme-
neutik (Bremer/Teiwes-Kügler 2013) in mehreren interpretativen Analyseschritten, 
bei denen die Auswertungsergebnisse zunehmend vom Material abstrahiert und in 
sogenannten Fallprofilen verdichtet wurden (vgl. ebd., S. 79 ff.). Dabei kamen bereits 
vorhandene theoretische wie auch induktiv aus dem Material entwickelte Kategorien 
zum Einsatz. Zentral war die Herausarbeitung der aus Sicht der Untersuchungsper-
sonen die Gesellschaft hauptsächlich strukturierenden Mechanismen.  

2. Gesellschaftsbilder im Überblick 

In der eingefügten Übersicht sind die Gesellschaftsbilder komprimiert dargestellt und 
das jeweilige zentrale Prinzip hervorgehoben, nach dem die Gesellschaft in der Per-
spektive der Befragten „funktioniert“ und wie sie strukturiert ist. Die Gesellschafts-
bilder fanden wir mitunter nur in einer, teilweise auch in mehreren Erhebungsgrup-
pen; sie gehen also in der Logik der Befragungsgruppen nicht auf. Zusammenhänge 
mit Habitus und sozialem Milieu waren dagegen klar erkennbar.  

Gesellschaftsbild Dominantes Strukturierungsprinzip 
Gesellschaft als Meritokratie ausgeprägtes individuelles Leistungsprinzip; in unterschiedlicher 

Weise verbunden mit Vorstellungen von Chancengleichheit und 
Leistungsgerechtigkeit 

Gesellschaft als Konkurrenz-
verhältnis 

Wettbewerbs- und Durchsetzungsprinzip; zum Teil verbunden mit 
sozialdarwinistischen Vorstellungen 

Gesellschaft als Dichotomie 
und Ausbeutungsverhältnis 

Herrschaftsprinzip; zum Teil verbunden mit Ohnmachtsvorstellungen 
oder individuellen Aufstiegsstrategien 

Gesellschaft als Statushierar-
chie 

Anerkennungsprinzip; hohe symbolische Bedeutung von zertifizier-
ten Bildungs- bzw. Berufsabschlüssen, deren Bedeutung teilweise 
als legitim anerkannt, teilweise als nicht durch Leistung „verdient“ 
nur begrenzt akzeptiert wird 

Gesellschaft als Maschine gesellschaftliche Entwicklung und Beschleunigung, auf die man kei-
nen Einfluss hat und denen man allenfalls mit individualistischen 
Handlungsstrategien begegnen kann 

Gesellschaft als Solidarge-
meinschaft 

Fürsorgeprinzip; Erfahrung einer solidarischen Gesellschaft, in der 
es Unterstützung gibt für sozial Schwächere; zugleich wird die Ge-
sellschaft gegenwärtig als entsolidarisiert wahrgenommen 

Ohne ins Detail zu gehen (vgl. Bremer u. a. 2015, S. 213 ff.) lässt sich festhalten: Alle 
Untersuchungsgruppen sahen sich mit einer konkurrenzbetonten Leistungsgesell-



Hessische Blätter 3 | 2017 

228 

schaft konfrontiert, insbesondere auch oder gerade diejenigen, die sich den gesell-
schaftlichen Anforderungen aufgrund fehlender Bildungs- und Berufsabschlüsse, ih-
rer familiär-sozialen Situation oder wegen gesundheitlicher Probleme nicht (mehr) 
gewachsen fühlten. Aus dieser oft nur latenten Vorstellung einer „irgendwie“ merito-
kratischen Gesellschaft resultierte der Glaube an die Sinnhaftigkeit gegenwärtiger Bil-
dungsanstrengungen und die Erwartung oder Hoffnung, dass die Bildungsanstren-
gungen gesellschaftlich belohnt werden.  

Als wirklich ungebrochene Grundorientierung fanden wir das meritokratische Ge-
sellschaftsbild allerdings nur in wenigen Gruppen. Neben die meritokratische „Doxa“ 
(Bourdieu) traten andere erfahrungsgestützte Gesellschaftsbilder. Vielfach bestand 
die Vorstellung vom Fortbestehen einer Statushierarchie, die nach sozialer Herkunft 
und ständischen Mechanismen der Privilegierung soziale Ungleichheit festschreibt 
oder ein dichotomes Gesellschaftsbild nach dem Gegensatz von Macht und Ohnmacht. 
Die Gesellschaft und die eigene soziale Lage erschienen dann kaum veränderbar. 
Mitunter wurde das gesellschaftliche System wie ein Maschinenmodell konstruiert, das 
ohne Akteure zu funktionieren schien und in einigen Gruppen wurde am Wunsch 
nach einer Gesellschaft als Solidargemeinschaft festgehalten.  

Erklären lässt sich dieser Befund damit, dass unterschieden werden muss zwi-
schen der Wahrnehmung der Gesellschaft und der Bewertung, Positionierung und 
dem Verhalten der Befragten dazu. Das ging keineswegs immer ineinander auf. Bei-
spielsweise wurde die Gesellschaft zwar oft als konkurrenz- und wettbewerbsbetonte 
Leistungsgesellschaft erfahren; zugleich wurde aber genau das häufig kritisiert und 
nicht zur eigenen Handlungsmaxime gemacht. Stattdessen erfolgte eine solidarische 
Praxis explizit in Abgrenzung zum dominierenden Konkurrenzprinzip. Gesellschaft-
liche Alternativen und Utopien wurden allerdings kaum entworfen und gemeinschaft-
lich-solidarisches Handeln z. B. fast überwiegend im engeren „privaten“ Umfeld rea-
lisiert.  

3. Das Politische betreffende Effekte der Weiterbildung 

Gesellschaftlich-politische Themen waren für die Teilnehmenden der Weiterbildungs-
kurse von hoher Relevanz und wurden ausführlich diskutiert. Zentral ging es um 
Fragen von Gerechtigkeit und Anerkennung (vgl. auch Bremer 2017). Weder wurden 
Einkommen und Vermögen als gesellschaftlich (leistungs-)gerecht verteilt angesehen 
noch die eigene Leistung gesellschaftlich oder betrieblich als ausreichend anerkannt 
wahrgenommen. Fast durchgängig kritisierten die Lerngruppen soziale Benachteili-
gungen aufgrund von sozialer Herkunft, ethnischer Zugehörigkeit und Geschlecht 
(insbesondere alleinerziehende Frauen), ebenso die Chancenungerechtigkeit im Zu-
gang zu (höherer) Bildung und Weiterbildung. Viele Teilnehmende hatten z.T. über 
Jahre um ihre Bildungsgutscheine für die besuchten Kurse kämpfen müssen (vgl. 
auch Käpplinger u. a. 2013). Die Abhängigkeit von staatlichen Transfers (z. B. von 
Hartz IV) sowie die Erfahrungen mit Umgangsweisen der Jobcenter wurden fast 
durchgängig als entwürdigend, diskriminierend und als gesellschaftliche Deklassie-
rung wahrgenommen (vgl. ausführlich Teiwes-Kügler 2017, S. 365 ff.).  
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Insbesondere die Teilnehmenden an Weiterbildungskursen für Pflegeberufe kriti-
sierten beschleunigte und selbstausbeutende Arbeitsbedingungen. Gewerbliche Be-
rufsgruppen waren in Leih- und Zeitarbeit tätig gewesen und sahen darin eine, wie sie 
sagten, „moderne Form der Sklaverei“. In keiner Gruppe gab es jedoch Vorstellun-
gen dazu, wie den unbefriedigenden Arbeitsbedingungen (kollektiv) etwas entgegen-
setzt werden könnte. Von der Politik und den politischen Parteien waren die meisten 
Befragten massiv enttäuscht. Die Weiterbildungsteilnahme wurde daher als die z.Zt. 
vielleicht einzige Möglichkeit angesehen, durch individuelle Anstrengung und Investi-
tionen die eigene Lage zu verbessern. Vielfach standen bei den Erwartungen an die 
Weiterbildung weniger persönliche Aufstiegsoptionen im Vordergrund, sondern 
wurde mit der erfolgreichen Kursteilnahme die Befreiung aus Abhängigkeiten, die 
Erweiterung von Teilhabemöglichkeiten, das Bestreben nach Statuserhalt oder der 
Rückgewinn eines selbstbestimmten und gesellschaftlich anerkannten Lebens ver-
bunden. Diese emanzipativ-partizipativen Bestrebungen gehen über ein funktional 
berufsbezogenes (Weiter-)Bildungsverständnis hinaus.  

Während sich die Gesellschaftsbilder im Verlauf der Weiterbildung nicht grund-
legend verändert haben (vgl. Bremer u. a. 2015, S. 229 ff.), ließen sich durchaus Ver-
änderungen beobachten, die von den Teilnehmenden kaum reflektiert wurden und 
die wir als das Politische betreffende Effekte der Weiterbildung bezeichnen. 

Anpassungs- und Unterwerfungsprozesse 

Die Veränderungen betreffen einerseits Anpassungs- und Unterwerfungsprozesse, die 
mit der Akzeptanz bzw. mit dem Einfügen in die individualisierte Leistungsgesell-
schaft und deren Bedingungen einhergehen. So dominieren in der Weiterbildung, wie 
im Bildungswesen insgesamt, meist individuelles Lernen und individuelle Lernerfolge. 
Diese Selbstzuschreibung von Erfolg und Scheitern (vgl. Bremer 2016) unterstützte 
häufig, dass individuelle Handlungsstrategien generalisiert wurden und kollektive 
Strategien verdrängten. Wir sehen darin Individualisierungs- und Entpolitisierungseffek-
te, die gesellschaftliche (Verteilungs-)Fragen berühren. Erfolg oder Scheitern werden 
nicht dem Weiterbildungssystem oder der Politik, sondern dem Individuum zuge-
schrieben und entziehen sich somit der politischen Kritisierbarkeit. Dabei erfolgen 
Anpassung und Unterwerfung nicht freiwillig, sondern sie müssen mit Bezug auf 
Bourdieus Konzept der „symbolischen Gewalt“ (Bourdieu 2001) als „erzwungene“ 
Unterwerfungen unter die soziale Ordnung verstanden werden.  

Die Individualisierung setzt die einzelnen Subjekte zudem häufig in Konkurrenz 
zueinander. Wir bezeichnen dies als Wettbewerbseffekt. Konkurrenz und individuali-
siertes Leistungsprinzip gingen häufig Hand in Hand und schienen in der Wahrneh-
mung der Befragten bisweilen mit solidarischen Prinzipien unvereinbar. Die in den 
Erhebungen der ersten Welle vielfach kritisierten Benachteiligungen durch soziale 
bzw. ethnische Herkunft und Geschlecht wurden in den Befragungen der zweiten 
Welle insgesamt nachrangiger. Die Teilnehmenden sahen Erfolge oder Misserfolge 
als sich selbst zuzurechnendes Vermögen oder Versagen an. Die erfolgreiche Bewäl-
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tigung der Weiterbildung bestätigt diese Wahrnehmung. Nicht selten bestärkte dies 
zugleich den Glauben an eine meritokratische Gesellschaft.  

Selbstbefreiende und emanzipative Prozesse 

Neben diesen Anpassungs- bzw. Unterwerfungsprozessen ließen sich jedoch auch 
selbstbefreiende und emanzipative Veränderungen bei den Weiterbildungsteilnehmen-
den ausmachen. Dabei ging es darum, sich durch die erfolgreiche Weiterbildung aus 
institutionellen wie persönlichen Abhängigkeiten, z. B. von staatlichen Unterstüt-
zungszahlungen der Arbeitsagenturen und Jobcenter, befreien zu können. Damit 
verbunden wurde der Rückgewinn von Würde, Selbstbestimmung, die (Re-)Inte-
gration in das Erwerbssystem und damit wiederum gesellschaftliche Teilhabe, In-
tegration und Anerkennung. Durch die Weiterbildung gerieten neue Lebensentwürfe 
in den Blick, die vorher im Wortsinn nicht denkbar waren und als „Mehr“ an Hand-
lungsfähigkeit und Weltverfügung gedeutet werden können. Befreiende Effekte hatte 
die Weiterbildungsteilnahme darüber hinaus bei Frauen einiger Gruppen in der 
Emanzipation von direkten männlich dominierten Abhängigkeitsbeziehungen. Insbe-
sondere die Frauen einer Gruppe, die an der Volkshochschule den Hauptschulab-
schluss nachholte, sahen im Bildungsabschluss die Möglichkeit, sich gegen männliche 
Herrschaftsansprüche (der Ehemänner, Partner oder Väter) zur Wehr zu setzen. 
Häufig ging das Streben nach mehr Unabhängigkeit mit einer Ablösung traditioneller 
weiblicher Rollenbilder einher.  

Gesellschaftsbilder und Bildungspraxis 

Die Studie bestätigt den Zusammenhang zwischen Gesellschaftsbildern und Bil-
dungspraxis. Die identifizierten Gesellschaftsbilder verweisen darauf, dass mit ihnen 
jeweils auch unterschiedliche Vorstellungen zum Stellenwert der Weiterbildung ver-
bunden sind. In der Regel werden Bildungsanstrengungen nur dann unternommen 
und durchgehalten, wenn ein mehr oder weniger meritokratisches Gesellschaftsbild 
(sei es gebrochen oder ungebrochen) präsent ist und die Vorstellung besteht, dass die 
Gesellschaft durchlässig genug ist, um den Bildungsaufwand in bessere Lebens- und 
Arbeitsbedingungen umsetzen zu können.  

Bei Befragten, die ein Gesellschaftsbild der Ohnmacht und Chancenlosigkeit ver-
innerlicht haben (das waren fast ausschließlich Personen aus sozial benachteiligten 
Milieus), ist das Risiko des vorzeitigen Abbruchs sehr groß. Der damit verbundene 
Erfolg erscheint fragwürdig und das eigene Los durch Weiterbildung kaum veränder-
bar. Gerade die ohnehin am stärksten benachteiligten Personengruppen schließen 
sich so selbst ein weiteres Mal von Bildungsteilhabe und damit verbundenen Lebens-
perspektiven aus. Hier wäre zukünftig vermehrt herauszuarbeiten, welchen Beitrag 
berufliche/politische Bildung leisten kann, um diese Handlungsunfähigkeit aufzubre-
chen. Aber auch bei Befragten, die eine durch ständische Mechanismen strukturierte 
Gesellschaft wahrnehmen, wird die eigene Leistungs- und Bildungsanstrengung im-
mer wieder infrage gestellt.  
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4. Schlussbemerkung: Zusammendenken von „Politischem“ und „Beruflichem“ in 
der Weiterbildung  

Der Blick in die Befunde unserer Untersuchung zeigt, wie „berufliche“ Weiterbildung 
und „politische“ Reflexions- und Veränderungsprozesse zusammenhängen und sich 
gegenseitig beeinflussen und durchdringen – gerade in den Moratoriumsphasen län-
ger andauernder Weiterbildungen. Gesellschaftsbilder überformen politische und be-
rufliche Orientierungen und können als wichtige Hintergrund- und Zielkategorie von 
„beruflichen“ Bildungsprozessen gesehen werden. Insofern untermauern die Ergeb-
nisse die Bedeutung der eingangs schon genannten „integrierten Realität“.  

Insbesondere die zur (erzwungenen) Anpassung und Unterwerfung tendierenden 
Effekte der Weiterbildung scheinen die in der „politischen“ Bildung verbreitete pes-
simistische Wahrnehmung einer „deformierenden“ Funktionalisierung durch berufli-
che Bildung zu bestätigen. Unsere Ergebnisse fordern aber dazu auf, die eingangs er-
wähnte Debatte um die Verbindung „beruflicher“ und „politischer“ Bildung neu zu 
beleben.3  

Die Untersuchung zeigt deutlich, dass die Teilnehmenden beruflicher Weiterbil-
dung intensiv mit Gerechtigkeits-, Teilhabe und Anerkennungsthemen beschäftigt 
sind, die pädagogisch aufgriffen werden könnten, um die Handlungsmöglichkeiten 
der Weiterbildungsteilnehmenden in diesem Bereich zu stärken. Das würde auch be-
deuten, verbreitete Verengungen in der „beruflichen“ und „politischen“ Bildung auf-
zubrechen, die sich etwa in der vermeintlichen Gegensätzlichkeit von „Nützlichkeit“ 
und „Mündigkeit“ zeigen: „Das Berufliche steht dann für Einsatzfähigkeit und Ver-
wertbarkeit, das Allgemeine, das sich als das Politische darstellt, für das Gemeinsame 
und Befreiende“ (Faulstich 2009, S. 7). Es geht immer darum, die gesamte Lebenssi-
tuation, die Einbindung in gesellschaftliche, ökonomische und politische Verhältnisse 
zum Ausgangspunkt der Bildungsarbeit zu machen. In der Arbeiterbildung spricht 
man z. B. von der „Arbeiterexistenz“ (Brock 1989, S. 42). Von da aus gilt es zu ent-
wickeln, was etwa „Identität“, „Emanzipation“, „Selbstbestimmung“, „Partizipation“ 
usw. konkret heißen kann, zu welchen Themen das führt und wie den Menschen 
dann Arbeit, Beruf und Politik erscheinen. 

Wenn eine sich „politisch“ verstehende Bildung sich gegen das „Berufliche“ und 
dessen vermeintlich rein „funktionaler Verwertungslogik“ abgrenzt, bleiben die Ler-
nenden in der „beruflichen“ Weiterbildung sich selbst überlassen, sodass die Verwer-
tungs- und Anpassungskräfte dann umso ungebremster greifen. Verkannt wird dabei, 
dass das Entwickeln von Beruflichkeit auf das Höchste mit emanzipativen Prozessen 
und dem (Wieder-)Erlangen von Selbstbestimmung und Handlungsfähigkeit verkop-
pelt ist. Umgekehrt verfehlt eine sich rein funktional verstehende „berufliche“ Bil-
dung, wie sehr Teilnehmende berufliche Qualifizierungen mit antizipierten Laufbah-
nen und Positionierungen in der sozialen und politischen Ordnung zusammenbrin-
gen. Wie gezeigt treten die explizit artikulierten politischen Themen und die Kritik an 
benachteiligenden gesellschaftlichen Strukturen am Ende der Moratoriumsphase in 
den Hintergrund, während im Kontext der Weiterbildung stattfindende Verände-
rungsprozesse mit gesellschaftlich-politischer Reichweite von den Weiterbildungsteil-
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nehmenden kaum reflektiert werden (etwa die Anpassung an Anforderungen der 
Leistungsgesellschaft oder die Zunahme von Konkurrenz und Individualisierung bei 
abnehmender Solidarität). Das spricht dafür, eine politische Perspektive in die päda-
gogische Gestaltung beruflicher Weiterbildung einzuführen, um solche verändernden 
Prozesse sichtbar und diskutierbar zu machen.  

Anmerkungen 

1 Das Projekt Gesellschaftsbild und Weiterbildung wurde als Kooperationsprojekt der Uni-
versitäten Duisburg-Essen und der Universität Hamburg von April 2012 bis September 
2015 durchgeführt und von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert. Die Projektleitung hatten 
Helmut Bremer (Fachgebiet Erwachsenenbildung/Politische Bildung, Universität Duis-
burg-Essen) und Peter Faulstich (Lehrstuhl für Erwachsenenbildung/Weiterbildung, Uni-
versität Hamburg). Die Projektbearbeitung lag bei Christel Teiwes-Kügler (Universität  
Duisburg-Essen) und Jessica Vehse (Universität Hamburg). 

2 Die geringeren Teilnehmendenzahlen in den zweiten Erhebungen sind vor allem dadurch 
begründet, dass einige die Weiterbildungen inzwischen abgebrochen oder keine Weiterfi-
nanzierung erhalten hatten oder auch wegen anstehender Prüfungsvorbereitungen und Ab-
schlussprüfungen an den zweiten Diskussionsrunden nicht mehr teilgenommen haben. 

3 Dabei trägt die durch den AES eingeführte Unterscheidung von betrieblicher, individuell-
beruflicher und nicht-beruflicher Weiterbildung eher zur Verunklarung bei, da einerseits 
die Dominanz des Beruflichen manifestiert wird und andererseits das Bildungsinteresse am 
Politischen (also den „allgemeinen Angelegenheiten“) dem Privaten zugeordnet wird (Bil-
ger u. a. 2013, S. 38). 
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Berufliche Weiterbildungsbeteiligung – 
Lernstrategien als Identitätsarbeit 

Erik Haberzeth 

Zusammenfassung 

Der Beitrag basiert auf einer Auswertung von elf problemzentrierten Interviews mit Be-
schäftigen, die selbstinitiiert an einer umfangreichen beruflichen Weiterbildung teilge-
nommen haben. In dieser qualitativen Studie wird versucht zu begreifen, warum und wie 
Beschäftigte einen solchen Typ von Weiterbildung in Anspruch nehmen, welche Bedeutung 
ihm im Kontext von Erwerbsarbeit zukommt und welche Gestaltungsmöglichkeiten sich 
die Beschäftigten durch die Weiterbildung erhoffen. Im Mittelpunkt steht die Entschei-
dungssituation aus der Perspektive der Subjekte, insbesondere die Frage, wie Arbeitsbedin-
gungen wahrgenommen und in Weiterbildungsbeteiligung überführt werden. Aus dem 
empirischen Material tritt v. a. die hohe Relevanz berufsbiografischer Identitätsthemen für 
Lerninteressen und -aktivitäten hervor. Deren Rekonstruktion erweist sich als wesentlich, 
um die Weiterbildungsbeteiligung der Personen einordnen und begreifen zu können. Er-
kennbar werden unterschiedliche Lernstrategien als Identitätsarbeit. 

1. Problemstellung 

Die Erwerbsarbeit stellt neben dem schulischen und beruflichen Bildungshintergrund 
den zentralen Einflussfaktor auf die Beteiligung an Weiterbildung dar (vgl. Bilger u. a. 
2013). Diese hohe Bedeutung legt es nahe, den Zusammenhang von Erwerbsarbeit, 
Lern- und Weiterbildungsinteressen sowie Weiterbildungsbeteiligung vertieft empi-
risch zu analysieren. Die vorhandene, gerade jüngere empirische Forschung folgt da-
bei in der Mehrheit einem sozialstatistischen Ansatz (z. B. Kaufmann/Widany 2013; 
Walter 2014). So gelingt es, Strukturen der Beteiligung detailliert aufzuschlüsseln und 
zentrale Zusammenhänge wie eben dem von Erwerbsarbeit und Weiterbildungsbetei-
ligung herauszuarbeiten. In der Schweiz begründen solche Strukturdaten, die gerade 
auch problematische, sozial selektive Lernmöglichkeiten aufdecken, überhaupt erst 
eine weitere Forschungsförderung (z. B. die sog. Ressortforschung des Bundes im 
Bereich Weiterbildung) sowie politische Initiativen bei ansonsten einer generell eher 
zurückhaltenden staatlichen Intervention in die Weiterbildung.  
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Gleichzeitig führt dieser Erkenntnisweg theoretische Probleme mit sich, wenn es 
darum geht, Bildungsentscheidungen zu begreifen und auf dieser Grundlage bil-
dungspraktische Ansätze etwa der Angebotsplanung oder der Beratung konzeptionell 
zu orientieren. Dies wird zum Beispiel in einer sozialstatistisch nicht erklärbaren Va-
rianz der Bildungsentscheidungen deutlich, worauf v. a. Wittpoth (2011) verweist: So 
beteiligt sich z. B. ein nicht unerheblicher Anteil der Personen mit hohem Bildungs-
abschluss nicht an Weiterbildung, und von den Un- und Angelernten wiederum lässt 
sich ein durchaus beträchtlicher Anteil durch vielfältige Benachteiligungen nicht von 
einer Teilnahme abhalten. Die Ergebnisse sozialstatistischer Studien verweisen auf 
erhöhte oder verringerte Wahrscheinlichkeiten der Teilnahme, aber auch auf durch-
aus nennenswerte, nicht erklärbare Abweichungen am oberen wie am unteren Ende 
der Teilnahmehierarchie. Soziodemografische Faktoren regulieren offenbar Teilnah-
me nicht allein, was auch für milieubezogene Typisierungen gilt; und selbst wenn 
vielfältige weitere Kontextbedingungen (Raum, Familie, Beruf etc.) einbezogen wer-
den, können zahlreiche konkrete Fälle der (Nicht-)Teilnahme immer noch unver-
standen bleiben.  

Diese Erkenntnisprobleme verweisen auf die Notwendigkeit, komplementär zu 
den sozialstatistischen Ansätzen stärker und offener die Entscheidungssituation der 
Subjekte in den Blick zu nehmen. Dazu gehört ein Perspektivenwechsel von einem 
bedingungs- hin zu einem begründungsbezogenen wissenschaftstheoretischen Ansatz 
(vgl. Faulstich 2013) und ein stärkerer Einbezug von Verfahren der rekonstruktiven 
Sozialforschung (vgl. Wittpoth 2011). Es bedarf Detailforschung, die genauer einzel-
ne Kontexte der Beteiligung untersucht und es ermöglichen kann, diese umfassender 
in ihrem Einfluss zu begreifen. In diesem Sinne ist die empirische Studie angelegt, auf 
welche der vorliegende Artikel basiert. Es geht um einen Beitrag zu einem eingehen-
deren Begreifen des Zusammenhangs von Erwerbsarbeitsbedingungen und -in-
teressen und Weiterbildungsbemühungen. Empirisch rekonstruiert wird dabei, wie 
Beschäftigte Arbeitsbedingungen wahrnehmen und wie Weiterbildungsbemühungen 
daraus begründet werden. Es geht also um die Frage, welche arbeitsbezogenen Im-
pulse die Personen aufnehmen und sie dazu veranlassen, Weiterbildung als eine be-
sondere Form, Berufs- und Lebensaufgaben zu bearbeiten, zu ergreifen. 

Zunächst werden ausgewählte Studien zum Verhältnis von Arbeit und Lernen be-
trachtet (2.), um dann Ansatz (3.) und methodisches Vorgehen (4.) der vorliegenden 
Studie zu skizzieren. Im Hauptteil werden zwei empirische Beteiligungsfälle darge-
stellt (5. und 6.) und abschließend vor dem Hintergrund der weiteren Empirie disku-
tiert und theoretisch eingeordnet (7. und 8.). 

2. Erwerbsarbeit und Weiterbildungsbeteiligung 

Im Resümee des Ergebnisberichts des Adult Education Survey 2012 heißt es zum 
Zusammenhang von Erwerbstätigkeit und Weiterbildungsbeteiligung: „Die Analysen 
im vorliegenden Text haben deutlich gemacht, dass insbesondere die Merkmale der 
Erwerbssituation (erwerbstätig oder nicht, wenn erwerbstätig: berufliche Position, 
Qualifikationsanforderungen, Stabilität des Beschäftigungsverhältnisses) die Höhe der 
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Weiterbildungsbeteiligung beeinflussen“ (Bilder u. a. 2013, S. 352). Das heißt auch, 
neben der Erwerbsbeteiligung selbst werden weitere Merkmale relevant, die sich 
konkreter auf die Arbeitsbedingungen beziehen. Dies haben bspw. Hall und Krekel 
(2008) weiter untersucht, indem sie den Einfluss tätigkeitsbezogener Merkmale auf 
die Beteiligung an Weiterbildung analysieren. Dabei beziehen sie verschiedene 
Merkmale mit ein wie das Anforderungsniveau der Tätigkeit, Lern- und Kreativitäts-
anforderungen, Prozess- und Produktinnovationen oder organisatorische Verände-
rungen. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass insbesondere hohe Qualifikationsan-
forderungen am Arbeitsplatz, aber auch wissensintensive berufliche Tätigkeiten sowie 
Lern- oder Kreativitätsanforderungen des Arbeitsplatzumfeldes die Wahrscheinlich-
keit einer Teilnahme an formalisierter wie informeller Weiterbildung erhöhen 
(Hall/Krekel 2008, S. 65). Hervorzuheben ist, dass versucht wird, nicht nur formale 
Aspekte der Erwerbsarbeit (wie z. B. die Berufsstellung) zu erfassen, sondern auch 
die Tätigkeit in den Blick zu nehmen. Dies geschieht z. B. über eine Erfassung der 
Kreativitätsanforderungen, etwa mit dem Item „Wie häufig kommt es bei Ihrer Ar-
beit vor, dass Sie bisherige Verfahren verbessern oder etwas Neues ausprobieren?“. 

Der Kontext Erwerbsarbeit wird demnach in der Studie von Hall/Krekel durch 
eine stärkere Beachtung tätigkeitsbezogener Aspekte weiter ausdifferenziert. Ebenso 
aufgenommen werden diese in einer Studie von Baethge und Baethge-Kinsky (2004). 
Neben gängigen Strukturvariablen werden Arbeitserfahrungen untersucht (Baethge 
2003, S. 9), die unter dem Aspekt möglicher Lernförderlichkeit erfasst werden. Ge-
nutzt werden die Dimensionen Ganzheitlichkeit der Aufgabenstellung und Hand-
lungsspielraum, Kommunikativität, Partizipation an Entscheidungen sowie berufliche 
Entwicklungschancen im Betrieb. Ausgangspunkt ist u. a. die Annahme, dass eine 
„Kompetenz für lebenslanges Lernen“ (ebd., S. 95) und damit auch eine Beteili-
gungsbereitschaft mit der Lernförderlichkeit von Arbeit zusammenhängen. Diese 
Annahme wird auch als zutreffend belegt, wobei sogar aufgezeigt wird, dass die Ar-
beitsorganisation nicht nur ein überaus gewichtiger, sondern sogar unabhängiger Fak-
tor in der Kompetenzentwicklung der Individuen ist (also z. B. unabhängig vom Bil-
dungshintergrund). Arbeit stelle demnach „einen eigenständigen Prägefaktor zur Ent-
faltung von Lernkompetenz im Erwachsenenalter“ dar (ebd., S. 98). Die beiden ge-
nannten Studien verweisen darauf, dass die Ausgestaltung der Erwerbsarbeit und die 
Wahrnehmung konkreter Tätigkeitsaspekte eine hohe Relevanz für Beteiligung und 
Lernbereitschaft haben. Wie allerdings die Bedingungen in Begründungen des Ler-
nens überführt werden, müsste genauer empirisch untersucht werden. 

3. Bedingte Teilnahmebegründungen 

Die vorliegende Studie kann an den Fokus der genannten Studien auf Arbeits- bzw. 
Tätigkeitsmerkmale anschließen. Sie ändert aber insofern die Blickrichtung, als sie 
nicht nach statistischen Zusammenhängen sucht, sondern durch qualitative Detail-
forschung die subjektive Wahrnehmung der Tätigkeiten und der Arbeitsbedingungen 
in den Blick nimmt und diese als Hintergrund für Weiterbildungsentscheidungen 
konzipiert. Bezogen auf die Frage nach Weiterbildungsentscheidungen wird eine spe-
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zifische wissenschaftstheoretische Position eingenommen, für deren Explikationen 
sich Überlegungen von Holzkamp (1995) eignen, da sich diese selbst im Problemfeld 
intentionaler Lernaktivitäten bewegen.  

Demnach gehen in menschliche Handlungsbegründungen und -entscheidungen 
äußere Bedingungen (z. B. im Betrieb, auf dem Arbeitsmarkt) selbstverständlich ein, 
aber nicht kausal im Sinne einer zwingenden Auswirkung. Vielmehr erfahre ich in 
meiner Position und Lebenslage die Bedingungen und kann sie als „Prämissen“ zur 
Grundlage meiner Handlungsbegründungen machen (vgl. Holzkamp 1995, S. 24): 
Weil es an der Unterstützung durch den Arbeitgeber mangelt, nehme ich nicht an ei-
ner Weiterbildung teil. Es geht aber auch genau anders herum: Gerade weil die Un-
terstützung nicht gegeben ist, besuche ich eine Weiterbildung, um mein Bildungsni-
veau zu heben und so meine Chancen auf einen Wechsel des Arbeitgebers zu erhö-
hen. Einerseits stellen die Prämissen damit einen Ausschnitt meiner Lebensbedin-
gungen dar, die meine Handlungsmöglichkeiten bestimmen (z. B. die Lernkultur in 
meinem Betrieb). Andererseits sind sie aber auch aktiv ausgewählt und werden 
dadurch zu Bedeutungen, dass ich sie für die Realisierung meiner Bedürfnisse als re-
levant interpretiere. Vielleicht nehme ich die mangelnde Arbeitgeberunterstützung 
gar nicht wahr, weil ich sie sowieso nicht in Anspruch nehmen würde, um mich vor 
Abhängigkeiten zu schützen. 

Die individuelle Entscheidung wird im Konzept der Lebensinteressen begründet, 
d. h. der Interessen „an der Wahrung und Entwicklung meiner subjektiven Lebens-
qualität durch Verfügung über die dazu notwendigen Bedingungen“ (ebd., S. 24). 
Lernen und Weiterbildung kann damit eine humane Potenz der Lebensbewältigung 
und -gestaltung sein (weiterführend Faulstich 2013; kritisch etwa Wittpoth 2004).  

Bezogen auf Weiterbildung entscheidet sich demnach Teilnahme erst durch die 
Bedeutsamkeit, welche die Subjekte dieser zuweisen. Dies darf allerdings nicht derart 
missverstanden werden, dass Teilnahmeentscheidungen „un-bedingt“ frei wären. Die 
sozialstrukturellen Bedingungen bleiben relevant, sie werden allerdings als Rahmun-
gen begriffen, die durch individuell bedeutsame Aktivitäten ausgefüllt werden. Bra-
cker und Faulstich sprechen von „bedingte[n] Begründungen der Lerntätigkeit“ 
(2014, S. 343). 

In Hinblick auf empirische Forschung geht es deshalb darum, den Übergang von 
Bedingungen zu Begründungen zu begreifen und dabei sowohl Lernschranken und -
hemmnisse als auch die wesentlichen Aktivitätsimpulse der Subjekte einzubeziehen. 
Diese Übergänge sind kontextspezifisch empirisch auszufüllen, da Weiterbildung zu 
vielfältig ist, als dass (Nicht-)Teilnahme verallgemeinernd begriffen werden könnte. 
Wittpoth schlägt einen Ansatz vor, der Teilnahme nicht als prinzipiell gut und richtig 
einordnet, sondern versucht zu verstehen, „warum und wie Weiterbildung aus der 
Vielfalt möglicher Formen Lebensaufgaben zu bewältigen (nicht) ausgewählt wird“ 
(2011, S. 785). Daher soll ausgehend von dem Fokus auf die Erwerbstätigkeit rekon-
struiert werden, wie und welche (Arbeits-)Bedingungen so wahrgenommen werden, 
dass sie in Weiterbildungsbemühungen überführt werden. Dabei muss aber Sensibili-
tät dafür bestehen bleiben, dass sich arbeitsbezogene Begründungen mit der privaten 
Lebenssituation verschränken können (vgl. Käpplinger u. a. 2013). 
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4. Arbeitsbedingungen als Untersuchungsfeld 

Es wurden Interviews mit Beschäftigten aus drei kontrastierend ausgewählten Bran-
chen geführt, die selbstinitiiert, also nicht auf Anordnung des Arbeitgebers oder eines 
Amtes, an einer umfangreicheren beruflichen Weiterbildung teilgenommen haben. 
Die Weiterbildungen kosteten meist über 1.000 Euro und liefen über einen Zeitraum 
von mindestens neun Monaten. Sie wurden berufsbegleitend absolviert. Die befrag-
ten Personen sind in den Bereichen Gesundheit (z. B. Physiotheraphie, Ergothera-
pie), Soziales (z. B. Erzieherin, Betreuung) sowie Industrie und Technik (z. B. Ma-
schinenbediener, Kraftwerker) tätig. Sie sind zwischen 41 und 52 Jahre alt. Insgesamt 
wurden elf problemzentrierte, gleichwohl biografisch vergleichsweise offene Inter-
views (vgl. Witzel 2000) zwischen 65 und 110 Minuten durchgeführt. Dem Erkennt-
nisinteresse entsprechend waren die Interviews so angelegt, dass zunächst die Arbeit 
und die Arbeitsbedingungen thematisiert wurden. Die erste Frage lautete: „Für mich 
wäre es erst einmal gut zu erfahren, als was Sie beruflich tätig sind und was Sie da ge-
nau machen.“ Im weiteren Verlauf wurde dann darum gebeten, die Teilnahmeent-
scheidung zu reflektieren: „Wie kamen es, dass Sie sich für diese Weiterbildung ent-
schieden hatten? Was erhoffen Sie sich davon?“ 

Für die Analyse der Interviews in Hinblick auf die Wahrnehmung der Arbeitsbe-
dingungen wurde auf arbeitswissenschaftliche und -psychologische Erkenntnisse zu-
rückgegriffen, vor allem auf Verfahren der „Analyse von Arbeitstätigkeiten und Ar-
beitssystemen“ (vgl. Ulich 2005, S. 63 ff.). Insbesondere die „subjektive Arbeitsanaly-
se“ (Udris/Alioth 1980), in der es um die Erfassung der „subjektiven Widerspiege-
lung“ (Ulich 2005, S. 105) der Arbeitssituation durch die Beschäftigen geht, kann als 
Heuristik für die Differenzierung komplexer Arbeitserfahrungen genutzt werden. 
Dazu gehören die Aspekte: Handlungsspielraum, Transparenz, Verantwortung, Qua-
lifikation, soziale Struktur und Arbeitsbelastung (ebd., S. 110). Diese konnten vor al-
lem herangezogen werden, um in der Fülle und Dichtheit der erzählten Arbeitserfah-
rungen eine Strukturierung zu ermöglichen und so den Zusammenhang zwischen 
Lernbegründungen und subjektiven Arbeitserfahrungen rekonstruieren zu können. 
Auch in der Studie von Baethge/Baethge-Kinsky (2004) wurden ähnliche Aspekte 
zur Erfassung der Arbeitserfahrungen genutzt. 

Im Folgenden werden zwei ausgewählte Teilnahmefälle vertieft dargestellt, um 
einen möglichst reichhaltigen Eindruck vom Material und der Auswertung zu vermit-
teln. Kontrastierend sind sowohl die Branchen (Gesundheit und Industrie) als auch, 
wie sehr bzw. wie wenig die Personen auf das Einkommen durch ihre Berufstätigkeit 
angewiesen sind. Umso auffälliger ist die Einsicht, dass sich in beiden Fällen die Wei-
terbildungsbegründungen zwar zunächst auf die Arbeitstätigkeit und -perspektiven 
beziehen, gleichzeitig aber in sehr viel umfassender Weise in berufsbiografische Ent-
wicklungen und private Lebensentwürfe eingebunden sind und sich mit diesen ver-
schränken: In den Weiterbildungsbegründungen und -aktivitäten der Personen lassen 
sich für ein Begreifen der Beteiligung wesentliche (berufs-)biografische Identitäts-
themen rekonstruieren. Zugespitzt formuliert lassen sich Lernstrategien als Identi-
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tätsarbeit identifizieren, von denen zwei typische durch die ausgewählten Fälle reprä-
sentiert werden. 

Dabei meint der Begriff Lernstrategien nicht wie meist üblich Methoden effizien-
ten Lernens zur Erreichung eines definierten Lernziels im Sinne eines Wissenser-
werbs (z. B. Mandl/Friedrich 2006). Eine Klassifizierung solcher Lernstrategien wer-
den meist als Lerntypen gefasst. Entgegen solchen personifizierenden Begriffsbe-
stimmungen können Lernstrategien auch erweitert verstanden werden als Muster des 
Umgangs mit Lernen, also Muster von (Nicht-)Lernbegründungen und -aktivitäten, 
die eingebunden sind in biografische Prozesse und soziale Kontexte und entspre-
chend variieren (vgl. auch Faulstich/Bracker 2015, S. 16 ff.). Der genutzte Identitäts-
begriff folgt weitestgehend der Konzeption von Keupp u. a. (2006), nach der es bei 
Identität um das Problem geht, wie die Passung zwischen innerer und äußerer Welt 
gelingen und ein Gefühl der Identität entstehen kann. Verstanden wird der Identi-
tätsprozess als lebenslanger und bisweilen alltäglicher subjektiver Konstruktionspro-
zess. Als Syntheseleistungen der Identitätsarbeit werden Kohärenz, Anerkennung 
und Authentizität genannt, über die unterschiedliche, auch widersprüchliche Erfah-
rungen in unterschiedlichen Lebensbereichen (Keupp u. a. nennen u. a. Arbeit, Frei-
zeit und Familie, S. 218) in einen sinnhaften Zusammenhang gebracht werden. 

Teilnahmefall 1: Palliativpflegekraft 

Bei diesem ersten Fall handelt es sich um eine Frau mittleren Alters, die als Palliativ-
pflegekraft in einem Hospiz arbeitet. Bereits nach relativ kurzer Zeit kündigt sie diese 
Tätigkeit wieder. Zuvor war sie als Anästhesieschwester in einem Krankenhaus und 
als Pflegekraft in einer Kinderonkologie tätig gewesen. Sie ist gut ausgebildet und be-
sucht einen Kurs zum Thema Palliative Care. Es wird sich zeigen, dass ihr Hauptmo-
tiv für die Weiterbildung fehlende Identifikationschancen in der Arbeit sind und Ler-
nen eine wesentliche Handlungsstrategie darstellt in der Suche nach einer erfüllenden 
beruflichen Perspektive.  

Zunächst haben wir einen Abschnitt, in dem sie ihre Arbeitsbedingungen be-
schreibt und bereits zentrale Aspekte angesprochen werden. Sie äußert zuvor, dass sie 
für Pflege zuständig ist, und führt dann weiter aus:  

„Und ja, wenn es denn möglich ist, noch die psychosoziale Begleitung der An-
gehörigen und der Patienten, wobei das, finde ich, viel zu kurz kommt. Wir 
sind immer noch zu wenig. Klar, Gott, ich will Hospize um Gottes willen 
nicht schlecht machen. (…) Aber auch da wird Geld verdient. Und ich finde 
auch, da werden die Leute verheizt und man kann nicht so auf die Menschen 
eingehen, wie ich mir das vorgestellt hab. Ich hab also im November da ange-
fangen und ich werde zum Ende des Monats wieder gehen. Ich hab das so 
nicht geschafft. Ich kann da nicht so arbeiten, wie ich wollte.“ (I 29, 8) 

Wahrgenommen werden Aspekte einer Ökonomisierung („da wird Geld verdient“, 
zu wenig Personal), einer Arbeitsverdichtung und -hetze („werden die Leute ver-
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heizt“) sowie einer Nicht-Erfüllbarkeit eigener inhaltlicher Ansprüche („nicht so auf 
die Menschen eingehen“). Ihre Unzufriedenheit resultiert darin, dass sie kündigt. 

Sie beschreibt weiter zum Teil sehr drastisch ihr negatives Erleben dieser Arbeits-
bedingungen: 

„…ich fühle mich da oft ausgeliefert, wenn dann irgendwie ich eigentlich in 
drei Zimmern gleichzeitig sein müsste und das nicht kann. Das ist ein Stress, 
den ich nicht aushalte. Ich hab ja lange Jahre als Anästhesieschwester gearbei-
tet und ich war bestimmt eine coole Anästhesieschwester. Aber ich bin nicht 
cool im Hospiz, und das will ich auch nicht sein, ja? Und das ist…Also das 
reibt mich sehr auf, muss ich sagen, obwohl ich mir das sehr gewünscht hab. 
Ich hab also mit den ganzen Fortbildungen, die ich gemacht hab, auch sehr 
darauf hingearbeitet. Und ja, es ist schon sehr schade, dass das so nicht funk-
tioniert, leider.“ (I 29, 10) 

Interessant ist hier, dass identitätsbezogene Aspekte ins Spiel kommen. Sie war „be-
stimmt eine coole Anästhesieschwester“, aber für die Arbeit im Hospiz hält sie das 
für unangemessen. Ihr Bedauern ist groß, weil sie mit den bisherigen Weiterbildun-
gen darauf hingearbeitet habe, ihren Tätigkeitswunsch erfüllen zu können. Dieses 
Problem zieht sich durch ihre Berufslaufbahn. Zu ihrer vorherigen Tätigkeit in der 
Kinderonkologie sagt sie: 

„Ich hab in der Kinder-Onko angefangen und hab das erlebt, wie das dort 
lang läuft, und hab gedacht, ich brauche eine Perspektive. Ich will nicht wieder 
in die Anästhesie zurück, weil da … Was ich gut kann, braucht da kein 
Mensch. Da werden die alle schlafen gelegt, und gut ist. (lacht) (…) Also mich 
drauf einlassen wollen, auf andere Menschen, mich einfühlen wollen. Das 
braucht in der Anästhesie kaum jemand, ja?“ (I 29, 80) 

Deutlich wird, dass Identifikationschancen in der Arbeit fehlten: „Was ich gut kann, 
braucht da kein Mensch“. Diese Situation fällt der Befragten nicht leicht. Ihr Selbst-
bild ist irritiert und sie arbeitet daran, dieses (positiv) zu gestalten. 

„Das war anfänglich schon so ein Gefühl auch ‘Mann, und du wolltest das 
aber so’. Wissen Sie, man kann das einmal positiv betrachten, dass ich so oft 
mir was anderes gesucht hab und so oft gewechselt hab. Man kann aber auch 
sagen, ‘Mein Gott, die hält ja nicht mal was aus, die kann ja nicht mal …’, ne? 
(…) Und wenn ich mich jetzt mal so mit den Augen anderer versuche zu se-
hen, dann könnte man eben auch unterstellen, dass man einfach, ja, nicht in 
der Lage ist, mal Schwierigkeiten zu ertragen, mal irgendwas auszuhalten, mal 
irgendwo durchzuhalten. (…) So sieht man sich selber nicht gern. Also ich 
finde es echt schwierig. Ich kann immer noch nicht sagen, ja, hab ich jetzt 
meinen Frieden mit der Entscheidung gemacht oder nicht? Ich kann das im-
mer noch nicht sagen.“ (I 29, 296) 
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Sie beschäftigt sich mit den Fragen: Wer bin ich? Wie sehen mich andere? Was will 
ich?  

Auf einer ersten Stufe der Abstraktion kann bezogen auf die Wahrnehmung der 
Arbeitsbedingungen zusammengefasst werden: Mit Blick auf die Aspekte Einkom-
men, Beschäftigungssicherheit und Identifikationschancen, die bei der Bewertung 
von Arbeit häufig genannt werden, wird hier die arbeitsinhaltliche Identifikation stark 
betont. Das Hauptproblem ist ein Mangel an Identifikationschancen in der Erwerbs-
laufbahn aus unterschiedlichen Gründen. Interessant ist, dass verschiedene Hand-
lungsstrategien genutzt werden (die in dem obigen Material z.T. nicht angesprochen 
werden), um mit diesem Problem umzugehen: Versuche der Umgestaltung der Ar-
beitsbedingungen (z. B. initiiert sie regelmäßige Supervision am Arbeitsplatz), Ehren-
amt als „Ersatz“ bzw. „Kompensation“ (sie arbeitet in einer Krebsberatungsstelle) 
und der Jobwechsel. Lernen und Weiterbildung sind schließlich eine weitere Hand-
lungsstrategie in ihrer Suche nach einer sinnerfüllenden Tätigkeit.  

Teilnahmefall 2: Maschinenbediener 

Bei dem zweiten Fall handelt es sich um einen Maschinenbediener, der in einem In-
dustriebetrieb arbeitet und seit vier Jahren fest an einer einzigen Maschine in einer 
Produktionslinie arbeitet. Er war zunächst Schäfer (in der DDR), übte dann unge-
lernte Tätigkeiten aus (Möbeltransport, Bauernhof etc.) und war zuletzt Leiharbeiter 
in seinem heutigen Betrieb. Inzwischen ist er fest angestellt. Bei der Weiterbildung 
handelte es sich um einen abschlussbezogenen Kurs zu CNC-Technik. 

Zunächst haben wir einen Abschnitt, in dem wiederum die Arbeitsbedingungen 
beschrieben werden. Er antwortet dabei auf die Frage, was ihm an der Arbeit Spaß 
mache. 

„Dass die erst mal so scheinbar einfach ist, die Arbeit. Und man doch genau 
ganz akkurat arbeiten muss, ganz genau sich das einstellen muss. Und je ge-
nauer man das einstellt und je pingliger man zum Anfang ist, umso leichter 
fällt die Arbeit. Mir macht es eigentlich Spaß. Natürlich macht es keinen Spaß, 
wenn man stümpert beim Einrichten. (…) Ich hab mir auch meine Maschine 
so weit eingerüstet, sage ich mal, damit das alles rund läuft auch. Als ich die 
übernommen hab, die Maschine, war das eine relativ schrottige Maschine. 
Und da hat alles geschliffen und gekratzt und gepoltert. Und mittlerweile läuft 
die richtig rund.“ (I 23, 98) 

Es ist durchaus eine Zufriedenheit mit der Arbeit und auch eine gewisse Begeiste-
rungsfähigkeit für eine Arbeit erkennbar, die meist als Einfacharbeit klassifiziert wird, 
vielleicht sogar eine gewisse Liebe zu seiner Maschine. Dennoch hat er mit einer Mo-
notonie zu kämpfen: 

„Ja, und jetzt gibt es aber für mich da eigentlich im Prinzip an der Maschine 
nicht mehr viel zu lernen. Und deshalb hatte ich ja auch dann die Weiterbil-
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dung gemacht, weil ich dann gerne was anderes machen möchte. …ich erhoffe 
mir davon (von einem innerbetrieblichen Arbeitsplatzwechsel, E.H.), dass ich 
mir wieder viel Gedanken machen muss, wie man optimieren kann, wie man 
verbessern kann (…) usw. Das erwarte ich mir davon. Und auch, dass ich 
mehr Geld verdiene.“ (I 23, 102) 

 
Und etwas später heißt es: 

„…langfristig ist das eigentlich auch, sage ich mal, für uns selber wichtig, weil 
wir haben hier ein kleines Häuschen und ein bisschen Land, und damit wir 
langfristig auch hier gut alles so machen können, wie wir das haben wollen, 
damit wir das alles nachher als sichere Altersvorsorge haben. Und dafür ist 
einfach wichtig, so viel Geld wie möglich erst mal zu (haben?), ja.“ (I 23, 122) 

Er möchte sich aus einer erlebten Monotonie („nicht mehr viel zu lernen“) befreien. 
Dazu dienen ihm wesentlich der Kurs und der entsprechende Kompetenznachweis 
und damit die Möglichkeit, innerhalb des Betriebs einen neuen Arbeitsplatz (in einer 
neuen Linie) zu bekommen. Gleichzeitig wird der Einkommensaspekt betont und 
zugleich eingeordnet in eine umfassendere Lebensperspektive und -planung (eigenes 
Haus, Altersvorsorge).  

Schließlich zeigt sich aber auch hier, dass die Lernaktivitäten einbezogen sind in 
Identitätsfragen:  

„Ich hab mir ja früher auch immer erzählen lassen, dass man, wenn man die 
10. Klasse hat, dass das eigentlich dann nichts wert ist. So. Aber 10. Klasse 
POS ist, ja, mehr wert als ein Realschulabschluss. (…) Und ich kann locker 
auch, sag ich mal, in vielen Sachen mit Abiturienten mithalten. Bloß zu DDR-
Zeiten war es ja nicht so, dass ich eben halt Abitur machen durfte. Da durften 
ja immer bloß zwei Leute aus der Klasse und dann bin ich auch einen anderen 
Weg gegangen. Und dann kam ja auch die Wende auf einmal, und dann hab 
ich ganz was anderes gemacht.“ (I 23, 172) 

„Und im Endeffekt ist es für mich wichtig, sag ich mal, dass ich mein Leben 
wieder so annehmen kann, wie ich das selber leben möchte. Und, ja, was ich 
schaffen kann, das will ich eben halt auch selber wissen, und nicht mir von ir-
gend so einem Penner erzählen lassen, das ist so und so. Und das sollte auch 
dann lieber so sein, dass man das selber rausfindet.“ (I 23, 184) 

Seine berufliche Laufbahn war durch Arbeitslosigkeit, Gelegenheitsjobs und Leihar-
beit gekennzeichnet. Es handelte sich um restriktive und sehr fremdbestimmte Ar-
beitsbedingungen, in denen ihm immer klar war oder gemacht wurde, dass er in einer 
gesellschaftlichen Statushierarchie weit unten steht. Daraus möchte er sich befreien, 
wobei ihm auch die Weiterbildung helfen soll. 

In diesem Fall werden die Aspekte Einkommen, Beschäftigungssicherheit und 
Identifikationschancen gleichermaßen betont. Das Hauptproblem kann als Identi-
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tätsentwertung durch restriktive Arbeitsbedingungen beschrieben werden. Lernen 
und Weiterbildung werden genutzt, um die berufliche Stellung zu verbessern und sich 
auch aus sozialer Abwertung und „Identitätsdemontage“ zu befreien. 

5. Beteiligung und Lernen als (berufs-)biografische Identitätsarbeit 

In den beiden dargestellten Fällen wurden zwei grundlegende Verhältnisse zwischen 
Erwerbsarbeitsinteressen und -bedingungen und Lerninteressen und -aktivitäten 
deutlich: 
 Mangelnde Identitätsentfaltung durch fehlende berufliche Anwendungsmöglich-

keiten: Weiterbildung als Instrument der Suche nach einer sinnerfüllenden beruf-
lichen Tätigkeit (Fall 1); 

 Soziale und berufliche Identitätsentwertung durch restriktive Arbeitsbedingungen: 
Weiterbildung als Instrument zur Verbesserung der beruflichen Stellung und da-
mit auch als Weg zur Befreiung aus sozialer Abwertung und „Identitätsdemonta-
ge“ (Fall 2). 

Der Einbezug des Weiteren empirischen Materials lässt deutlich werden, dass in allen 
Fällen gewisse berufsbiografische Identitätsthemen hervortreten, ohne die die Wei-
terbildungsbemühungen der Personen kaum angemessen eingeordnet werden kön-
nen. So zeigen sich in den anderen Fällen: 
 Blockierung der Identitätsentwicklung durch strukturelle Begrenzungen: Es stellt 

sich das Problem von arbeitsbezogener Monotonie und fehlenden Aufstiegschan-
cen trotz der Inanspruchnahme „kleinerer“ Weiterbildungen. Diese sorgen zwar 
für kurzzeitige Erfüllung, halten aber nicht lange vor. Formale Weiterbildung im 
Regelsystem wird genutzt und dient zur Erschließung neuer Tätigkeitsfelder und 
der Entwicklung einer neuen (nicht nur beruflichen) Identität. 

 Identitätsverletzung durch berufliche Krisen und Anerkennungsentzug: Es stellt 
sich das Problem beruflicher Krisen (z. B. Konflikt mit der Vorgesetzten), die da-
zu führen, dass eine fehlende Anerkennung der eigenen Arbeit erfahren wird. 
Weiterbildung wird als ein Mittel der Krisenbewältigung genutzt. Sie schafft einen 
Raum für Eigenes und wird als Quelle der Anerkennung erlebt. 

 Fehlende berufliche Identität durch fehlende Ausbildung (Quereinstieg): Eine 
fehlende Ausbildung im aktuellen Arbeitsfeld wird als Mangel bezogen auf die ei-
gene Wissens- und Kompetenzbasis erfahren. Darunter leidet die berufliche 
Selbstgewissheit. Durch Weiterbildung wird versucht, die fehlende Ausbildung zu 
kompensieren und eine berufliche Identität herzustellen. 

Deutlich werden Lernstrategien als berufsbiografische Identitätsarbeit, die nur in Be-
zug auf konkrete empirische Fälle, wie sie hier vorliegen, identifiziert werden können. 
Entsprechend ist die empirische Erfassung unabgeschlossen. Es ist aber durchaus 
bemerkenswert, wie weit- und tiefgreifend zumindest dieser Typ von Weiterbildung 
auch mit Identitätsfragen verwoben ist. Damit ist weniger – wenn auch sicherlich 
nicht davon zu trennen – die Diskussion um Identitätslernen vs. Qualifikationslernen 
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im Rahmen der Teilnahme an Weiterbildungsprogrammen und -kursen gemeint. Es 
geht vielmehr um die Aktivitätsimpulse der Subjekte bezogen auf Weiterbildungsbe-
teiligung vor dem Hintergrund konkreter Arbeitserfahrungen, wobei Identität eine 
zentrale Begründungsperspektive und einzelne Handlungsstrategien als Begrün-
dungsmuster differenziert werden konnten.  

6. Perspektiven 

Das vorliegende Material bestätigt die hohe Bedeutung von Erwerbsarbeit auch für 
Lern- und Weiterbildungsaktivitäten und differenziert diese zugleich. Es werden sub-
jektive Aneignungsbemühungen von Arbeit erkennbar, um eine für sich sinnvolle 
Arbeit zu erreichen. Dabei wird auch der Wunsch nach Arbeitsidentifikation und po-
sitiver Arbeitsidentität deutlich sowie generell die Bemühungen um und die Leistun-
gen der Identitätsarbeit (vgl. Keupp u. a. 2006). Weiterbildung stellt hierbei eine 
wichtige Handlungspraktik dar, gewissermaßen eine Sinnquelle. Deutlich wird auch, 
wie Erwerbsarbeit eingebettet ist in den Zusammenhang lebensweltlicher individuel-
ler Wünsche, Ziele und Werte. In den Lernbegründungen der Subjekte vermischen 
sich dann „berufliche“ und „allgemeine“ Motive der Weiterbildungsbeteiligung. In 
zukünftiger Forschung ginge es darum, das gegenüber anderen gesellschaftlichen Be-
zügen als besonders bedeutsam anzunehmende Verhältnis von Erwerbsarbeits-/Be-
rufsinteressen und Lerninteressen stärker in Forschung und Theoriebildung zur Teil-
nahmefrage zu beachten und auszudifferenzieren. Leitfrage könnte dabei sein, wie die 
rahmenden Bedingungen wahrgenommen und in Lernbegründungen überführt wer-
den.  
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Die statistische Entwicklung des Programmbereichs  
Arbeit–Beruf an Volkshochschulen seit den  
1990er Jahren 
Tiefenanalysen und Interpretationen aus der Perspektive 
der Praxis 

Elisabeth Reichart, Joachim Rattinger 

Zusammenfassung 

Der Programmbereich Arbeit–Beruf an Volkshochschulen umfasst Veranstaltungen im Be-
reich EDV sowie zu kaufmännischen und technischen Fachthemen. Von Beginn der 
1990er Jahre bis etwa zur Jahrtausendwende ist das Angebot im Programmbereich ge-
wachsen, seitdem ist es absolut und relativ zum Gesamtangebot der Volkshochschulen zu-
rückgegangen. Als Hintergründe dieser Entwicklung werden der zunehmende und wieder 
abnehmende Bedarf an EDV-Bildung im Zuge der Verbreitung des PC und geförderte 
Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit identifiziert. Bei größeren Volkshochschulen ist 
der Programmbereich weniger stark zurückgegangen, was unter anderem durch eine Zu-
nahme der Auftrags- und Vertragsmaßnahmen erreicht wurde. Generell hat sich aus Sicht 
der Praxis das Angebot beruflicher Bildung im betrachteten Zeitraum diversifiziert, eine 
Entwicklung, die sich voraussichtlich weiter fortsetzen wird.  

1. Der Programmbereich Arbeit–Beruf im Kontext des gesamten  
Angebotsspektrums an Volkshochschulen 

Berufs- und qualifizierungsbezogene Bildungsangebote haben an Volkshochschulen 
(VHS) eine lange Tradition (s. Büchter 2010, S. 17 f.). Erkenntnisse zum Ange-
botsspektrum beruflicher Bildung an VHS existieren durch spezifische und instituti-
onenübergreifende Programmanalysen (vgl. für medienpädagogische Angebote  
Hippel 2010, S. 349 f.; für verschiedene Felder beruflicher Bildung Schrader 2011,  
S. 228-238). In der nach Inhalten gegliederten VHS-Statistik ist berufliche Bildung 
nicht unmittelbar ersichtlich. Es gibt seit 1998 den Programmbereich Arbeit–Beruf, 
in dem kaufmännische, technische und verwaltungsbezogene Themen (inkl. Informa-
tionstechnik/PC) gebündelt sind. Daneben existieren weitere fünf Programmberei-
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che; Politik–Gesellschaft–Umwelt, Kultur–Gestalten, Gesundheit, Sprachen und 
Grundbildung-Schulabschlüsse) (für die zugeordneten Fachgebiete aller Programm-
bereich s. Huntemann/Reichart 2016, Tabelle 10).  

Ziel dieses Beitrags ist die Nutzung der langen Zeitreihen der VHS-Statistik für 
einen statistischen Rückblick auf die Entwicklung des in Arbeit–Beruf zusammenge-
fassten Angebots bis 1991. Bei der Interpretation der Daten wurde das Autorenteam 
von einer Gruppe von Praktiker/-innen unterstützt, die im untersuchten Zeitraum an 
VHS verantwortlich im Programmbereich tätig waren bzw. noch sind.1 Die Basis der 
Analysen bildet der Scientific Use File (SUF) der VHS-Statistik.2 Der Fokus liegt hier 
auf der Entwicklung des Kernbereichs der VHS-Arbeit, den Kursen mit mindestens 
drei Unterrichtsstunden und deren Differenzierung.3 

Wir stellen im Folgenden zunächst die quantitative Entwicklung des Programm-
bereichs im Untersuchungszeitraum insgesamt und im Verhältnis zu den übrigen 
Programmbereichen dar, bevor wir programmbereichsinterne Verschiebungen und 
Änderungen in den Blick nehmen, die ab 1998 abgebildet werden können. Abschlie-
ßend wird betrachtet, ob sich die Entwicklung bei Einrichtungen verschiedener Grö-
ße unterscheidet, und ein Ausblick in die Zukunft der beruflichen Bildung an VHS 
und auf Forschungsperspektiven gegeben.4 

2. Die quantitative Entwicklung der Kurse im Programmbereich insgesamt und im 
Verhältnis zu den übrigen Programmbereichen (1991 – 2015)  

Seit 1991 ist das gesamte Kursangebot an VHS, genauso wie die zugehörigen Unter-
richtsstunden (UE) und Belegungen mit gewissen Schwankungen der Tendenz nach 
gewachsen (s. Huntemann/Reichart 2016, Tabelle 8). In Abbildung 1 stehen dafür 
stellvertretend die Unterrichtsstunden in Kursen, die insbesondere in den Jahren seit 
2012 kontinuierlich gestiegen sind.5 In Tabelle 1 ist die Entwicklung von Kursen, Un-
terrichtsstunden und Belegungen für den Programmbereich Arbeit–Beruf insgesamt 
dargestellt (Spalten 1, 3, 5). Während die Kurse 2015 knapp unter dem Niveau von 
1991 liegen (-2,7 % über den gesamten Zeitraum), ist die Zahl der Unterrichtsstun-
den und Belegungen demgegenüber deutlich stärker gesunken, und zwar um -38,1 % 
bzw. -39,0 %. Dies geht einher mit einer Verkürzung der Kurse und einer Verkleine-
rung der Kursgruppen (s. Spalten 7-10).  
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Tab. 1: Kursveranstaltungen im Programmbereich Arbeit–Beruf mit Kennzahlen 1991 bis 2015, Spalte 1–5 

  Kurse Anteil der Auftrags- 
u. Vertragsmaß-

nahmen  

Unterrichtsstunden Anteil der Unterrichts-
stunden in Auftrags- u. 
Vertragsmaßnahmen 

Belegungen 

Jahr 1 2 3 4 5 

1991 57.313   2.488.115   776.461 

1993 62.705   2.511.674   824.758 

1995 70.609   2.754.187   869.466 

1997 80.967   2.776.690   934.627 

1999 91.123 6,9% 3.181.715 26,1% 1.011.132 

2001 102.402 7,6% 3.281.326 26,5% 1.076.983 

2003 82.473 8,3% 2.902.186 32,6% 823.996 

2005 73.736 8,7% 2.307.864 29,9% 709.790 

2007 74.171 10,4% 2.326.551 33,2% 719.025 

2009 72.480 12,8% 2.277.573 32,6% 693.740 

2011 67.570 12,2% 2.086.992 36,4% 617.806 

2013 62.750 14,2% 1.704.533 32,5% 552.379 

2015 55.768 13,7% 1.540.023 34,2% 473.294 

Tab. 1b: Kursveranstaltungen im Programmbereich Arbeit–Beruf mit Kennzahlen 1991 bis 2015, Spalte 6–10 

  
Anteil der Belegungen 

in Auftrags- u. Ver-
tragsmaßnahmen 

Unterrichts-
stunden/Kurs 
(offene Kurse) 

Unterrichts-
stunden/Kurs 

(AVM) 

Belegungen/ 
Kurs 

(offene Kurse) 

Belegungen/Kurs 
(AVM) 

Jahr 6 7 8 9 10 

1991           

1993           

1995           

1997           

1999 8,0% 34,9 3,8 11,1 1,2 

2001 8,4% 32,0 3,5 10,5 1,1 

2003 10,3% 35,2 4,0 10,0 1,3 

2005 11,1% 31,3 3,4 9,6 1,3 

2007 13,5% 31,4 3,2 9,7 1,3 

2009 16,7% 31,4 2,5 9,6 1,3 

2011 16,7% 30,9 3,0 9,1 1,4 

2013 18,8% 27,2 2,3 8,8 1,3 

2015 18,0% 27,6 2,5 8,5 1,3 

Bis einschließlich 1997 wurden die Zahlen wurden aus den früheren Stoffgebieten Verwaltung und Kaufmännische Pra-
xis (vollständig) sowie anteilig aus Mathematik – Naturwissenschaften – Technik, Stoffgebietsübergreifende und sons-
tige Kurse und Haushaltsführung zusammengestellt. Auftrags- und Vertragsmaßnahmen sind in diesen Zahlen enthal-
ten; Quelle: SUF VHS-Statistik (DIE), eigene Berechnungen 
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Abbildung 1 stellt ergänzend dar, wie sich der Anteil des Programmbereichs bei Kur-
sen, Unterrichtsstunden und Belegungen an allen Kursen an VHS entwickelt hat. Es 
zeigt sich eine charakteristische Verlaufskurve dieser Anteile, die zunächst stetig an-
steigt, um das Jahr 2000 ihren Höhepunkt erreicht und seitdem im Großen und Gan-
zen kontinuierlich abfällt, wobei das Niveau von 1991 etwa im Jahr 2005 wieder er-
reicht war (bei Belegungen bereits 2002) und seitdem weiter gesunken ist. Auch bei 
den Absolutzahlen (s. Tabelle 1) ist das Maximum an Kursen, Unterrichtsstunden 
und Belegungen im Programmbereich im Jahr 2000 zu finden (Spalten 1, 3, 5). Im 
Jahr 2000 war der Programmbereich nach Unterrichtsstunden der zweitgrößte nach 
dem Programmbereich Sprachen (s. Pehl/Reitz 2001, Tabelle 9). Im Vergleich dazu 
war 2015 Arbeit–Beruf von den sechs Programmbereichen nach Unterrichtsstunden 
der zweitkleinste (nur in Politik-Gesellschaft-Umwelt wurden weniger Unterrichts-
stunden durchgeführt) (s. Huntemann/Reichart 2016, Tabelle 9).  

Zusammenfassend kann also eine absolute und relative Wachstumsphase des 
Programmbereichs Arbeit–Beruf bis zum Jahr 2000 von einer absoluten und relativen 
Rückgangsphase des Programmbereichs Arbeit–Beruf unterschieden werden, wobei 
der Rückgang bei Kursen und Belegungen weniger steil verläuft als bei Unterrichts-
stunden. Im folgenden Abschnitt wird dieser Befund weiter ausdifferenziert. 

 

Abb. 1: Anteile von Kursen, Unterrichtsstunden und Belegungen im Programmbereich Arbeit–Beruf an 
Kursen an VHS insgesamt 1991–201; Quelle: SUF VHS-Statistik (DIE), eigene Berechnungen 
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3. Differenzierte Betrachtung der Angebotsstruktur des Programmbereichs 
im untersuchten Zeitraum 

Die Kurse im Programmbereich Arbeit–Beruf werden nach der folgenden Systematik 
erfasst: 

5.A Auftrags- und Vertragsmaßnahmen (AVM) 

Offene Kurse nach Fachgebieten: 
5.00 Fachgebietsübergreifende/sonstige Kurse 
5.01 IuK6-Grundlagen/allgemeine Anwendungen 
5.02 Kaufmännische IuK-Anwendungen 
5.03 Technische IuK-Anwendungen 
5.04 Büropraxis 
5.05 Rechnungswesen 
5.06 Kaufmännische Grund-/Fachlehrgänge 
5.07 Technische Grund-/Fachlehrgänge 
5.08 Branchenspezifische Grund-/Fachlehrgänge 
5.09 Organisation/Management 

Im Folgenden wird zunächst die Entwicklung der Unterrichtsstunden beim offenen 
Angebot skizziert, während in einem nächsten Schritt die Auftrags- und Vertrags-
maßnahmen (AVM) betrachtet werden.  

a) Offene Kurse 

In Abbildung 2 werden die Unterrichtsstunden in (zusammengefassten) Fachgebieten 
und bei AVM für den Zeitraum 1998-2015 dargestellt.7 Zunächst ist zu erkennen, 
dass es beim offenen Kursangebot zwei Haupt(gruppen) von Fachgebieten gibt, in 
denen lange Zeit der Großteil der Unterrichtsstunden in offenen Kursen im Pro-
grammbereich erteilt wurde, nämlich die IuK-Grundlagen (5.01), zu denen allgemeine 
PC-Kurse zählen, und die kaufmännischen Fachgebiete (5.02, 5.04, 5.05 und 5.06). 
Beide Linien zeigen auch (mit einer zusätzlichen Spitze im Jahr 2000 bei 5.01), den 
charakteristischen Rückgang, der für den gesamten Programmbereich beobachtet 
wird. Allerdings ist der Anteil der Unterrichtsstunden in diesen Fachgebieten von  
74 % im Jahr 1998 auf knapp 60 % im Jahr 2015 gesunken, sie sind also von einem 
relativen Bedeutungsverlust betroffen, der noch stärker die kaufmännischen Fachge-
biete betrifft. Während die Unterrichtsstunden in den technischen Fachgebieten, al-
lerdings von einem niedrigeren Ausgangsniveau aus, prozentual ähnlich stark sanken, 
lässt sich bei den branchenspezifischen Fachlehrgängen eine deutlich weniger starke 
Abnahme, bei den fachgebietsübergreifenden/sonstigen Kursen sogar gegenüber 
1998 ein Zuwachs beobachten. Beide sind inhaltlich offene Fachgebiete ohne direk-
ten Themenbezug. Nach Einschätzung der Praktiker/-innen gibt es in zunehmendem 
Maße Veranstaltungen, die für das Arbeitsleben relevante Querschnittsthemen auf-
greifen, wie etwa Soft Skills, die dieser Sammelkategorie zugeordnet werden. Ähnli-
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ches könnte auf die branchenspezifischen Fachlehrgänge zutreffen, die inhaltlich 
über das Spektrum IT-Technik-Verwaltung hinausreichen, womit ein Bruch mit der 
ansonsten themenbezogenen Systematik einhergeht. 

Bei der Interpretation der Daten wiesen die Praktiker/-innen darauf hin, dass Un-
schärfen zwischen den Fachgebieten durch unterschiedliche Zuordnungspraktiken 
bei der Erfassung der Daten bedingt seien. Unstrittig sei jedoch, dass bei bestimmten 
Themen etwa der Büropraxis (z. B. Stenografie) der Bedarf aufgrund der Digitalisie-
rung der Arbeitswelt stark gesunken sei. Bei den allgemeinen IT-Kursen (5.01) schil-
derten die Praktiker/-innen gewisse Konjunkturen von Themen in der Art, dass trotz 
eines generellen Rückgangs immer wieder neue Softwareversionen zu einer akuten 
Schulungsnachfrage führten (z. B. Windows 10, 13). Sie verwiesen auf einen wach-
senden Bedarf an maßgeschneiderten, zielgruppenspezifischen Angeboten in kleinen 
Gruppen, dem die VHS nachgekommen seien. In der Tat lässt sich eine Verringerung 
der durchschnittlichen Teilnehmerzahl pro Kurs beobachten, bei offenen Kursen 
von 11,2 Belegungen/Kurs (1998) zu 8,1 Belegungen/Kurs (2015). Zum Rückgang 
der Unterrichtsstunden hat auch eine Verkürzung der durchschnittlichen Kursdauer 
beigetragen: Während ein offener Kurs im Programmbereich Arbeit–Beruf 1998 
noch 29,8 Stunden dauerte, fiel der Wert tendenziell ab und lag 2015 bei 21,1 Unter-
richtsstunden pro Kurs (s. Tabelle 1). 

 

Abb. 2: Unterrichtsstunden in Fachgebieten offener Kurse und bei Auftrags- und Vertragsmaßnahmen des 
Programmbereichs Arbeit–Beruf (1998-2015), Quelle: SUF VHS-Statistik (DIE), eigene Berechnungen 

b) Auftrags- und Vertragsmaßnahmen  

Die Bundesagentur für Arbeit fördert bereits seit 1969 die berufliche Aus- und Wei-
terbildung, seit 1998 ist das Arbeitsförderungsgesetz im Sozialgesetzbuch verankert. 
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Bei der Erfassung der Auftrags- und Vertragsmaßnahmen (AVM) in der VHS-
Statistik kann nicht zwischen Arbeitsförderung und von Arbeitgebern oder anderen 
von Dritten beauftragten Maßnahmen unterschieden werden. AVM richten sich all-
gemein an einen von einem Auftraggeber definierten Teilnehmerkreis und behandeln 
auf diesen zugeschnittene Inhalte.8 Insgesamt zeigt sich auch hier ein Rückgang um 
rund 20 % im Vergleich zu 1998 (s. Abbildung 2). Mit Blick auf den Spitzenwert von 
fast 980.000 Unterrichtsstunden in 2002 liegt der Rückgang sogar bei 46 %, wozu 
Änderungen in der Förderpolitik der Bundesagentur für Arbeit, insbesondere mit den 
Gesetzen über moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ab 2003, entscheidend 
beigetragen haben. In der Folge führte aus Sicht der Praktiker/-innen das Preisdum-
ping bei Ausschreibungsverfahren bei einigen VHS zur Abwendung von der Zu-
sammenarbeit mit der Bundesagentur (s. Schrader 2011, 201 ff.). Zudem wurde be-
richtet, dass Ende der 1990er Jahre Stadtverwaltungen die EDV-Schulung ihrer Mit-
arbeitenden bei der VHS beauftragt hätten, was zu einem Anstieg Ende der 1990er 
Jahre mit darauffolgendem Abbruch nach Deckung des Bedarfs geführt habe. Gleich-
zeitig sei das Firmengeschäft im betrachteten Zeitraum gewachsen. Bei allen Schwan-
kungen hat die Bedeutung der AVM im Programmbereich Arbeit–Beruf seit 1998 
zugenommen (Tabelle 1): Der Anteil am Kursvolumen des Programmbereichs ist fast 
bis 2015 kontinuierlich gestiegen auf rund 14 %. Der Anteil der Unterrichtsstunden 
liegt aktuell sogar bei einem Drittel im Programmbereich Arbeit–Beruf (34 %), und 
auch bei den Belegungen zeigt sich ein stetiger Anstieg der Teilnahmen bis heute auf 
fast ein Fünftel (18 %). Auch wenn sich die durchschnittliche Kursdauer der AVM 
seit Anfang 2000 bis 2015 (69 Unterrichtsstunden/Kurs) halbiert hat, so ist dieser 
Wert noch immer mehr als dreimal so hoch wie die durchschnittliche Kursdauer im 
offenen Kursbereich (2015: 21 Unterrichtsstunden/Kurs). Der starke Rückgang bei 
den AVM könnte jedoch auf interne Verschiebungen weg von längeren, öffentlich 
geförderten Maßnahmen hin zu (kürzeren) Maßnahmen in Betrieben hindeuten.  

Fazit 

Unterhalb des generellen Rückgangs der Angebote im Programmbereich Arbeit–
Beruf haben sich über die Zeit die Schwerpunkte verschoben. Der Anstieg bis zum 
Jahr 2000 und der darauf folgende Abfall ist offensichtlich durch mehrere sich über-
lagernde Tendenzen geprägt: Zum einen wurde die Förderung von Maßnahmen 
durch die Bundesagentur für Arbeit zunächst intensiviert, dann ab 2002 stark gekürzt, 
was sich durch die Verkürzung von Kursen besonders stark auf das Unterrichtsstun-
denvolumen auswirkte. Zum zweiten wurde dem sich über die 1990er Jahre kontinu-
ierlich aufbauende Bedarf an IT-Kompetenz bei Beschäftigten und Privatpersonen9 
im Lauf der 1990er Jahre von den VHS entsprochen, wobei der Bedarf an Basis-PC-
Kenntnissen bei der breiten Bevölkerungsmehrheit der Erwachsenen im Verlauf der 
2000 Jahre zunehmend gedeckt war. Aus Praxissicht hat sich das Angebot diversifi-
ziert zu mehr Spezialangeboten, kleineren, modularisierten Weiterbildungen, Einzel-
coachings und stärkerer Zielgruppenorientierung, bei zunehmender Förderung all-
gemeiner beruflicher Kompetenzen.  
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3. Entwicklung des Programmbereichs Arbeit–Beruf nach Größenklassen von VHS 

Unterhalb der VHS-übergreifenden Entwicklung können auch sehr differentielle 
Entwicklungen von einzelnen VHS liegen. Aufgrund der aus der Praxis gespeisten 
Vermutung, dass die Größe der VHS ein entscheidender Faktor für die Entwicklung 
des Programmbereichs Arbeit–Beruf sein könnte, wurde untersucht, ob sich zwi-
schen verschiedenen Gruppen signifikante Unterschiede in der relativen Änderung 
des Programmbereichs Arbeit–Beruf in den Jahren 1998–2015 und in der Struktur 
der Angebote im Programmbereich ergeben, und ob diese relative Änderung sich von 
der im übrigen Programmangebot unterscheidet.  

Tab. 2: Entwicklung des Programmbereichs Arbeit–Beruf bei VHS verschiedener  
Größenklassen 1998-2015, Quelle: SUF VHS-Statistik (DIE), eigene Berechnungen 

  Beschreibung 1998 Entwicklungsmaße Beschreibung 2015 
N=718 VHS 1 2 3 4 5 6 7 
VHS-
Gruppe 
nach Ge-
samt-
finanzie-
rung 1998 

Anzahl 
VHS  

(Anteil) 

Anteil VHS 
an der Grup-
pe, die 1998 
AVM im PB 
5 durchge-
führt haben 

durchschnitt-
liche Anzahl 
Fachgebiete 

(offene Kurse) 
im PB 5 1998 

relative Än-
derung der 
UE in Kur-
sen des PB 
5 (1998-

2015) 

relative Än-
derung der 
UE in Kur-
sen der üb-

rigen PB 
(1998-
2015) 

Anteil VHS 
an der 

Gruppe, die 
2015 AVM 

im PB 5 
durchge-

führt haben 

durchschn
ittl. Anzahl 
Fachge-
biete (of-
fene Kur-
se) im PB 

5 2015 
1 unter 
250.000 €  

214 
(29,8%) 3% 2,8 -55% 38% 8% 2,1 

2 ab 
250.000  
bis unter 
500.000 €  

138 
(19,2%) 

18% 4,3 -57% 34% 34% 3,5 

3 ab 
500.000  
bis unter 
1 Mio. € 

170 
(23,7%) 36% 5,3 -53% 38% 56% 4,2 

4 ab  
1 Mio. €  

196 
(27,3%) 

54% 6,5 -26% 40% 79% 5,6 

Insgesamt 718 
(100%) 

28% 4,7 -47% 38% 44% 3,9 

Signif. Unterschied zwi-
schen Gruppen (p<.05) 

p<.001 n.t.* p<.001 nein p<.001 n.t.* 

(Parameter) Cramer’s V   Kruskal-
Wallis 

Kruskal-
Wallis 

Cramer’s V   

* n. t. aufgrund fehlender Voraussetzungen nicht testbar 

Tabelle 2 zeigt vier VHS-Gruppen, klassifiziert nach Umsatzstärke als Größenindika-
tor im Jahr 1998.10 Als Entwicklungsmaße dienen die relativen Änderungen der Un-
terrichtsstunden im Programmbereich Arbeit–Beruf und in den übrigen Programm-
bereichen. Des Weiteren werden Informationen zu AVM und Fachgebieten 1998 
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und 2015 einbezogen. Ein signifikanter Unterschied zeigt sich in Spalte 4. Danach 
fällt der durchschnittliche, prozentuale Rückgang der Unterrichtsstunden im Pro-
grammbereich 5 seit 1998 (-26 %) bei der Gruppe der VHS mit über 1 Mio. Umsatz 
um die Hälfte geringer aus als in den Vergleichsgruppen, die mehr als 50 % ihres Un-
terrichtsstundenvolumens verloren.11 Dahingegen zeigen sich keine signifikanten 
Gruppenunterschiede bei Betrachtung der relativen Änderung über alle übrigen Pro-
grammbereiche.  

Ein weiteres, interessantes Ergebnis ist, dass die Beteiligung an AVM mit der 
Umsatzgröße der VHS deutlich steigt (Spalten 2 und 6). Demnach sind Bildungs-
dienstleistungen zur beruflichen Qualifizierung für Volkshochschulen mit über  
1 Mio. Umsatz heute weitgehend eine Selbstverständlichkeit und wurden über die 
Zeit auch von mehr VHS ins Angebot aufgenommen. Aber auch für mindestens ein 
Drittel der Einrichtungen ab 250.000 € Gesamtfinanzierung gehören Auftrags- und 
Vertragsmaßnahmen zur beruflichen Weiterbildung mittlerweile zum Tagesgeschäft. 
Die Abhängigkeit der Leistungsfähigkeit einer Einrichtung in der beruflichen Bildung 
von ihrer Größe lässt sich auch an einem weiteren Wert ablesen. Es zeigt sich sowohl 
für das Bezugsjahr 1998, als auch für 2015: Je höher die Gesamtfinanzierung, desto 
höher die durchschnittliche Anzahl der Fachgebiete als Indikator für die Größe des 
Angebotsspektrums innerhalb des Programmbereichs Arbeit–Beruf (Spalten 3 und 
7), wobei die Differenziertheit des Angebots 2015 in allen Größenklassen geringer 
war als noch 1998. 

4. Resümee und Ausblick 

Die Analyse der Statistik, unterstützt durch die Interpretation aus Praxissicht, lässt 
eine Konsolidierung bei gleichzeitiger Ausdifferenzierung der beruflichen Bildung an 
Volkshochschulen erwarten. Dem Rückgang der „EDV-Massenveranstaltungen“ 
folgte laut den Praktiker/-innen eine stärkere Regionalisierung und Zielgruppenorien-
tierung der Angebote sowohl für betriebliche Auftraggeber, als auch in der sprachli-
chen und beruflichen Integration. Dazu kommt die Ausbildung von Spezialmarken, 
wie z. B. Xpert Business. Mit der aktuellen Statistikrevision werden künftig berufsbe-
zogene Veranstaltungen in allen Fachgebieten unabhängig vom Programmbereich 
ausgewiesen werden können, so dass insbesondere Schlüsselqualifikationen und fach-
liche Themen außerhalb des Spektrums des bisherigen Programmbereichs Arbeit–
Beruf besser darstellbar werden (s. Ambos 2017). Dadurch könnte das statistisch 
sichtbare Volumen beruflicher Bildung wieder wachsen. Die dauerhaften gesellschaft-
lichen Herausforderungen der Digitalisierung, Einwanderung und Globalisierung der 
Märkte führen zu einer neuen Rolle beruflicher Bildung: Sie umfasst heute die Kom-
petenz zur Selbstführung, Orientierung in interkulturellen Gesellschaften und Ar-
beitskontexten, mit fließenden Arbeits- und Frei-Zeiten, Online- und Offline-Welten 
und zunehmender Projektförmigkeit von Lebens- und Arbeitsentwürfen. Gleichzeitig 
hat die PIAAC-Studie gezeigt, wie groß die Kompetenzunterschiede bei Erwachse-
nen, auch im Hinblick auf das technologiebasierte Problemlösen, sind (s. Rammstedt 
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2013). Daher bleibt auch die digitale Grundbildung eine Herausforderung für die 
VHS als öffentlich geförderte Weiterbildungseinrichtungen.  

Aus Perspektive der Forschung hat sich der in diesem Beitrag gewählte Zugang 
zum Thema über einen Dialog Praxis-Wissenschaft als fruchtbar erwiesen und pra-
xisrelevante Fragestellungen generiert, wie z. B. nach den VHS-inhärenten und kon-
textuellen Bedingungen des Ausbaus von Auftrags- und Vertragsmaßnahmen. Die 
These der Diversifizierung des Programms könnte durch Programmanalysen näher 
untersucht werden. Gleichzeitig wird in der Praxis nach Typisierungen gefragt, die 
schnelle Vergleiche und eine Einordnung der eigenen VHS für ein Benchmark er-
möglichen. Auch hier liegt ein ausbaufähiges Forschungsfeld und Feld künftiger Ko-
operation. 

Anmerkungen 

1 Die Auswahl erfolgte nach den Kriterien „Betriebszugehörigkeit“ (mind. seit 1998) und 
„verschiedene Bundesländer“ (hier: Bayern, Baden-Württemberg, NRW, Hessen). Wir 
danken Thomas Feist, Wolfgang Merkle, Richard Scheuringer, Helga Sommer, Heinz 
Tischler und Anke Wermelt, die im Rahmen einer Online-Konferenz ihre Erfahrung und 
ihr Praxiswissen mit uns geteilt haben. 

2 Die VHS-Statistik wird als bundesweite freiwillige Statistik des Deutschen Volkshoch-
schul-Verbandes (DVV) und seiner Mitglieder in Kooperation mit dem Deutschen Institut 
für Erwachsenenbildung (DIE) seit 1962 durchgeführt. Für nähere Erläuterungen der ver-
wendeten Indikatoren und der Erhebungssystematik der VHS-Statistik s. Reichart (2016,  
S. 329–330). Wir danken dem Team Statistik des DIE für die hilfreiche Unterstützung bei 
der Datenaufbereitung und -darstellung. 

3 Damit schließt der Beitrag an eine ähnliche Analyse zum Programmbereich Gesundheit 
(Käpplinger 2012) an.  

4 In der Bildungsberichterstattung wird das Veranstaltungsvolumen im Programmbereich 
Arbeit–Beruf als Näherung für das Angebot an berufsbezogener Weiterbildung beschrie-
ben, obwohl hier weder ausschließlich berufsbezogene Veranstaltungen gezählt werden 
noch das berufsbezogene Angebot auf den Programmbereich beschränkt ist (s. Reichart 
2016). Dies zu verbessern, ist u. a. Ziel der aktuell durchgeführten Revision der VHS-
Statistik im BMBF-geförderten Projekt StaRe (s. Ambos 2017 in diesem Heft). 

5 Dieser jüngste Zuwachs ist im Wesentlichen auf Gewinne im Sprachenbereich, hier vor al-
lem im Fachgebiet Deutsch als Fremdsprache, wo auch Integrationskurse gezählt werden, 
zurückzuführen. 

6 „Informations- und Kommunikationstechnik“: PC-Kurse oder Kurse zum Umgang mit 
(teils fachspezifischer) Software. 

7 Das Fachgebiet Organisation und Management wird als kleines Fachgebiet (2015: 3,3 % 
der Unterrichtsstunden in offenen Kursen) aus Gründen der Übersicht ausgelassen. Die 
Entwicklung in diesem Fachgebiet verlief, ähnlich wie bei den offenen Kursen im Pro-
grammbereich insgesamt, mit einer Rückgangsrate von -60,5 % zwischen 1998 und 2015. 

8 Aufgrund eines besonderen Erfassungsweges der VHS-Daten für Bayern werden hier nur 
Firmenschulungen als AVM klassifiziert, während andere AVM nicht als solche gekenn-
zeichnet werden, so dass für Bayern die Zahl der AVM unterschätzt wird. 

9 Über die 1990er und 2000er Jahre wurde der PC und etwas zeitverzögert das Internet zu 
einem Alltagsgut in deutschen Haushalten. Während 1993 noch 21,2 % der Haushalte über 
mindestens einen PC verfügten, waren es 2003 bereits 61,4 % und 2013 85,2 %. Die Ver-
breitung des Internets stieg von 46,0 % (2003) auf 80,2 % (2013) (Daten der Einkommens- 



Hessische Blätter 3 | 2017 

256 

und Verbrauchsstichprobe (EVS), persönliche Mitteilung des Statistischen Bundesamtes 
vom 30.03.2017).  

10 Die Gesamtzahl 718 ergibt sich aus allen VHS (2015: 898 erfasste), bereinigt um diejeni-
gen, die im Betrachtungszeitraum fusioniert haben, z. B. im Rahmen von Gebietsreformen. 
Diese entsprechen 80 % der im Berichtsjahr 2015 tätigen VHS mit 83 % der Unterrichts-
stunden in Kursen und wurden weiter eingegrenzt auf diejenigen, die mindestens 1998 und 
2015 Kurse im Programmbereich Arbeit–Beruf durchgeführt haben. 71 % der VHS wer-
den 2015 gleich klassifiziert wie 1998 (wenn Wanderungen stattfanden, dann am häufigsten 
in die nächsthöhere Gruppe). 

11 Die absolute Differenz der Unterrichtsstunden wächst mit der Größe der Einrichtung. In 
allen Gruppen gab es VHS, bei denen die Unterrichtsstunden im Programmbereich ge-
wachsen sind, insgesamt 8 % der betrachteten VHS (Gruppenunterschiede nicht signifi-
kant).  
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Die Erfassung beruflicher Weiterbildung in der 
Volkshochschul- und der Verbundstatistik – 
Aktueller Stand und Perspektiven nach der Revision  
der DIE-Anbieter-/Angebotsstatistiken 

Ingrid Ambos 

Zusammenfassung 

Gegenwärtig werden die Verbund- und die Volkshochschul-Statistik einer großen Revision 
der Merkmale unterzogen. Der Beitrag stellt die Ansätze zur zukünftigen Erfassung beruf-
licher Weiterbildung im vereinbarten gemeinsamen Merkmalskern und in den beteiligten 
Verbänden der bisherigen Erhebungspraxis gegenüber und arbeitet zu erwartende Verbes-
serungen der Aussagekraft der Daten heraus. Diese werden in Bezug auf verschiedene 
Verwendungskontexte diskutiert. 

1. Einleitung 

Ergebnisse der Verbundstatistik und der Statistik der Volkshochschulen (VHS), die 
vom Deutschen Institut für Erwachsenenbildung (DIE) betreut werden, liefern seit 
Jahren datengestützte Informationen für Steuerungszwecke der beteiligten Verbände 
sowie wichtige Beiträge zur Bildungsberichterstattung für zentrale Bereiche der öf-
fentlich verantworteten Weiterbildung. 

Die Erfassung der Veranstaltungen der Einrichtungen folgt primär einer themati-
schen Gliederung. Eine Verortung des Angebots gemäß der üblichen Unterscheidung 
zwischen den Bereichen der beruflichen und der allgemeinen Weiterbildung war frü-
her nicht intendiert. Berufliche Weiterbildung stellt zwar ein Angebotssegment von 
VHS und Einrichtungen der Verbundpartner dar, entsprechende Daten werden bis-
her aber zumeist nicht erhoben, so dass Aussagen lediglich auf Näherungswerten ba-
sieren. Durch die aktuell vom DIE in Kooperation mit den Verbänden durchgeführte 
Revision ist eine Verbesserung dieser Situation zu erwarten, indem v.a. entsprechende 
Erhebungsmerkmale modifiziert werden. 

Im Folgenden wird zunächst auf die bisherige Erhebungspraxis in der Verbund- 
und der VHS-Statistik und deren Implikationen für die Abbildung beruflicher Wei-
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terbildung eingegangen (Kap. 2). Im Anschluss werden – fokussiert auf diesen Be-
reich – die mit der Revision verbundenen Intentionen des DIE und der beteiligten 
Partner sowie der vereinbarte Ansatz zur zukünftigen verbandsübergreifenden Dar-
stellung beruflicher Weiterbildung referiert (Kap. 3). Die vorgesehenen, verbandsspe-
zifisch unterschiedlichen Modelle zur Erfassung berufsbezogener Weiterbildung wer-
den im Kap. 4 erläutert, bevor im letzten Abschnitt Einschätzungen zur Aussagekraft 
und zu Auswertungsmöglichkeiten nach der Revision zukünftig vorliegender Daten 
vorgenommen werden (Kap. 5). 

Zum Verbund Weiterbildungsstatistik gehören gegenwärtig die Verbände Bun-
desarbeitskreis ARBEIT UND LEBEN (BAK AL), die Deutsche Evangelische Ar-
beitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung (DEAE) und die Katholische Erwachse-
nenbildung Deutschland – Bundesarbeitsgemeinschaft e.V. (KEB). Der Deutsche 
Volkshochschul-Verband (DVV) ist assoziiertes Mitglied. Die Volkshochschul-
Statistik liefert seit dem Berichtsjahr 1962 Daten (vgl. Huntemann/Reichart 2016); in 
der Verbundstatistik wurden erstmals für 2002 Ergebnisse vorgelegt. 

Diese auf Basis freiwilliger Beteiligung der Mitgliedseinrichtungen erhobenen Sta-
tistiken sind beim DIE angesiedelt. Hier erfolgen die operative Betreuung, die wis-
senschaftliche Weiterentwicklung sowie die Erstellung von Auswertungen für die 
Verbände und die Publikation von Ergebnissen in unterschiedlichen Kontexten. 

VHS- und Verbund-Statistik verbindet ein gemeinsamer Merkmalskern (GMK). 
Zugehörige statistische Merkmale wurden im Konsens vereinbart. Bedeutsam ist, 
dass die dafür zu liefernden Daten in den verbandsspezifischen Berichtsbögen nicht 
gleichförmig erhoben werden (müssen). Die jeweiligen Ergebnisse aus den Verbands-
statistiken werden vom DIE zusammengeführt und veröffentlicht (vgl. 
Horn/Lux/Ambos 2016). 

Im Rahmen eines bis März 2018 vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung geförderten Projekts werden die Statistiken einer grundlegenden Revision un-
terzogen. Die Umsetzung erfolgt in Zusammenarbeit des DIE mit den Verbänden 
und ihren Mitgliedern. Ergebnisse auf Basis der revidierten Merkmale werden erst-
mals für den Verbund für das Berichtsjahr 2017 vorliegen, für den VHS-Bereich für 
2018. 

2. Ausgangslage 

Die inhaltliche Systematisierung des Weiterbildungsangebots im Verbund (ohne 
VHS/DVV) und für den gemeinsamen Merkmalskern (GMK) (mit VHS/DVV) er-
folgt bislang primär anhand der Zuordnung der Veranstaltungen zu den insgesamt 
neun Themenbereichen, zu denen u. a. „Arbeit–Beruf“ zählt (s. Übersicht 1). Mit ei-
ner Ausnahme werden keine Bildungsintentionen der Veranstaltungen aus Anbieter-
sicht gemäß didaktischer Planung erhoben. Abweichend davon werden im BAK AL 
die Veranstaltungen für die Verbandsstatistik mehrdimensional sowohl nach The-
menbereichen als auch nach den vier „Bildungsintentionen“ allgemeine, politische, 
kulturelle und berufliche Bildung erfasst. Schriftliche Hinweise zum Ausfüllen der 
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Berichtsbögen mit Erläuterungen der Merkmale unterstützen die Zuordnung der 
Veranstaltungen. 

Auf Basis der DIE-Kontakte mit datengebenden Einrichtungen im Verbund kann 
gleichwohl davon ausgegangen werden, dass zurzeit bei der Erfassung eine Inkonsis-
tenz darin besteht, wie berufsbezogene Veranstaltungen den Themenbereichen zuge-
ordnet werden. Teilweise werden sie komplett im Bereich „Arbeit–Beruf“ gemeldet. 
Teilweise werden solche Veranstaltungen – gemäß der Logik der inhaltsbezogenen 
Kategorisierung – thematisch eingeordnet und alternativ (auch) in anderen Themen-
bereichen erfasst. 

Bei den VHS stellt sich die Ausgangslage komplexer dar. Für statistische Zwecke 
erfolgt hier die Zuordnung von Kursen/Lehrgängen mit mindestens drei Unter-
richtsstunden innerhalb von „Programmbereichen“ (analog den Themenbereichen im 
Verbund) bisher zunächst danach, ob es sich um offen zugängliche Veranstaltungen 
oder um Auftrags-/Vertragsmaßnahmen für eine geschlossene Gruppe von Teilneh-
menden handelt. Letztere werden bezogen auf Intentionen und Inhalte nicht weiter 
aufgeschlüsselt. Es ist davon auszugehen, dass es sich hierbei größtenteils um Veran-
staltungen beruflicher Weiterbildung handelt, da in diesem Feld Betriebe, öffentliche 
Verwaltungen und Arbeitsagenturen/Jobcenter (Weiterbildung nach SGB III/II) als 
zentrale Auftraggeber fungieren (vgl. Reichart 2017). Demgegenüber werden offene 
Kurse/Lehrgänge auf einer zweiten Ebene weiter differenziert nach „Fachgebieten“ 
erfasst. Im Programmbereich „Arbeit–Beruf“ wurden bei einer vorherigen Revision 
Fachgebiete gebündelt, die sich inhaltlich auf Verwaltung, Technik und kaufmänni-
sche Anwendungen konzentrieren. Die Bezeichnung „Arbeit–Beruf“ sollte zwar auf 
berufliche Anwendungskontexte verweisen, dieses Charakteristikum sollte aber nicht 
exklusiv für die in diesem Programmbereich erfassten Veranstaltungen gelten. Die 
seinerzeitige Fokussierung und berufsbezogene Ausrichtung des Programmbereichs 
schlägt sich bis heute in den Fachgebieten „Büropraxis“, „Rechnungswesen“, „kauf-
männische“ bzw. „technische IuK-Anwendungen“ und „kaufmännische“ bzw. 
„technische Grund-/Fachlehrgänge“, „branchenspezifische Fachlehrgänge“ und 
„Organisation/Management“ nieder. Bei den übrigen Fachgebieten („IuK-
Grundlagen/allgemeine Anwendungen“ und „fächerübergreifende/sonstige Kurse“) 
ist dagegen kein Anwendungskontext ersichtlich. Letzteres gilt auch für die Fachge-
biete der anderen Programmbereiche der VHS, so dass dort der Anteil berufsbezoge-
ner Weiterbildung statistisch weitgehend offen bleibt. Am Beispiel der Fortbildungen 
für Erzieher/innen lässt sich das Problem der nicht eindeutigen Zuordnungsmög-
lichkeiten berufsbezogener Weiterbildungsveranstaltungen in der VHS-Statistik ver-
anschaulichen: Unter primär thematischen Gesichtspunkten gehören solche Maß-
nahmen ins Fachgebiet „Pädagogik“ im Programbereich „Politik – Gesellschaft – 
Umwelt“. Denkbar ist jedoch auch deren Meldung als „branchenspezifische Fach-
lehrgänge“ im Programmbereich „Arbeit–Beruf“. 

Als weiterer Indikator für berufliche Weiterbildung im VHS-Bereich können die 
Daten zu den in Kooperation mit anderen Einrichtungen durchgeführten Kur-
sen/Lehrgängen (ohne Auftrags-/Vertragsmaßnahmen) dienen. Die programmbe-
reichsübergreifend erfassten Veranstaltungen in Zusammenarbeit mit Unterneh-
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men/Betrieben sowie mit Arbeitsagenturen (nur individuelle Förderung) dürften der 
beruflichen Weiterbildung zuzurechnen sein. 

Andere Angebotsformate (z. B. kürzere Einzelveranstaltungen, Vorträge, Studien-
reisen) werden dagegen bisher ausschließlich auf der Ebene von Programmbereichen 
erfasst. 

Resümierend ist festzuhalten, dass Verbund- und VHS-Statistik bisher auf eine 
thematische Gliederung des Angebots setzen und zumeist auf Indikatoren zur Erfas-
sung der beruflichen Weiterbildung (und/oder anderer Bildungsbereiche) verzichten. 
Aussagen zum Umfang und zu strukturellen Merkmalen dieses Bildungsbereichs bei 
den Mitgliedseinrichtungen haben sich daher weitgehend auf Abschätzungen auf-
grund plausibler Annahmen zu stützen. Dabei ist zu vermuten, dass das berufsbezo-
gene Veranstaltungsvolumen v.a. im VHS-Bereich (vgl. Reichart 2017 und Reich-
art/Rattinger in diesem Heft), aber auch im Verbund tendenziell unterschätzt wird. 
Insofern sind die Ergebnisse dieser Anbieterstatistiken z. B. für Zwecke der Bil-
dungsberichterstattung zur beruflichen Weiterbildung bisher nur als eingeschränkt 
aussagekräftig und belastbar zu bezeichnen. Dies gilt zumal dann, wenn man in 
Rechnung stellt, dass aus Sicht von Teilnehmenden auch Veranstaltungen aus dem 
„allgemeinen“ Bereich mit beruflichen Intentionen besucht werden. 

Tab. 1: Gemeinsamer Merkmalskern von Verbund- und VHS-Statistik  
vor und nach der Revision; hier: Themenbereiche der Veranstaltungen  

Vor der Revision 
Nach der Revision 
(ohne berufsbezogene Veranstaltungen) 

Politik – Gesellschaft Politik – Gesellschaft – Gender – Arbeitswelt/ 
Interessenvertretung 

Familie – Gender – Generationen Familie – Generationen 

Religion -Ethik Religion -Ethik 

Umwelt Umwelt – Nachhaltigkeit – Naturwissenschaften 

Kultur – Gestalten Kultur – Gestalten 

Gesundheit Gesundheit 

Sprachen Sprachen 

Arbeit–Beruf Medienanwendungen – Technik 

Grundbildung – Schulabschlüsse Schulabschlüsse 

Grundbildung – Alphabetisierung 

3. Spezifische Interessen im Kontext der Statistikrevision und die  
verbandsübergreifende Lösung 

Die geschilderten Unschärfen zu beseitigen und die Aussagekraft von Verbund- und 
VHS-Statistik zu verbessern war eines der zentralen Anliegen des DIE im Rahmen 
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der laufenden Statistikrevision. Ziel war es insbesondere, die Inkonsistenzen in Bezug 
auf das Verständnis des Themen-/Programmbereichs „Arbeit–Beruf“ auszuräumen 
und für eine möglichst eindeutige und einheitliche themenbezogene Systematisierung 
und Erfassung der Veranstaltungen zu sorgen. Dies sollte v.a. durch begriffliche Prä-
zisierungen und inhaltliche Abgrenzungen von anderen Themenbereichen bzw. the-
matische Ausdifferenzierungen erreicht werden. Aus Gründen der Anschlussfähigkeit 
und Praktikabilität wurde weiterhin eine eindimensionale Kategorisierung präferiert. 

Abweichend bestand im DVV das dezidierte Interesse an der Einführung einer 
zweiten, zusätzlichen Dimension, um belastbare Daten zum Volumen beruflicher 
Weiterbildung zu generieren und den Nutzen der VHS-Statistik in verschiedenen 
Verwendungskontexten zu verbessern (s.u. Kap. 5). In den Mitgliedsverbänden des 
Verbunds Weiterbildungsstatistik gab es keine vergleichbare Motivation. 

Gleichwohl sehen die im Zuge der Revision gefundenen Lösungen für alle vier 
Verbandsstatistiken zukünftig die explizite Erfassung berufsbezogener Weiterbil-
dungsveranstaltungen entsprechend dem folgenden Verständnis vor:  

Als „berufsbezogen“ gelten diejenigen Weiterbildungsveranstaltungen, deren di-
daktische Planung sich schwerpunktmäßig auf die berufliche Verwendung der Veran-
staltungsinhalte bezogen hat (erkennbar z. B. an der Beschreibung der Veranstaltung 
im Programm, mit oder ohne Zertifikat), oder die Veranstaltungen richteten sich an 
bestimmte Zielgruppen mit einer definierten beruflichen Qualifikation oder Tätigkeit 
(z. B. Fortbildung für Tagespflegepersonen). Dazu zählen auch Firmenschulungen 
und die berufsbezogene Sprachförderung. 

Auch wurde vereinbart, die entsprechenden Merkmale in den gemeinsamen 
Merkmalskern (GMK) aufzunehmen und Daten für alle Verbände in der diesbezügli-
chen Ergebnisdarstellung des DIE zu veröffentlichen. 

Im Rahmen des GMK, der einvernehmlich bestimmt und von allen Verbänden 
bedient wird, ist vorgesehen, zukünftig die Anzahl aller berufsbezogenen Weiterbil-
dungsveranstaltungen, zugehörigen Veranstaltungsstunden und Teilnahmen explizit 
auszuweisen, getrennt für Veranstaltungen mit i. d. R. mehr als bzw. bis zu drei Ver-
anstaltungsstunden. Eine weitere inhaltliche Differenzierung ist in diesem Kontext 
nicht geplant, wohl aber in einzelnen Verbandsstatistiken (s.u. Kap. 4). Eine zusätzli-
che inhaltliche Differenzierung erfolgt in Zukunft konzentriert auf die (weiteren) 
nicht-berufsbezogenen Weiterbildungsangebote anhand der revidierten verbandsspe-
zifisch bzw. -übergreifend vereinbarten Themenbereiche. Den bisherigen Themenbe-
reich „Arbeit–Beruf“ wird es nicht mehr geben (s. Übersicht 1). 

Das neue Modell bildet einen aus Sicht aller Beteiligten akzeptablen Kompromiss 
zwischen unterschiedlichen Interessenlagen, in denen sich auch verbandsspezifische 
Rahmenbedingungen für die Erhebungen niederschlagen. Im Ringen um diesen 
Kompromiss wurden auch weitergehende Überlegungen zur zukünftigen Erfassung 
beruflicher Weiterbildung intensiv geprüft, die sich letztlich aber verbandsübergrei-
fend als nicht durchsetzungsfähig erwiesen. Für die Positionierung der Verbände wa-
ren dabei v.a. Nutzen-Aufwand-Relationen maßgebend, wonach primär die Relevanz 
des Bereichs beruflicher Weiterbildung im eigenen Kontext mit dem (zusätzlich not-
wendigen) Ressourceneinsatz und der Umsetzbarkeit in den Einrichtungen abgewo-
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gen wurde. Zum Teil werden diese alternativen Optionen nun auf der Ebene einzel-
ner Verbände realisiert. 

4. Verbandsspezifische Ansätze der zukünftigen Erhebung beruflicher Weiterbildung 

Wie erwähnt werden die Daten zum GMK nicht direkt erhoben, sondern aus ver-
bandsspezifisch unterschiedlichen Erhebungen gespeist. In welcher Weise perspekti-
visch Veranstaltungen beruflicher Weiterbildung in der Verbund- und in der VHS-
Statistik in den Verbänden erfasst werden sollen, wird daher im Folgenden erläutert. 
Dabei können drei Ansätze voneinander abgegrenzt werden. 
1. Die zukünftige Erhebung und Systematisierung der Veranstaltungen berufsbezo-

gener Weiterbildung bei der DEAE und der KEB korrespondiert im Wesentli-
chen mit der zukünftigen Ausweisung der Weiterbildungsangebote im GMK aller 
vier Verbände (s.o.). Das bedeutet, dass die Anzahl aller berufsbezogenen Veran-
staltungen, zugehörigen Veranstaltungsstunden und Teilnahmen gemeldet wer-
den. Die Meldung soll jeweils getrennt für Veranstaltungen mit i. d. R. mehr als 
bzw. bis zu drei Veranstaltungsstunden erfolgen. Im Unterschied zu den nicht-
berufsbezogenen Angeboten, die gemäß der revidierten Themenbereiche weiter-
hin inhaltlich differenziert werden, wird auf eine entsprechende Zuordnung bei 
der berufsbezogenen Weiterbildung verzichtet.1 

2. Die Mitglieder des BAK AL werden zukünftig auf der Ebene der Themenberei-
che (als „davon“-Kategorie) die berufsbezogenen Veranstaltungen, zugehörige 
Veranstaltungsstunden und Teilnahmen erfassen. Zugleich entfällt die bisherige 
Abfrage von Bildungsintentionen der allgemeinen, kulturellen und politischen 
Bildung (s.o.). Dies gilt gleichermaßen für Veranstaltungen mit i. d. R. mehr als 
drei Veranstaltungsstunden wie Seminare, Workshops, Lehrgänge2 und für kürze-
re Weiterbildungsangebote (z. B. Vorträge). Zudem ist vorgesehen, für diese Ver-
anstaltungen zusätzlich und ebenfalls auf Ebene der Themenbereiche den Anteil 
der Auftrags- und Vertragsmaßnahmen sowie die Geschlechterverteilung und die 
Altersgruppenzugehörigkeit der Teilnehmenden zu melden. 
Beibehalten wird die Erhebung von Kooperationsveranstaltungen u. a. mit Ar-
beitsagenturen/Jobcentern und Unternehmen/Betrieben. Gleiches gilt für Veran-
staltungen, die auf Abschlüsse von Industrie- und Handelskammern, Handwerks-
kammern oder Berufsverbänden vorbereiten. Auch hierzu sollen die Daten wie 
bisher nach Themenbereichen differenziert gemeldet werden. 

3. Die differenzierteste Erfassung wird zukünftig in der VHS-Statistik erfolgen. Bei 
Kursen/Lehrgängen ab drei Unterrichtsstunden sollen in allen Programmberei-
chen auf der (nächsten) Ebene einzelner Fachgebiete (u. a.) die Anteile an berufs-
bezogenen Veranstaltungen, zugehörigen Unterrichtsstunden und Belegungen 
(Teilnahmen) erhoben werden (als „davon“-Kategorie). Gleiches gilt für Auf-
trags- und Vertragsmaßnahmen. Der bisherige Programmbereich „Arbeit–Beruf“ 
erhält die Bezeichnung „Qualifikationen für das Arbeitsleben–IT–Organisation/ 
Management“; auch die Kategorien der Fachgebiete wurden aktualisiert. Ange-
sichts des Ziels, berufsbezogene Weiterbildung systematisch auch in den anderen 
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Programmbereichen zu erheben, ist der Teil des Titels „Qualifikationen für das 
Arbeitsleben“ als Kompromiss zwischen wissenschaftlichen und verbands-/or-
ganisationspolitischen Abwägungen zu betrachten. 

Auch für die lediglich auf Programmbereichsebene differenzierten kürzeren 
Veranstaltungen ist geplant, den Anteil der berufsbezogenen Veranstaltungen, 
Unterrichtsstunden und Teilnahmen zu erheben. 

5. Einschätzungen zur zukünftigen Aussagekraft und zu potentiellen Auswertungs-
möglichkeiten  

Mit den Revisionsergebnissen für die Datenbereiche, die die Erfassung der berufli-
chen Weiterbildung betreffen, ist aus DIE-Perspektive ein Mehrwert gegenüber der 
bisherigen Praxis zu erwarten. Dieser wird wesentlich davon abhängen, dass der an-
gestrebte Differenzierungsgrad der Daten erreicht wird und die Beteiligungsquoten 
der Einrichtungen an den freiwilligen Erhebungen zu den Verbandsstatistiken – trotz 
zum Teil stark zunehmender Komplexität der Abfragen – perspektivisch hoch blei-
ben bzw. gesteigert werden können. 

Bezogen auf mögliche Verwendungskontexte der Daten lassen sich im Wesentli-
chen drei Felder voneinander abgrenzen: 
 Nutzung für verbandsinterne Zwecke; 
 Bildungsberichterstattung auf unterschiedlichen Ebenen (v.a. Bund, Länder, 

Kommunen); 
 Forschungsarbeiten. 

Angesichts der Differenzen zwischen den geplanten Erhebungsansätzen in den Ver-
bänden und der Lösung für den GMK sind zukünftige Aussagekraft und Auswer-
tungsmöglichkeiten der Daten ebenfalls unterschiedlich einzuschätzen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die VHS-Statistik insgesamt betrachtet aufgrund ihrer Differen-
ziertheit und Flächendeckung größere Nutzungspotentiale bietet als die Statistiken 
der im Verbund zusammengeschlossenen Verbände. 

Wie dargestellt, besteht im VHS-Bereich ein starkes Interesse, die Leistungen in 
der berufsbezogenen Weiterbildung und deren Stellenwert im Angebotsprofil daten-
gestützt sichtbar zu machen. Dafür dürfte zukünftig eine befriedigende Basis geschaf-
fen werden. Dies gilt gleichermaßen für die Außendarstellung und Legitimationszwe-
cke des Verbandes wie für interne Steuerungszwecke einzelner VHS. Für letzteres 
sind z. B. vergleichende Analysen für strukturähnliche Einrichtungen (z. B. bezogen 
auf siedlungsstrukturelle Kriterien) von Interesse, die zukünftig durch zusätzliche Da-
ten zur beruflichen Weiterbildung angereichert werden können. 

Voraussichtlich bessere Nutzungsmöglichkeiten von VHS- und Verbundstatistik 
werden sich auch in der nationalen Bildungsberichterstattung, die sich v.a. bezogen 
auf die Anbieter- und Angebotsseite von Weiterbildung als defizitär erweist, bieten. 
Dies hängt wesentlich mit der förderrechtlichen Verantwortung des Bundes für die 
berufliche (Weiter-)Bildung und der Dominanz dieses Bereichs im öffentlichen Dis-
kurs zusammen. Auch die Abgrenzung zwischen beruflicher und nicht-beruflicher 
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Weiterbildung ist hier nach wie vor gängige Praxis – u. a. in den Erhebungen zum 
Weiterbildungsverhalten der Bevölkerung für den Adult Education Survey (vgl. Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 2015). Als Beispiel für die Nutzung der 
DIE-Anbieterstatistiken sei hier der Datenreport zum Berufsbildungsbericht ange-
führt, für den das DIE Beiträge auf Basis von Auswertungen zum Programm-/The-
menbereich „Arbeit–Beruf“ der VHS-Statistik (vgl. Reichart 2017) sowie der Statisti-
ken der zum Verbund gehörenden Verbände (vgl. Ambos 2017) geliefert hat. Hier 
sollten zukünftig belastbare Daten statt wie bisher näherungsweise Angaben berichtet 
werden können. Verbandsübergreifend (GMK) sowie für die DEAE und die KEB 
müssen sich die Ergebnisse auf das Gesamtvolumen konzentrieren, beim BAK AL 
und beim DVV sind zusätzlich Aussagen zu Themenschwerpunkten beruflicher Wei-
terbildung zu erwarten. 

Die Ergebnisse der VHS- und Verbundstatistik können für einzelne Bundeslän-
der ausgewiesen werden. Insofern dürfte die zukünftige Erfassung von berufsbezo-
gener Weiterbildung auch für die Bildungsberichterstattung auf dieser Ebene und für 
vergleichende Auswertungen einen Informationszuwachs bieten. 

Mit Blick auf die Steuerung von (Weiter-)Bildung hat die regionale bzw. kommu-
nale Ebene und das kommunale Bildungsmonitoring an Relevanz gewonnen, u. a. be-
fördert von Programmen des Bundes wie „Lernen vor Ort“. Dies geht einher mit ei-
nem Bedeutungszuwachs von regelmäßig erhobenen statistischen Daten als einer 
zentralen Basis für bildungspolitische Entscheidungen und die Beobachtung von 
Entwicklungen. Für die Weiterbildung werden solche Daten z. B. im Deutschen Wei-
terbildungsatlas bereitgestellt (vgl. Martin/Schrader 2016). Auch für Zwecke des 
kommunalen Bildungsmonitorings ist durch die explizite Abbildung berufsbezogener 
Weiterbildung perspektivisch ein Mehrwert zu erwarten – allerdings weitgehend und 
wie bisher konzentriert auf die VHS-Statistik. Zentraler Grund hierfür ist die flä-
chendeckende Verfügbarkeit von Mikrodaten für einzelne VHS. Im Unterschied da-
zu kommen auch zukünftig bei den Erhebungen in den anderen Verbänden v.a. aus 
organisatorischen und Ressourcen-Gründen in weiten Teilen sogenannte Sammelbö-
gen zum Einsatz, anhand derer die Daten mehrerer Einrichtungen und zum Teil für 
Bundesländer gebündelt erfasst werden, ohne dass sie den Einrichtungen zugeordnet 
werden können. 

Aus diesen strukturellen Unterschieden zwischen VHS- und Verbund-Statistik 
sowie der geplanten, vergleichsweise stark ausdifferenzierten Erfassung berufsbezo-
gener Weiterbildung im VHS-Bereich folgt, dass auch das Potential, die Daten für 
Forschungszwecke nutzen zu können, für die VHS-Statistik höher einzuschätzen ist 
als für die Verbund-Statistik. Zusätzliche Perspektiven eröffnen sich v.a. in Bezug auf 
Fragestellungen zum Angebotsprofil und Leistungsspektrum der Einrichtungen, dem 
diesbezüglichen Stellenwert von berufsbezogener Weiterbildung und maßgeblichen 
Einflussfaktoren wie z. B. Finanzierungsgrundlagen sowie regionalen und bildungs-
politischen Rahmenbedingungen.  
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Anmerkungen 

1 Für die DEAE-Statistik soll bei den Teilnahmen an den Veranstaltungen mit i. d. R. mehr 
als drei Veranstaltungsstunden zusätzlich die Geschlechtszugehörigkeit der Teilnehmenden 
gemeldet werden. Neu werden zukünftig auch Kooperationsveranstaltungen u. a. mit Be-
trieben/Unternehmen und Arbeitsagenturen/Jobcentern erhoben. 

2 Nicht jedoch für Fachtagungen, Mitarbeitendenschulungen, Arbeitskreise sowie für Studi-
enseminare (Veranstaltungen an kulturell, politisch oder historisch bedeutsamen Orten, 
z. B. Institutionen, Städte, Regionen, Gedenkstätten). 
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Professionelle Bildungsgestalten – 
Iterative Bildung im Kontext von Professionalität 
und Profession  

Katrin Kraus  

Zusammenfassung 

Der Beitrag knüpft an theoretische Figur der Bildungsgestalten an und bezieht diese auf 
die Entwicklung von Professionalität und die Funktion einer professionalitätsorientierten 
Bildung. Mit Bezug zum entsprechenden Diskurs in der Erwachsenenbil-
dung/Weiterbildung wird Professionalität bestimmt und dabei der Bezug von individuel-
ler Professionalitäts- und strukturelle Professionsentwicklung ins Zentrum gestellt. Eine di-
rekte Verbindung zwischen beiden besteht über professionalitätsbezogene Bildung. Davon 
ausgehend stellt der Beitrag mit iterativer Bildung ein Konzept zur Diskussion, das die 
Implikationen aus dieser direkten Verbindung zwischen individueller und struktureller 
Professionalisierung über professionsbiographische Bildungsprozesse aufnimmt. Iterative 
Bildung verbindet konzeptionell Studium, professionelle Praxis und deren Reflexion sowie 
Weiterbildung über den biographischen Bezug einer kontinuierlichen Weiterentwicklung 
von Professionalität. 

Die theoretische Figur der „Bildungsgestalten“ wurde von Jochen Kade, Christiane 
Hof und Sigrid Nolda im Zuge einer qualitativen bildungsbiographischen Längsstudie 
formuliert, um in einem abstrakten Begriff ihre Erkenntnisse zu bildungsbiographi-
schen Verläufen zusammenzufassen. Sie konnten auf der Grundlage ihrer Analysen 
sogenannte Bildungsgestalten identifizieren, die sich im biographischen Verlauf als 
spezifische Formen der Aneignung von Welt zeigen. Daran knüpfen die folgenden 
Überlegungen an und beziehen diese theoretische Figur auf die Entwicklung von 
Professionalität. Ähnlich wie beim „Professionellen Selbst“ (Bauer) geht es durch 
diesen Bezug auf den Professionskontext nicht mehr um die gesamten Bildungspro-
zesse eines Menschen, sondern fokussiert um diejenigen, die auf die Entwicklung von 
Professionalität gerichtet sind. Hierbei zeigt sich, dass individuelle Professionalitäts-
entwicklung und strukturelle Professionsentwicklung direkt aufeinander bezogen 
sind, wobei professionelle Bildung eine wichtige Verbindung zwischen beiden dar-
stellt. Professionelle Bildung erfolgt entlang der Professionsbiographie als iterativer 
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Prozess. Als Konzept professionalitätsorientierter Bildung verbindet iterative Bildung 
Studium, professionelle Praxis und deren Reflexion sowie Weiterbildung über den 
biographischen Bezug einer kontinuierlichen Weiterentwicklung von Professionalität. 
Dieser Zusammenhang wird im Beitrag am Beispiel der Erwachsenenbildung darge-
stellt.  

1. Bildungsgestalten und professionelle Entwicklung 

Im Projekt „Prekäre Kontinuitäten“ wurden bildungsbiographische Interviews von 
Personen analysiert, die im Abstand von 25 Jahren geführt wurden (Hof/Kade 2009). 
Grundidee der Analysen ist, „dass Bildungsbiografien […] eine Serie von in den Le-
benslauf eingebetteten, je gegenwartsabhängigen differenten Bildungsgestalten“  
(Kade/Nolda 2014, S. 588) sind. Die Betrachtung einzelner Bildungsgestalten ermög-
licht einen Zugang zu biographischen Bildungsprozessen, denn sie sind seriell im 
Sinne einer biographischen Folge unterschiedlicher Bildungsgestalten (Hof/Kade/ 
Fischer 2010). „Spezifische ‚Bildungsgestalten’ ergeben sich dabei daraus, wie Indivi-
duen sich auf ihre je besondere Weise unter den jeweiligen, lebensweltlich-bio-
grafischen und sozio-kulturellen Bedingungen das mit der Entwicklung des Lebens-
langen Lernens verbundene Angebot an Lehr-Lerngelegenheiten zu eigen machen 
und sich so als individuelles Erlebens- und Handlungssubjekt eine gesellschaftlich 
eingebettete Form geben (Kade/Hof/Peterhoff 2008).“ (Fischer/Kade 2012, S. 618). 
Eine Gerichtetheit in der Abfolge der Bildungsgestalten einer Person entsteht, weil 
die Form von Bildungsprozessen wiederum selbst Teil der subjektiven Bildungsge-
stalt ist (Kade/Hof/Peterhoff 2008). Damit sind abrupte Wenden im Verlauf un-
wahrscheinlich und es entstehen eher individuell rekonstruierbare Entwicklungspfa-
de. Die einzelnen Bildungsgestalten sind nicht nur von der biographischen Zeitdi-
mension und Lebensphase abhängig, sondern auch von den zum Zeitpunkt der Er-
zählung gegebenen sozio-kulturellen Rahmungen (vgl. ebd.). Die Leistung, diese Se-
rien an einzelnen Bildungsgestalten subjektiv als sinnhaften und kohärenten Zusam-
menhang über die Zeit zu beschreiben, erbringen Menschen jeweils beim biographi-
schen Erzählen (Alheit 2003). Insofern können sie über biographische Zugänge er-
fasst werden. 

Die Grundidee der Bildungsgestalten, die das gesamte Subjekt in seiner Welta-
neignung umfassen, kann mit dem von Karl-Oswald Bauer (1998) formulierten Fo-
kus des „Professionellen Selbst“, also der in der professionellen Tätigkeit direkt 
sichtbar und wirksam werdenden Seite des Subjekts, aufgenommen und auf Professi-
onalisierungsprozesse bezogen werden. Darüber ergeben sich vor allem zwei An-
knüpfungspunkte aus der theoretischen Figur der Bildungsgestalten zur individuellen 
Professionalisierung. 

Ein erster Anknüpfungspunkt für das Verständnis von Professionalisierungspro-
zessen in der theoretischen Figur der Bildungsgestalt ist die Verbindung von Gerichte-
theit und Offenheit der Entwicklung. Die Entwicklung von individueller Professionali-
tät lässt sich in Anlehnung an die Bildungsgestalten als prinzipiell unabgeschlossene 
Serie konkreter Formen von Professionalität denken, die auseinander hervorgehen. 
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So kann die individuelle Entwicklung von Professionalität als zugleich gerichteter und 
offener Prozess beschrieben werden, der professionsbiographisch rekonstruiert wer-
den kann. Die aufeinander folgenden Formen von Professionalität sind unabhängig 
voneinander beschreibbar, in den jeweils vorhergehenden Formen sind jedoch Ent-
wicklungspfade für die künftige Entwicklung von Professionalität angelegt. Damit 
entsteht ein Modell von individueller Professionalitätsentwicklung, das ausgehend 
von einer initialen Aneignung von Professionalität reziproke Bezüge zwischen den 
sich ablösenden Formen ermöglicht, ohne sie als einfaches Zuwachsmodell im Sinne 
von Schichtung oder als lineare Fortsetzung zu denken. Vielmehr beruht diese Vor-
stellung auf der transformativen Komponente von gleichzeitiger Unabhängigkeit der 
Einzelformen und ihrer Eingebundenheit in eine professionsbiographische Serie von 
auseinander hervorgehenden, je gegenwartsbezogenen Formen von Professionalität. 

Als Ansatzpunkt für das Verständnis von Professionalisierungsprozessen kommt 
in der theoretischen Figur der Bildungsgestalten ein zweiter Aspekt hinzu: Ihnen liegt 
ein Verständnis von individueller Entwicklung zugrunde, dass diese in Verbindung 
von subjektbezogenen Faktoren und gesellschaftlich-kulturellen Rahmungen versteht. Mit 
dem Fokus des Professionellen verweist dieses Grundverständnis auf den Gesamtzu-
sammenhang von Professionalisierung mit individueller Professionalitätsentwicklung 
und struktureller Professionsentwicklung. Denn neben allgemeinen gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen fungiert gerade die Profession als spezifische institutionelle 
Rahmung für individuelle Professionalität. Dieser Zusammenhang wird mit der An-
lehnung an die Figur der Bildungsgestalten nochmals hervorgehoben. Konkrete 
Formen von Professionalität, die sich seriell im Verlaufe der professionellen Tätigkeit 
entwickeln, nehmen jeweils auch konzeptionelle und strukturelle Rahmungen auf und 
spiegeln diese in der jeweiligen Einzelform. Individuelle Professionalität wird maß-
geblich durch Professionen als gesellschaftliche Institutionen und kollegiale Fachge-
meinschaften mit einer geteilten Wissens- und Wertebasis und verbindenden Hand-
lungspraxen gerahmt und damit ermöglicht, wenngleich sie immer individuelle Ent-
wicklungsaufgabe bleibt. Profession und Professionalität verweisen somit wechselsei-
tig aufeinander. 

2. Zum Verhältnis von Profession und Professionalität 

Der Forderung nach Professionalisierung liegt die Feststellung zugrunde, dass es bei 
Professionen um Tätigkeiten handelt, in denen „Professionelle gesellschaftliche und 
individuelle Probleme lösen, die eigentlich nicht zu lösen sind“ (Nittel 2000, S. 38). 
Diese auch als „Paradoxien“ oder „konstitutive Antinomien des pädagogischen Han-
delns“ (Helsper 1996, S. 521) bezeichneten Bedingungen sind eine zentrale Heraus-
forderung professionellen Handelns. Ihre Bearbeitung erfordert sowohl ein „profes-
sionsbezogenes Begriffsinstrumentarium zur Beschreibung des Feldes“ (Gieseke 
2011, S. 386) und Deutung von Situationen als Grundlage professioneller Handlungs-
fähigkeit als auch eine professionsethische Grundlage, die eine Orientierung in einem 
durch professionelle Paradoxien gekennzeichneten Feld erst ermöglicht, und darüber 
hinaus eine Kollegialität, in der man sich dieser beiden Grundlagen immer wieder 
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vergewissern kann. Dazu kommt die für professionelle Tätigkeiten als immaterielle 
Dienstleistungen kennzeichnende Unverfügbarkeit des Handlungserfolgs. Denn die-
ser hängt nicht nur vom Handeln der Professionellen ab, sondern ebenso vom Bei-
trag des Gegenübers in der professionellen Situation, also im Fall der Erwachsenen-
bildung vom Beitrag der Teilnehmenden (vgl. Schlutz 2012).  

Der Diskurs zur Professionalisierung in der Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
hat sich in Deutschland insbesondere in der für diesen Bereich wichtigen Phase ab 
den 1970er Jahren vor allem auf die individuelle Seite der Professionalität kon-
zentriert und dabei den strukturellen Aspekt der Profession vernachlässigt (vgl.  
Gieseke 1994). Den Hintergrund für diese Ausrichtung verortet Gieseke insbesonde-
re in den Bedingungen im Praxisfeld, das ausgehend von verbandsbezogenen Einzel-
praktiken Vorstellungen von „professioneller Praxis“ entwickelt, aber eine Zusam-
menführung verbandlicher Strukturen als Träger einer stärker strukturell ausgerichte-
ten Profession nur unvollständig vollzogen hat (vgl. ebd.; Egetenmeyer/Schüßler 
2012a). Hinzu kam – sich in dieser Zeit langsam aus den Verbandsstrukturen des 
Praxisfeldes ablösend (Kade/Nittel/Seitter 2007, S. 57 ff.) – die wissenschaftliche 
Etablierung der Disziplin Erwachsenenbildung, die wiederum ein professionelles 
Praxisfeld einforderte. Nittel beschreibt dies als „sekundäre Professionalisierung“ 
(Nittel 2000, S. 58), weil der Professionalisierungsimpuls für die Praxis stark von der 
disziplinären Seite der Etablierung als wissenschaftliche Disziplin ausging. Gleichzei-
tig führen individuelle Professionalisierungsprozesse nicht automatisch zur Entwick-
lung von professionellen Strukturen, wie etwa Seitter und Nittel (2005) betonen. 
Gemäß ihrer Analyse tragen dazu insbesondere „fehlende gesellschaftliche Anerken-
nungsstrukturen und nicht vorhandene berufspolitische Artikulationsformen“ (S. 
519) bei. 

Vor diesem Hintergrund hat Gieseke einen Begriff von Professionalität formu-
liert, der sowohl das Verhältnis von Professionalität und Disziplin aufnimmt als auch 
das Verhältnis von Professionalität und Profession. Sie betont mit Blick auf die Dis-
ziplin, dass sich Professionalität „auf wissenschaftliches Grundlagenwissen [stützt (d. 
V.)], das durch Erfahrung ausgewertet wird.“ (Gieseke 2010, S. 245). Sie konkretisiert 
Professionalität dabei als „differenzierten Umgang mit Forschungsbefunden, die 
Nutzung von Handlungsinstrumenten und ihre eigenständige Interpretation, die 
Deutung von Handlungssituationen sowie ein flexibles, vernetztes Handeln“ (ebd.). 
Als strukturelle Grundlage für Professionalität formuliert sie zudem mit Blick auf die 
Profession, dass es auch ein „organisiertes professionelles Kollegialitätsprinzip mit 
verbandrechtlicher Strukturierung und der daran geknüpften professionellen Soziali-
sation“ (ebd., S. 388) braucht. Schließlich ist für die konkrete Tätigkeit noch der As-
pekt der Organisation wichtig, in der die institutionellen Bedingungen professionelles 
Handeln ermöglichen müssen (Gieseke 2010, S. 146, Schicke 2012). Professionalität 
bedarf darüber hinaus der „beruflichen Selbstbeschreibungen“ (Seitter 2009, Hartig 
2009) der eigenen Praxis als eine über kollektive Muster gerahmte kontinuierliche 
Auseinandersetzung mit dieser Praxis sowie die Fähigkeit zur Selbstreflexion (vgl. 
Kraus/Schmid/Thyroff 2015; Pachner 2016). 
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Professionelles Handeln ist also ein Handeln zur Bearbeitung zentraler gesell-
schaftlicher und individueller Probleme in offenen Situationen mit paradoxen Anfor-
derungen und institutionellen Rahmenbedingungen, das als ko-produktives Handeln 
im Erfolg vom Gegenüber abhängig ist. Hier bietet die Profession mit disziplinärer 
Wissensbasis, Professionsethik und professioneller Kollegialität sozusagen den Bo-
den, der Handlungsfähigkeit in – und zum Teil auch – trotz diesen Rahmenbedin-
gungen über eine kontinuierliche Professionalitätsentwicklung ermöglicht, denn 
„Professionalität ist kein Zustand, der erreicht werden kann, sondern eine Kompe-
tenz, die sich situativ immer wieder neu als berufliche Leistung zu bewähren und wei-
terzuentwickeln hat“ (Gieseke 2010, S. 245). Professionalität ist somit zwar ein 
Merkmal, das im individuellen Handeln zum Ausdruck kommt, das aber keineswegs 
voraussetzungslos vom Individuum entwickelt werden kann, vielmehr bedarf es so-
wohl der Disziplin als auch der Profession im strukturellen Sinne, damit Professiona-
lität im Zug individueller Professionalisierung entwickelt werden kann. 

3. Individuelle Professionalitätsentwicklung und professionelle Bildung  

Professionalitätsorientierte Bildung stellt eine wichtige Verbindung zwischen der Pro-
fession, die hier entsprechende Konzepte und Angebote hervorbringen muss, und 
der individuellen Professionalität dar, die auf entsprechenden Bildungsprozessen ba-
siert. Ausgehend von den vorherigen Überlegungen zum Zusammenhang von Pro-
fessionalität und Profession ergeben sich daher mehrere Implikationen für eine an 
der Ermöglichung individueller Professionalitätsentwicklung ausgerichtete Bildung:  

Individuelle Professionalisierung als professionsbiographischer Prozess  
Individuelle Professionalisierung verläuft entlang der professionellen Praxis einer 
Person und ist prinzipiell unabgeschlossen. Man kann also sagen, Professionalität 
entwickelt sich professionsbiographisch: Sie entwickelt sich basierende auf den in den 
nächsten Abschnitten genannten Aspekte so lange weiter, wie die Person in ihrer Bi-
ographie auf die jeweilige Profession bezogen ist. Daher müssen entsprechende Bil-
dungskonzepte ebenfalls einen professionsbiographischen Bezug aufweisen. 

Disziplinäres Wissen als Grundlage von Professionalität 
Die zugehörige Disziplin ist eine zentrale Grundlage für professionelles Handeln. Es 
geht dabei um Begriffe, mit denen das Feld (und die eigene Praxis) verstehend be-
schrieben werden können; um die Instrumente zur Analyse von beruflichen Hand-
lungssituationen, die prinzipiell offene Situationen beschreiben und damit die Vo-
raussetzung für Handeln schaffen; und um die Flexibilität im Handeln, die durch die 
Kenntnis von Handlungsalternativen und ihre situationsbezogene Bewertung ent-
steht. Da sich die Wissensbestände der Disziplin kontinuierlich weiterentwickeln, be-
dingt dies auch eine vom Studium ausgehende, wiederkehrende Bezugnahme von 
Professionellen auf die Disziplin und eine aneignende Auseinandersetzungen mit ih-
ren Erkenntnissen im Rahmen entsprechender Bildungsangebote. Darüber wird ge-
währleistet, dass der Bezug nicht ausschließlich auf diejenigen Bestände des diszipli-
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nären Wissens geschieht, die im Rahmen eines Studiums erworben werden, sondern 
diese Bezüge mit der disziplinären Entwicklung gleichsam und mindestens partiell 
synchronisiert werden können. Es braucht daher Bildungsangebot, die fortlaufend 
Zugang zum sich ständig weiterentwickelnden Stand von Theorie und Forschung 
bieten und dabei einen Bezug zur Praxis eröffnen. 

Tätigkeitsverbundenes Lernen als professionelle Praxis und reflexive Auseinandersetzung  
Erfahrungen in der Praxis sind ein wichtiger Beitrag zur Professionalitätsentwicklung. 
Hierbei geht es um die Gelegenheiten, die sich einer Person erst im Handeln bieten, 
das verfügbare Grundlagenwissen „auswerten“ zu können, es für das Verständnis 
von Situation zu nutzen und darauf basierend Handlungen zu entwerfen und sie 
rückblickend zu beurteilen – und damit wiederum die Basis für die handlungsbezoge-
ne Nutzung wissenschaftlichen Wissens für künftige Situationen zu stärken. Damit 
hat die Professionalitätsentwicklung sowohl eine Erfahrungskomponente als auch ei-
ne direkte Verbindung zum tätigkeitsverbundenen Lernen. Aus den Studien zum 
Lernen im Prozess der Arbeit weiß man, dass es dabei direkt erfahrungsgebundene 
Anteile gibt (implizites Lernen) und reflektierende Anteile der Auseinandersetzung 
mit dem eigenen Handeln, die wiederum einen unmittelbaren Bezug zu wissenschaft-
lichem Wissen haben (vgl. Dehnbostel 2010, S. 41; Kraus/Schmid/Thyroff 2015, S. 
60). Die Ermöglichung einer reflektierenden Auseinandersetzung mit eigenen Pra-
xiserfahrungen und informellen Lernprozessen in der Ausübung der Tätigkeit wird 
damit zum wichtigen Element professionalitätsbezogener Bildung. 

Organisationen als Rahmenbedingung individueller Professionalitätsentwicklung 
Für Organisationen, in denen Professionelle tätig sind, ergeben sich daraus spezifi-
sche Anforderungen. Es braucht dort einerseits Rahmenbedingungen für professio-
nelles Handeln (vgl. Schicke 2012) und eine lernförderliche Gestaltung von Arbeits-
prozessen (vgl. Kraus 2014). Andererseits ist die Ermöglichung einer „professionellen 
Kollegialität“ wichtig, die über organisationale Kontexte und individuelle Praktiken 
hinausgehen und damit wiederum auf strukturelle Professionalisierung verweisen. 
Hieraus ergibt sich insbesondere eine Aufgabe für organisationsbezogene Bildungs-
angebote, die am Ziel der Ermöglichung von professioneller Entwicklung der Ange-
hörigen der jeweiligen Organisation orientiert sind. 

Für Bildungsangebote zur Ermöglichung und Unterstützung individueller Professio-
nalitätsentwicklung sind damit wichtige Eckpunkte formuliert: Sie sind iterativ als 
Momente wiederkehrender Bildung in der professionellen Biographie zu denken und 
beziehen Angebotsformate zum individuellen und organisationalen Lernen ebenso 
mit ein wie tätigkeitsverbundenes Lernen und Bildung im kollegialen Verbund. An-
gebotsformate sind dabei sowohl auf den sich kontinuierlich entwickelnden Bestand 
der Disziplin bezogen als auch auf die Ermöglichung einer reflexiven Auseinander-
setzung mit Praxiserfahrungen. Dieser Ansatz kann konzeptionell als Iterative Bil-
dung beschrieben werden (vgl. Kraus i. E.). 
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4. Strukturelle Professionalisierung und ihr Bezug zur Bildung 

Professionen sind gesellschaftliche Konstruktionen, die in Aushandlungsprozessen 
entstehen, aufrechterhalten und weiterentwickelt werden. Sie sind „keine starren 
Formationen, sondern wandelbare, gesellschaftlich produzierte Phänomene“ (Nittel 
2000, S. 27). Die gesellschaftlichen Aushandlungsprozess, die notwendig sind, um 
den Status einer Profession zu erreichen und zu festigen, kann man als strukturelle 
Professionalisierung bezeichnen, die in der Regel von den Angehörigen einer Profes-
sion zielgerichtet verfolgt wird. Der gesellschaftliche Charakter der Professionen be-
dingt dabei, dass auch nach Erreichen der Anerkennung als Profession weiterhin An-
strengungen unternommen werden müssen, diese zu erhalten und auch gegenüber 
anderen Anspruchsgruppen zu behaupten (vgl. dazu grundlegend Abbott 1998). 
Strukturelle Professionalisierung ist also wie individuelle Professionalisierung ein kon-
tinuierlicher Prozess. Die Bereitstellung von konzeptionellen und strukturellen 
Grundlagen einer professionalitätsbezogenen Bildung gehört dabei zu den Voraus-
setzungen, damit Professionelle über Professionalität in den Arbeitsbezügen (sowie 
Einzelne auch in professionspolitischen Zusammenhängen) den Anspruch einer Pro-
fession vertreten können und damit auch strukturelle Professionalisierung als andau-
ernden Prozess tragen. 

Die Aufgabe einer von der Profession Erwachsenenbildung/Weiterbildung getra-
genen Bildung besteht dabei einerseits in entsprechenden Studienangeboten (vgl.  
Egetenmeyer/Schüßler 2012) und der Schaffung von Bildungsgelegenheiten, die im 
vorher dargelegten Sinne professionsbiographisch orientiert sind (vgl. Kraus i. E.), 
sowie andererseits in der Arbeit an theoretischen Rahmungen für professionalitätsbe-
zogene Bildung als einem iterativen Prozess. Profession wird so zum Forum für die 
Entwicklung individueller Professionalität über Bildungsprozesse. In diesem Forum 
geht es um die wiederkehrenden Momente einer Aneignung von geteilten Wissensbe-
ständen, einer Auseinandersetzung mit professionsethischen Fragen und einer kolle-
gialen Vergewisserung. Diese Funktion von Professionen spiegelt die in den vorheri-
gen Ausführungen dargelegten Bedingungen professionellen Handelns in offenen Si-
tuationen mit paradoxen Anforderungen. 

5. Fazit 

Versteht man die Entwicklung von Professionalität in Anlehnung an die theoretische 
Figur der Bildungsgestalten, ergibt sich daraus für eine an Professionalitätsentwick-
lung orientierte Bildung eine spezifische Funktion. Mit Blick auf den in dieser Figur 
angelegten professionsbiographischen Prozess der kontinuierlichen Ablösung kon-
kreter Einzelformen von Professionalität erhält sie die Aufgabe, diese Transformati-
onen immer wieder zu initiieren und zu ermöglichen. Dabei liegt ihre spezielle Auf-
gabe darin, die Gerichtetheit dieses Prozesses im Sinne einer Ausrichtung an der Pro-
fession aufrecht zu erhalten und so individuelle Professionalisierung zu ermöglichen. 
Mit Dewe (1996) kann man dabei formulieren, dass Professionalität das Allgemeine 
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in konkreten Anforderungs- und Handlungssituationen ist und die Bezugnahme auf 
dieses Allgemeine wiederum das Verbindende für die teilweise in disparaten Praxis-
feldern tätigen Professionellen gewährleistet. An diesem Allgemeinen zu arbeiten ist 
dabei auch eine Aufgabe von Disziplin und Profession und einer an Professionali-
tätsentwicklung orientierten Bildung. Gleichzeitig ist es als Aspekt struktureller Pro-
fessionalisierung zu verstehen, wenn Konzepte und Angebote einer an individueller 
Professionalitätsentwicklung orientierten Bildung entwickelt werden, die eine Orien-
tierung für individuelle Entwicklungsprozesse bieten. Neben den Studiengängen ge-
hören dazu auch entsprechende Angebote im Bereich der Weiterbildung für Profes-
sionelle und die Organisationen, in denen sie tätig sind, damit Bildung iterativ in ei-
nem professionsbiographischen Prozess erfolgen und individuelle Professionalisie-
rung ermöglichen kann. Der Ansatz Iterativer Bildung ist somit auch eine Klammer 
zwischen den individuellen und strukturellen Bemühungen um Professionalisierung, 
die beide immer wieder aufeinander bezieht und miteinander in Verbindung bringt.  
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Beratungs- und Angebotsstrukturen für 
Studienzweifelnde –  
Erfordernisse einer besonderen Zielgruppe 

Harald Parzinski, René Marc 

Zusammenfassung 

Dieser Beitrag verfolgt das Ziel, die Phänomene Studienzweifel und Studienabbruch nä-
her zu beleuchten. Dabei werden die im Kontext des BMBF-geförderten Projektes „N.I.S. 
– 2.0 | Netzwerk zur beruflichen Integration von Studienabbrechenden in Hessen“ mit 
der Zielgruppe gesammelten Erfahrungen – insbesondere hinsichtlich passgenauer Bera-
tungs- und Angebotsstrukturen – reflektiert. Auf dieser Grundlage werden Empfehlungen 
für den Aufbau entsprechender Strukturen „in der Praxis“ ausgesprochen und Fragestel-
lungen skizziert, die einer weiteren wissenschaftlichen Bearbeitung bedürfen.  

Exakte Zahlen zu Studienabbruchquoten sind bislang nicht zu ermitteln. Die genau-
esten Zahlen liefert das Deutsche Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsfor-
schung (DZHW) in regelmäßigen Erhebungen, die auf der Basis des bundesweiten 
Abgleichs von Immatrikulationen eines Jahrgangs und der Zahl der diesen zuzuord-
nenden Abschlüssen berechnet werden (vgl. Heublein u. a. 2017). Ähnlich schwierig 
gestaltet sich eine fundierte qualitative Erfassung der Hintergründe von Studienzwei-
feln und Studienabbrüchen.  

Mit dem landesweiten Projekt „N.I.S. – 2.0“ unterstützt die Forschungsstelle des 
Bildungswerkes der Hessischen Wirtschaft e. V. die hessischen Hochschulstandorte 
dabei, die Phänomene Studienzweifel und Studienabbruch besser zu fassen sowie 
passgenaue Netzwerkstrukturen zur Beratung von Studienzweifelnden aufzubauen. 
Dabei werden etablierte Beratungsangebote zusammengeführt und optimiert –  
außerdem findet ein hessenweiter Transfer von Best-Practice-Ansätzen statt.  

1. Ausgangslage beim Projektstart 

Zieht man die aktuellste Erhebung des DZHW heran, beträgt die Studienabbruch-
quote im Bachelorstudium über alle Hochschularten und Fächergruppen hinweg 
durchschnittlich 29 Prozent (vgl. ebd.: 263). Somit erreichen statistisch gesehen 28 
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von 100 Studienanfängerinnen und -anfängern keinen Abschluss. Vergleicht man die-
se „Grundmenge“ mit den Erfahrungen von Fachkräften naheliegender Beratungsin-
stitutionen (Studienberatungen der Hochschulen, Studentenwerke, Agenturen für 
Arbeit, Ausbildungsberatende der Kammern), ist schnell festzustellen, dass dort nur 
eine geringe Anzahl an Studienzweifelnden oder -abbrechenden Unterstützung sucht. 
Selbst wenn man unterstellt, dass viele Studierende mit ihren Zweifeln konstruktiv 
umgehen und selbstständig sowie ohne lange Leerlaufphase den Weg zu einem er-
folgreichen Studienabschluss in einem anderen Studienfach oder aber in eine passen-
de berufliche Anschlussoption finden, besteht die begründete Annahme, dass es eine 
große Zahl an Studienabbrechenden gibt, die Beratungsbedarf haben, vorhandene 
Angebote aber aus verschiedenen Gründen nicht wahrnehmen.  

Eine Ausgangsfrage zu Projektbeginn lautete daher: Warum nehmen Studienzwei-
felnde bestehende Beratungsangebote nicht früher und konsequenter wahr, um un-
nötige Abbrüche zu vermeiden oder tragfähige Alternativen zum Studium zu entwi-
ckeln?  

Im Projektverlauf wurden hessenweit in insgesamt 60 regionalen und landeswei-
ten Arbeitstreffen die qualitativen Beobachtungen von ca. 80 in die konkrete Bera-
tungsarbeit eingebundenen Ansprechpersonen o. g. Institutionen erfasst und ausge-
wertet (monatlich hessenweit ca. 600 Beratungen). Eine darüber hinausgehende Da-
tengrundlage liefern Teilnehmerbefragungen im Rahmen von zielgruppenbezogenen 
Veranstaltungen (ca. 100 Fragebögen) sowie ausführliche Gespräche mit 16 Teilneh-
menden von vier Orientierungsworkshops, die von den Projektmitarbeitenden selbst 
durchgeführt wurden. Abgerundet wird dieses Bild durch den regelmäßigen Erfah-
rungsaustausch mit den Akteuren weiterer einschlägiger Projekte im Bundesgebiet.  

Auf dieser Datenbasis können folgende Ursachenkomplexe verdichtet werden: 

2. Studienzweifel und Studienabbruch – ein komplexer Sachverhalt in vier Thesen 

1. Ursachen für einen Studienabbruch sind vielschichtig, multifaktoriell und den einzel-
nen Studierenden nur in Teilen bewusst. 

Wenden sich Studierende mit grundsätzlichen Studienzweifeln an Beratungsfachkräf-
te einer Institution, kommt es nicht selten vor, dass die/der Beratende mit der eige-
nen Expertise nur eingeschränkt weiterhelfen kann: So haben die Zentralen Studien-
beratungen der Hochschulen einen guten Überblick über fachliche Fragen zu Studi-
enmöglichkeiten sowohl an der eigenen als auch an anderen Hochschulen (Stichwort 
Studienfachwechsel). Droht ein Studium allerdings an schwierigen privaten Rahmen-
bedingungen zu scheitern, ist z. B. die Sozialberatung der Studierendenwerke der 
„passendere“ Ansprechpartner. Die Hochschulteams der Agenturen für Arbeit unter-
stützen dabei, Alternativen zum Studium zu entwickeln, können aber nicht konkret 
beantworten, inwiefern bei in Frage kommenden Ausbildungsberufen zeitliche An-
rechnungsmöglichkeiten bestehen – hier sind die Kammern die richtigen Ansprech-
partner. So wird auf Seiten der Studierenden u. U. die Erfahrung gemacht, nicht die 
benötigten Hilfestellungen zu erhalten, obwohl eine Beratungseinrichtung aufgesucht 
wurde. 
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Hinzu kommt, dass sich Studienzweifel häufig nicht auf eine Ursache zurückfüh-
ren lassen: „Es gibt selten den einen Grund und die Exmatrikulation ist oft Ergebnis 
eines längeren Prozesses mit Problemen und der Suche nach einer Bildungsentschei-
dung“ (Kubsch/Käpplinger 2017: 3). Nicht selten treten in Gesprächen bspw. mit 
der Sozialberatung des Studentenwerks anlässlich akuter Fragen der Studienfinanzie-
rung weitere Aspekte zutage – etwa fachliche Überforderung, das Gefühl das falsche 
Fach zu studieren oder Prüfungsängste.  

Einige Studierende sind sich der Hintergründe und Ursachen ihrer Zweifel zudem 
nicht bewusst – ihnen werden oft erst durch den intensiven Austausch mit anderen 
Betroffenen Aspekte des eigenen Ursachenkomplexes deutlich. Diese Erkenntnis 
kann im Einzelfall wiederum gänzlich andere Lösungsansätze erfordern.  

2. Studienabbruch ist kein punktuelles Ereignis (wie es der Begriff „Abbruch“ suggeriert), 
sondern der Endpunkt eines häufig langen Prozesses des Zweifelns. 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass Studierenden manche Aspekte ihres Zwei-
felns nicht bewusst sind. Ein unterschwelliges Unwohlsein wird vielleicht zunächst an 
ungünstigen Studienbedingungen oder Finanzierungsproblemen festgemacht. Aller-
dings zeichnet sich Studienabbruch neben der o. a. Multikausalität auch durch eine 
starke Prozesshaftigkeit aus (vgl. ebd.). So dauert es oft sehr lange, bis Studierende 
sich darüber bewusst sind, faktisch nicht mehr zu studieren – und ein entsprechender 
Handlungsbedarf wahrgenommen wird.  

3. Studienzweifel und Studienabbruch sind ein Tabuthema 
Die fehlende Klarheit über die eigene Situation dürfte in vielen Fällen auch daran lie-
gen, dass sich Studierende über ihre Zweifel und Ausstiegsideen mit niemandem aus-
tauschen. „Man kann ja mit keinem drüber reden“, ist eine typische Äußerung in der 
Beratungspraxis. Ein Studium abzubrechen wird von vielen Studierenden nach wie 
vor mit Versagen assoziiert – oder zumindest als Scheitern an der eigenen Zielset-
zung angesehen. Daran ändert auch die medial zunehmend positive Darstellung der 
Thematik – bspw. anhand von Erfolgskarrieren von Studienabbrechenden – wenig, 
wird hier doch eine ambivalente Wirkung erzeugt. Einerseits wird das Thema entta-
buisiert, andererseits wird transportiert, dass es nur auf das individuelle Engagement 
ankäme, um nach einem Studienabbruch erfolgreich zu sein (vgl. Malinowski 2013: 
52). Des Weiteren ermuntert eine reale oder vermutete negative Außensicht des per-
sönlichen Umfelds nicht dazu, mit in anderen Zusammenhängen vertrauten Personen 
in den Dialog über vorhandene Probleme im Studium zu treten. Wird vor diesem 
Hintergrund eine konstruktive Lösungssuche immer weiter aufgeschoben, wächst 
auch die Hürde, sich gegenüber Dritten zu offenbaren.  

4. Studierende verfügen über eine schwach ausgebildete berufliche Orientierung – insbe-
sondere hinsichtlich Angeboten der Berufsbildung.  

Studierende mit einer typischen gymnasialen Schullaufbahn verfügen i. d. R. über eine 
wenig fundierte berufliche Orientierung. Insbesondere die Kenntnis über duale und 
schulische Ausbildungsgänge einschließlich beruflicher Fort- und Weiterbildungsop-
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tionen fehlt vielen Studierenden – ebenso wie konkrete Vorstellungen darüber, wel-
che Berufe dem eigenen Profil entsprechen könnten. Dies bestätigt auch eine aktuelle 
Studie des Bundesinstituts für Berufsbildung, in deren Kontext zwei Drittel der be-
fragten Studierenden angaben, der eigene Informationsstand zur dualen Ausbildung 
sei „schlecht“ oder „sehr schlecht“ (BIBB 2016: 16). Wenn junge Menschen dann 
feststellen, dass das Studium nicht die richtige Wahl war, wird die vorangegangene, 
quasi selbstverständliche Ausrichtung auf die akademische Bildung zum Problem. 
Zum einen, weil die Kenntnis betrieblicher Alternativen fehlt und die berufliche Bil-
dung vor diesem Hintergrund nicht als Alternative wahrgenommen wird. Zum ande-
ren, weil es keinen „Plan B“ gibt: Studierende an der Schwelle zum Studienabbruch 
haben häufig sehr unkonkrete berufliche Vorstellungen – ein zeitaufwändiger Berufs-
orientierungsprozess ist die Folge.  

3. Schlussfolgerungen für zielgruppenspezifische Ansätze  

Die zuvor skizzierten Facetten des Phänomens Studienabbruch erfordern eine be-
sondere Ausrichtung von Beratungsstrukturen und -angeboten, will man die Ziel-
gruppe umfänglicher und früher erreichen sowie zielgerichteter beraten. Folgende 
Schlussfolgerungen können aus dem Projekt „N.I.S. – 2.0“ gezogen werden: 

1. Für eine zielführende Beratung der Zielgruppe ist die themenbezogene Vernet-
zung der Beratungsakteure eines Hochschulstandortes – sowie die Erweiterung 
des Beratungsansatzes der Fachberatung um den der Navigationsberatung – not-
wendig.  

Eine naheliegende Folgerung angesichts der fachlich naturgemäß begrenzten 
Expertise der einzelnen an einem Hochschulstandort aktiven Beratungsakteure ist 
deren Vernetzung untereinander. Auf diese Weise kann das komplette Spektrum 
möglicher Fragestellungen abgedeckt werden. Wenn sich die Akteure bspw. durch 
regelmäßige Netzwerktreffen persönlich kennen und über gute Kenntnisse des 
Beratungsspektrums der anderen Einrichtungen verfügen, ist eine gezielte Ver-
weisberatung möglich, sofern deutlich wird, dass einem Beratungskunden an an-
derer Stelle besser geholfen werden kann. Wird in der Anamnese bereits klar, dass 
einem Ratsuchenden bei seiner expliziten Problemstellung mit der eigenen Fach-
kompetenz nur begrenzt weitergeholfen werden kann, können zudem wenig ziel-
führende Fachberatungen verhindert werden. Der frühzeitige Verweis an den 
spezialisierten Partner ist hier das Mittel der Wahl. Wenn sich dieser dann noch 
mit einer schnellen Terminierung auf dem „kurzen Dienstweg“ umsetzen lässt, ist 
in vielen Fällen bereits eine wichtige Unterstützungsleistung erfolgt.  

Eine wichtige Voraussetzung für diese vorgeschaltete Navigationsberatung ist 
allerdings, dass sich die Partner eines Netzwerks tatsächlich als solche verstehen. 
Nur wenn alle Akteure darauf vertrauen können, dass die kundenorientierte Bera-
tung jeweils über die Interessen der beteiligten Institutionen gestellt und entspre-
chend der Fallkonstellationen verwiesen wird, können regionale Beratungsnetz-
werke für Studienzweifelnde erfolgreich sein. 
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2. Strukturen, die eine prozessbegleitende Beratung ermöglichen sollten genauso ge-
geben sein wie kontinuierliche Informationsangebote und zeitnahe Übergangs-
möglichkeiten in Ausbildung. 

Eine vorzeitige Exmatrikulation besiegelt in den allermeisten Fällen eine be-
reits zuvor gefundene, mehr oder weniger sinnvolle Anschlusslösung. Nur sehr 
wenige Studienabbrechende suchen erst nach der Exmatrikulation nach entspre-
chenden Hilfestellungen. Umso wichtiger ist es, Studienzweifelnde in ihrem Ent-
scheidungsprozess zu begleiten. Auch zeigt die Beratungspraxis, dass vielen Stu-
dierenden ein einzelner Beratungstermin nicht ausreicht. Hinzu kommt, dass es 
manchmal Monate dauern kann, bis ein/e Ratsuchende/r tatsächlich soweit ist, 
die in einer Beratung aufgezeigten nächsten Schritte zu gehen. Dabei können 
auch pragmatische Überlegungen wie das Abwarten von Prüfungsergebnissen  
oder einer Entscheidung über die Anrechnung bisheriger Studienleistungen in ei-
nem alternativen Studiengang eine Rolle spielen. Versteht sich Beratung hier als 
„Prozessbegleitung“, bedeutet dies, dass Beratungskräfte mitunter viel Geduld 
aufbringen müssen. Zum anderen ist es wichtig, eine gewünschte Folgeberatung 
oder eine ergänzende Beratung durch einen Netzwerkpartner zeitnah zu ermögli-
chen, um die Prozessdauer insgesamt zu verkürzen und die Beratung nicht abbre-
chen zu lassen.  

Des Weiteren ist es von Bedeutung, besondere Informations- und Beratungs-
angebote für die Zielgruppe möglichst kontinuierlich anzubieten, da Studienzwei-
fel nicht mit bestimmten Terminen oder Jahreszyklen einhergehen. Studierenden, 
die sich für einen Wechsel in eine Berufsausbildung entschieden haben, sollte zu-
dem zeitnah eine Wechseloption eröffnet werden. Der rechtlich mögliche, unter-
jährige Beginn einer dualen Ausbildung wird von Unternehmen bislang noch zu 
selten genutzt, um qualifizierte Auszubildende zu gewinnen.  

3. Um die Zielgruppe zu erreichen, sind gemeinsame niedrigschwellige Veranstal-
tungen unter Einhaltung eines ergebnisoffenen Informations- und Beratungsan-
satzes hilfreich. 

Gemeinsame Veranstaltungen verschiedener Beratungseinrichtungen zur In-
formation und (Erst-)Beratung von Studienzweifelnden sind nach unseren Erfah-
rungen eine gute Möglichkeit, die Zielgruppe zu erreichen. Veranstaltungsforma-
te, die einen gemeinsamen Auftritt aller Netzwerkpartner einschließen, bieten den 
Vorteil, dass einerseits die Beratungsschwerpunkte der einzelnen Partner transpa-
rent gemacht und andererseits der partnerschaftliche und an der individuellen Si-
tuation ausgerichtete Beratungsansatz vorgelebt werden kann. Bei der Gestaltung 
derartiger Formate sollte allerdings auf folgende Punkte verzichtet werden: 
 verpflichtende Voranmeldung: Auf diese Weise entfällt die Hürde des bewuss-

ten Bekennens und der Benennung der eigenen Situation lange im Vorfeld ei-
ner Veranstaltung. 

 Auswahl der Beratungspartner im Vorfeld: Studierende können so erst vor 
Ort entscheiden, an welche Akteure sie sich konkret wenden, da die passen-
den Zuständigkeiten vor einer Erstberatung i. d. R. nicht einschätzbar sind. 
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 geschlossene Türen: Ein offenes Veranstaltungssetting in einem frei zugängli-
chen Raum ermöglicht es, sich zunächst einen Eindruck zu verschaffen und 
sich sukzessive in eine oder mehrere Beratungen „vorzutasten“. 

4. Zur Bekanntmachung vorhandener Informations- und Beratungsangebote ist eine 
stetige und umfassende Öffentlichkeitsarbeit von großer Bedeutung. 

Ebenso wichtig wie das möglichst kontinuierliche Vorhalten von geeigneten 
Beratungs-, Informations- und Alternativoptionen ist es, diese Angebote bekannt 
zu machen. Die an den hessischen Hochschulstandorten vorhandenen Formate 
werden – gemessen an dem, was statistisch zu erwarten wäre – von den Studien-
zweifelnden nach wie vor zurückhaltend wahrgenommen. Die Vorstellungen über 
den richtigen Ansprachekanal sind bei denjenigen, die den Weg in gemeinsame 
Infoveranstaltungen oder Workshops gefunden haben, indes sehr heterogen: Sie 
reichen über die Auslage von Flyern, Anzeigen in lokalen Printmedien, Informa-
tionen auf der Website der Hochschule bzw. Mailingaktionen bis hin zur gezielten 
Bewerbung von Veranstaltungen in sozialen Medien. Auffällig ist, dass viele Teil-
nehmende trotz zahlreicher Werbeaktivitäten angaben, zufällig auf die Informati-
on zu einer Veranstaltung gestoßen bzw. von der Familie oder Freunden darauf 
aufmerksam gemacht worden zu sein. Dies unterstreicht die Notwendigkeit einer 
sowohl kontinuierlichen als auch breit angelegten Öffentlichkeitsarbeit.  

4. Schlussbemerkungen 

Obwohl unsere Erkenntnisse nach drei Jahren intensiver Projektarbeit als fundiert 
bezeichnet werden können, empfiehlt sich eine wissenschaftliche Evaluation der vor-
handenen Angebotsstrukturen für Studienzweifelnde und Studienabbrechende. Auch 
eine über die bisherigen Möglichkeiten hinausgehende exaktere Erfassung der Ziel-
gruppe sowie Studien, die die Bildungs- und Karriereverläufe von Studienabbrechen-
den aufzeigen, stellen aus unserer Sicht einen weiteren Forschungsbedarf dar.  
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Die VHS-Statistikreform und das Erfassen von 
berufsbezogenen Kursen im Kursprogramm  
der Volkshochschulen 
Diskussionsbeitrag 

Matthias Weber 

Im September 2014 erreichte mich als Leiter einer Volkshochschule in Sachsen die 
Nachricht, dass meine Einrichtung zu den 35 Volkshochschulen gehört, die den Pre-
test, für die überarbeitete Volkshochschul-Statistik umsetzen. Das Projekt Statistikre-
form wurde in einem gemeinsamen Projekt des Deutschen Volkshochschulverbandes 
(DVV) und des Deutschen Institut für Erwachsenenbildung (DIE) umgesetzt. 

Ein Bestandteil dieser Stichprobe des DVV zu sein, war eine besondere Heraus-
forderung für die Mitarbeiter, sensibilisierte uns aber auch dafür zu hinterfragen, wel-
che Daten werden letztlich dabei für welchen Zweck erhoben? Denn: Zu den Beson-
derheiten des Pretest gehörte unter anderem auch die Anforderung, berufliche Rele-
vanz bzw. beruflich nutzbare Lehrveranstaltungen in allen Fachbereichen zu erfassen. 
Geprägt durch unterschiedliche Auseinandersetzungen auf der politischen Ebene 
sowie mit Finanzbehörden bewegte mich dieser Teil der Datenerfassung am meisten.  

Ich bin ich mir schon im Klaren darüber, dass ich mit meinem Diskussionsbeitrag 
durchaus Kontroversen auslösen kann. Dabei geht es mir aber weniger um die beruf-
liche Bildung an sich, sondern um das Erfassen beruflicher Relevanz und somit ent-
sprechender beruflicher Verwertbarkeit aus allen Themenschwerpunkten bzw. Fach-
bereichen der VHS.  

Die Differenzierung der Statistik hinsichtlich der beruflichen Relevanz regte bei 
mir zuerst eine Reflexion über in der Vergangenheit häufig geführte Diskussionen 
zum Verhältnis von allgemeiner Weiterbildung und beruflicher Weiterbildung an. Da-
ran können sich sicher viele erinnern. In der Vergangenheit wurden in der Regel die 
privaten Lernanlässe mit allgemeiner Weiterbildung und die von außen sowie beruf-
lich nutzbaren Lernanlässe mit beruflicher Weiterbildung gleichgestellt. Eine derartige 
Differenzierung hat heute grundsätzlich an Bedeutung verloren (vgl. Nuissl 2003, 
Seiverth 2008). In jedem Beruf sind mehr als nur fachliche Qualifikationen und Fä-
higkeiten erforderlich. Unter dem Begriff Schlüsselkompetenzen bzw. Schlüsselquali-
fikationen werden beispielsweise Sprache, Methodenkompetenz oder kommunikative 
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Kompetenz in der allgemeinen Weiterbildung vermittelt, ohne dies explizit als beruf-
liche Kompetenzen auszuweisen. Die allgemeine Weiterbildung stellt also immer 
Schnittmengen zwischen beruflichen und „privaten“ persönlichen Kompetenzberei-
chen dar. Klare Abgrenzungen sind dabei nicht zu verzeichnen.  

Das nunmehr notwendige Erfassen beruflicher Relevanz warf für mich zum 
Zweiten aber auch Fragen aus Sicht eines VHS-Leiters auf, der mit der revidierten 
Statistik zukünftig im Alltag umgehen wird. Klar scheint mir zu sein, dass die große 
Bandbreite im Leistungsspektrum der Volkshochulen und die damit auch verbundene 
interdisziplinäre Orientierung, im Gegensatz zur bisherigen Statistikstruktur, aus bil-
dungspolitischen Aspekten erhoben werden sollen. Das ist eine Stärke der Statistikre-
vision. Das berufsbezogene Erheben von Kursen und Veranstaltungen quer durch 
die gesamte Programmbereichsgliederung hindurch kann aber auch ein Risiko in der 
politischen Bewertung der Arbeit von Volkshochschulen darstellen.  

Die Ziele der Änderungen der Volkshochschul-Statistik liegen auf der Hand. Ja, 
berufliche Bildung ist weit mehr als IT und kaufmännische Fortbildungen. Und eine 
gute berufliche Bildung strahlt auf die gesamte VHS-Landschaft aus. Im Nachdenken 
über den Pretest stieß ich dabei sowohl auf „pro“ als auch auf „kontra“ Aspekte des 
Erfassens beruflicher Relevanz. 

Da steht zum Beispiel auf der pro-Seite die Frage nach der Sinnhaftigkeit einer 
Weiterbildungsstatistik, die die Unterscheidungen von allgemeiner und beruflicher 
Weiterbildung generell ausblendet. Dabei legen doch zunächst einmal die Teilneh-
menden selbst fest, wie sie ihre Weiterbildung einordnen. Dann spielt der Bezug auf 
die besondere Funktion der besuchten Fortbildung, des Kurses, oder eben über viele 
Jahre hinweg, der Kurse eine Rolle. Hinzu kommen die spezifischen Kurs-Inhalte 
sowie die Besonderheiten der Bildungseinrichtungen oder eben Volkshochschulen 
(vgl. von Rosenbladt 2007). 

Andererseits, und das ist die kontra-Seite, hat scheinbar auch der Adult Education 
Survey (AES) diese Herausforderungen noch nicht gelöst. Im Bereich der non-formal 
education werden wohl Veranstaltungsarten erfasst, aber keine Differenzierung zwi-
schen beruflicher und allgemeiner Weiterbildung getroffen, und die subjektiven Mo-
tive der Teilnehmer hinterfragt, also ob sie aus beruflichen oder aus privaten Interes-
sen teilgenommen haben. (vgl. von Rosenbladt 2007) Diese Intentionen werden von 
den Volkshochschulen aber im Prozess der Anmeldungen der Teilnehmenden nicht 
erhoben bzw. abgefragt.  

Das Angebotsspektrum in den bisher klassischen sechs Fachbereichen Politik – 
Gesellschaft – Umwelt, Kultur, Gesundheit, Sprachen, Arbeit und Beruf sowie 
Grundbildung, wobei letztgenannter Bereich auch als Spezial bezeichnet werden 
kann, ist sehr vielfältig. Bisher wurden Kategorien wie Alter, Geschlecht, Kooperati-
onen, Kurse, Einzelveranstaltungen, Programmbereiche, Finanzierung oder instituti-
onelle Aspekte betrachtet. 

Wenn nun darüber hinaus die Berufsbezogenheit über alle Fachbereiche hinweg 
erfasst wird, sehe ich die Gefahr, dass die politische, kulturelle und gesundheitliche 
Bildung, aber auch Themen wie Inklusion und Integration, ins Hintertreffen geraten. 
Es wird anscheinend davon ausgegangen, dass diese zwar ebenfalls gemeint sind, aber 
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ohne sie ausdrücklich zu erwähnen. Und an dieser Stelle setzen meine, möglicher-
weise stark in Diskussionen vor Ort erfahrungsgeprägten, bildungspolitischen 
„Bauchschmerzen“ ein und es stellt sich die Frage nach der bildungspolitischen Be-
wertung von allgemeiner Weiterbildung. Und somit halte ich diese Abfrage zumin-
dest für problematisch. Ohne weitere Erläuterung bzw. weitergehende Kenntnisse 
der Statistik und den Besonderheiten von Volkshochschulen, kann es beim Verwen-
den dieser Daten durch Dritte, z. B. in der Bildungsforschung, zu Fehldeutungen 
kommen. 

Das Alleinstellungsmerkmal von VHS gegenüber anderen Bildungsträgern bzw. 
freien Bildungsträgern ist die gesamte Bandbreite der politischen, bürgerschaftlichen 
Bildung. In Zeiten zunehmender Ökonomisierung von Bildung, der Verbreitung von 
Effizienz-Gedanken im Bildungsbereich beobachte ich zudem ein kurzfristiges Nütz-
lichkeitsdenken und eine Überbewertung von beruflicher Verwertbarkeit von VHS-
Angeboten. Somit kann eine erhobene Quote von berufsbezogenen Kursen dazu 
führen, dass Volkshochschulen in einen anderen, möglicherweise auch schädlichen, 
bildungspolitischen Kontext gestellt werden!  

So erlebe ich in der Praxis, vor allem in der Auseinandersetzung mit politischen 
Entscheidungsträgern immer wieder die Frage, ob denn die VHS-Angebote die Men-
schen beruflich weiterbringen. Das ist, so finde ich, viel zu kurz gedacht. Gern ver-
weise ich an dieser Stelle auf den Deutschen Volkshochschultag im vergangenen Jahr. 
Dass Kommunen und Volkshochschulen in einem Satz des Bundespräsidenten als 
„Lernort und Werkstatt der Demokratie“ genannt wurden, umreißt unseren Aufga-
benschwerpunkt deutlich! Und der Bundespräsident fügte noch hinzu: „Volkshoch-
schulen sind bürgerschaftlich engagiert. Sie haben nicht nur Aufstiegsmöglichkeiten 
für den Einzelnen im Blick, sondern vermitteln auch soziales und politisches Verant-
wortungsbewusstsein. Als Schulen der Kommunen sind sie fest verankert in ihrer 
Stadt, ihrer Gemeinde oder ihrem Landkreis. Sie stiften Begegnungen zwischen Bür-
gern, stärken das Miteinander und den Zusammenhalt.“  

Damit stellt sich wiederum die Frage: Wie lässt sich der Wert von Bildung in un-
serer heutigen Zeit messen? Gibt es nur einen monetären Nutzen, handelt es sich um 
berufliche Verwertbarkeit, geht es in den Einrichtungen der Weiterbildung um Ge-
winnerzielung? Nein, ich meine Bildung ist mehr als das, was Statistik und Kennzif-
fern jemals ausdrücken. Bildung ist auch Selbstzweck! Sie macht sich bezahlt, in dem 
der Mensch, ganz im humboldtschen Sinne, aktiv das Gemeinwesen mitgestaltet! Sie 
gibt den Bürgerinnen und Bürgern Orientierung und ermöglicht Ihnen eine kritische 
Reflexion des Geschehens. Bildung soll immer auch erneut neugierig machen. Wiss-
begierig bleiben und sich weiterentwickeln, das ist der nichtmonetäre Wert von Bil-
dung -jenseits von Schule, Ausbildung und Studium 

Kurz eingehen möchte ich auch noch auf die Aufmerksamkeit, die (offensichtlich 
einzelne insbesondere sächsische) Finanzämter den Volkshochschulen widmen und 
einzelne Kursangebote umsatzsteuerpflichtig erklären. Dazu liegen ja bereits ein-
schlägige Urteile zu bestimmten Kursen vor. Wie beispielsweise zu Keramikkursen, 
EuGH 14.06.2007, oder Tanzkursen, BFH 24.01.2008. Uns als VHS Dreiländereck 
wird dabei gern auch der reine Freizeitcharakter von Kursen im Bereich von kulturel-
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ler Bildung oder Gesundheitsbildung unterstellt. Das führt zu der mehr als unglückli-
chen Betrachtungsweise, dass beispielsweise nur wenn ein Berufs-Fotograf am Kurs 
zur Bildgestaltung bzw. digitalen Fotografie teilnimmt, dieser Kurs für ihn umsatz-
steuerfrei wird und keine Veranstaltung der Freizeitgestaltung ist. Gleiches gilt dann 
für eine Keramikerin oder einen Keramiker als Teilnehmende in Kursen und Veran-
staltungen zu dieser Thematik. Diese Denkart ist sicher die Besonderheit der einen 
Finanzbehörde und wäre auch mit einer Zuordnung der benannten Kurse zu beruf-
lich relevanten Angeboten nicht zu verhindern. 

Die Motivationen der Teilnehmer, einen bestimmten VHS-Kurs zu besuchen, 
können sehr unterschiedlich sein. So kann Sprachkurs, ganz gleich ob Englisch, Pol-
nisch oder Tschechisch sowohl Menschen ansprechen, die ihre Fremdsprachkennt-
nisse tatsächlich berufsbezogen verbessern möchten, als auch solche, die dies aus pri-
vatem Interesse tun. Oder eben beides. Dies geht aus dem Kurstext nicht unbedingt 
hervor. Auch im Bereich der Gesundheitsbildung oder kulturellen Bildung (siehe 
oben) erhalten die Bürgerinnen und Bürger sowohl ihre physische und psychische 
Gesundheit als auch ihre berufliche Leistungsfähigkeit. 

Wenn die Volkshochschul-Statistik so erhoben wird, wie es im Pretest geschehen 
ist, dann ist es erforderlich, geeignete Kategorien zu bilden. Diese müssen dann, vor 
allem allen in den Fachbereichen Planenden, eine aussagekräftige Differenzierung des 
Weiterbildungsangebotes von Volkshochschulen ermöglichen. (vgl. von Rosenbladt 
2007) Wenn wir also die Teilnehmenden nicht nach den Intentionen abfragen, dann 
obliegt es den Programmplanenden, ob und wie die jeweiligen Kurse entsprechend 
ausgewiesen werden. Das ist die vielleicht größte Herausforderung in der täglichen 
Anwendung dieses für uns wichtigen Instruments Volkshochschul-Statistik -die sub-
jektive Entscheidung der Planenden legt fest, welche statistische Kategorie zugeord-
net wird! Für den sinnvollen Einsatz der Kennzahl Berufsbezogenheit sind eine ein-
deutige Definition und die Sensibilisierung der Volkshochschulen sehr wichtig.  
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Berichte 

Weiterbildung an Hochschulen für die Ar-
beitswelt der Zukunft (29.6.2017) 

Bundesbildungsministerin Wanka würdigt 
wissenschaftliche Weiterbildung als dringli-
ches Erfordernis für den Innovationsstand-
ort Deutschland und als Pionierfeld der di-
gitalen Hochschulbildung. 

Was heute eine technische Neuheit ist, 
kann morgen schon überholt sein. Um 
dieser Innovationsdynamik des Welt-
marktes gewachsen zu sein, brauchen 
Unternehmen Spezialisten, die 
sich regelmäßig weiterbilden. Viele 
Hochschulen bieten daher wissenschaft-
liche Weiterbildungen an – damit Spezia-
listen mit dem hohen Tempo der tech-
nologischen Entwicklung mithalten kön-
nen. Der Wettbewerb „Aufstieg durch 
Bildung: offene Hochschulen“ hat der 
wissenschaftlichen Weiterbildung in den 
letzten sechs Jahren einen erheblichen 
Schub versetzt: Im Hochschulsystem 
sind in der Kooperation zwischen Hoch-
schulen, Unternehmen und außeruniver-
sitären Einrichtungen eine Vielzahl und 
Vielfalt an Weiterbildungsangeboten und 
Netzwerkstrukturen entstanden. Bun-
desbildungsministerin Johanna Wanka 
würdigte anlässlich der Tagung zum Ab-
schluss der ersten Wettbewerbsrunde 
den Beitrag wissenschaftlicher Weiterbil-
dungen für den Innovationsstandort 
Deutschland. 

„Um die Innovationsfähigkeit unse-
res Landes sicherstellen und Individuen 
Aufstiegs- und Entwicklungschancen zu 
eröffnen, brauchen wir ganz neue Wei-
terbildungsangebote – nicht nur in der 
beruflichen Bildung, sondern auch an 

Hochschulen. Die Ergebnisse beim 
Wettbewerb ‚Aufstieg durch Bildung: of-
fene Hochschulen‘ zeigen, dass wissen-
schaftliche Weiterbildung einen hohen 
Stellenwert für den Erhalt des Innovati-
onsstandorts Deutschland besitzt und 
sich zu einem Pionierfeld der digitalen 
Hochschulbildung entwickelt hat. Von 
den Ergebnissen profitieren die Hoch-
schulen, die sich neue Zielgruppen er-
schließen, die Unternehmen, deren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter qualifiziert 
werden, und vor allem die Menschen, die 
sich mithilfe der flexiblen und bedarfsge-
rechten Angebote fit für den Arbeits-
markt der Zukunft machen können“, 
sagte Wanka bei der Eröffnung der Ta-
gung. 

Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und die Länder fördern 
seit 2011 über 70 Projekte für innovative 
und nachfrageorientierte Weiterbildungs-
angebote an Hochschulen, auch in Ko-
operation mit außerhochschulischen 
Einrichtungen. Inzwischen sind bereits 
mehr als 100 Studienangebote mit unter-
schiedlichen Formaten an Hochschulen 
entstanden. Darunter finden sich berufs-
begleitende Bachelor-Studiengänge für 
beruflich Qualifizierte und allgemein für 
Berufstätige, berufsbegleitende Master-
Studiengänge, Zertifikatsangebote und 
einzelne Module sowie Beratungsange-
bote. Das fachliche Spektrum der Ange-
bote ist breit. Die Studiengänge reichen 
von der Pflegewissenschaft und sozialen 
Gerontologie über Wirtschaftsprüfung 
und Unternehmensführung bis hin zu 
Informatik und IT-Sicherheit. 

Bei der Tagung zu „Stand und Per-
spektiven für die nachhaltige Etablierung 
wissenschaftlicher Weiterbildung“ stan-
den sowohl die vielfältigen Ergebnisse 
der geförderten Projekte im Vorder-
grund als auch die Zukunftsfragen, wie 
eine wirklich nachhaltige und breite Im-
plementierung innovativer und innovati-
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onsförderlicher Angebote der wissen-
schaftlichen Weiterbildung gelingen kann 
– damit Deutschland auch in Zukunft 
einer der weltweit führenden Innovati-
onsstandorte bleibt. 

Quelle: www.bmbf.de/de/weiterbildung-
an-hochschulen-fuer-die-arbeitswelt-der-
zukunft-4420.html 

Hinweise 

Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2017 

Für ein zukunftsfähiges Deutschland, das 
sich den gesellschaftspolitischen, öko-
nomischen und technologischen Heraus-
forderungen gewachsen zeigt, sollte die 
neue Bundesregierung mit einer kraftvol-
len Weiterbildungsoffensive die beträcht-
lichen Potentiale der Erwachsenenbil-
dung nutzen – für gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt, für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und für die per-
sönliche Entfaltung jedes Einzelnen. 

Dringenden Handlungsbedarf sieht 
der Deutsche Volkshochschul-Verband 
e. V. (DVV) in den folgenden sechs 
Themenfeldern:  
 Weiterbildungspolitik 
 Weiterbildungsbeteiligung 
 Kompensatorische Bildung 
 Digitale Weiterbildung 
 Zusammenhalt durch allgemeine 

Weiterbildung 
 Personalstruktur 

Weiterbildungspolitik 

Bildungsaufgaben sind von übergeordne-
ter Bedeutung und erfordern eine ge-
meinsame strategische Planung und ope-

rative Umsetzung. Der Bund muss in die 
Lage versetzt werden, sich in Abstim-
mung mit Ländern und Kommunen in 
der Weiterbildung strukturell und finan-
ziell stärker zu engagieren. 

Unsere Forderungen: 
 Kooperativer Föderalismus: Damit 

Bund, Länder und Gemeinden in der 
Weiterbildung gesamtstaatliche Ver-
antwortung wahrnehmen, sich auf 
gemeinsame Ziele und Maßnahmen 
verständigen und die Weiterbil-
dungsoffensive in der kommenden 
Legislaturperiode gemeinsam tragen 
und finanzieren können, sollte das 
Kooperationsverbot aufgehoben 
werden. Im Sinne des grundgesetzli-
chen Anspruchs auf gleichwertige 
Lebensverhältnisse muss der Bund 
die Länder darin unterstützen, den 
staatlichen Bildungsauftrag umfas-
send zu definieren und die Weiterbil-
dung als kommunale Aufgabe ausrei-
chend zu finanzieren.  

 Weiterbildungskabinette: Um eine 
inhaltliche und fachübergreifende Ab-
stimmung zwischen den mit Weiter-
bildung befassten Ressorts sicherzu-
stellen, sollen horizontal (auf Bun-
desebene zwischen den mit Weiter-
bildungsfragen befassten Ressorts) 
und vertikal (zur Abstimmung von 
Weiterbildungsfragen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden) Kabinetts-
ausschüsse zur Weiterbildung einge-
richtet werden. 

 Enquete-Kommission „Zukunft 
der Weiterbildung“: Eine Enquete-
Kommission soll eine umfassende 
und strukturierte Analyse der Realität 
der Weiterbildung in Deutschland 
vornehmen, Reformbedarfe identifi-
zieren und erforderliche Rahmenbe-
dingungen inklusive der Finanzie-
rungs- bzw. Förderstrukturen aufzei-
gen. 
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Weiterbildungsbeteiligung  

Die Weiterbildungsförderung muss über 
den Arbeitsmarkt hinaus reichen und im 
Sinne eines ganzheitlichen Bildungsver-
ständnisses den Erwerb von Kompeten-
zen für eine souveräne Teilhabe am be-
ruflichen und gesellschaftlichen Leben 
fördern. 

Unsere Forderungen: 
 Weiterbildungs-BAföG: Das Auf-

stiegs-BAföG soll zu einem Weiter-
bildungs-BAföG ausgebaut werden, 
das eine systematische Weiterbildung 
unterstützt, die der Persönlichkeits-
entwicklung dient, wichtige Schlüs-
selqualifikationen fördert und zur 
bürgerschaftlichen Teilhabe befähigt, 
auch jenseits konkreter beruflicher 
Aufstiegsperspektiven. 

 Erfolgsprämien: Erwachsene, die 
einen Schulabschluss nachholen oder 
an abschlussbezogenen Grundbil-
dungsangeboten teilnehmen, sollen 
bei erfolgreichem Abschluss ebenso 
eine Prämie erhalten wie der bisher 
bereits in der Arbeitsförderung (§ 
131a AWStG) begünstigte Personen-
kreis. 

 Steuerliche Absetzbarkeit: Weiter-
bildungsangebote, die im öffentlichen 
Interesse liegen, sollen steuerlich ab-
setzbar sein und die Breite der geför-
derten Angebote muss erhöht wer-
den. Dazu gehören neben beruflich 
verwertbaren Weiterbildungsmaß-
nahmen u. a. auch Angebote politi-
scher Bildung, kompensatorischer 
Weiterbildung, abschlussbezogener 
Grundbildung sowie Angebote zum 
Erwerb von Schlüsselqualifikationen. 

 Zielgruppenansprache: Zur Sicher-
stellung einer verlässlichen Grund-
versorgung mit Angeboten zur beruf-
lichen, politischen, gesundheitlichen, 
kulturellen und sprachlichen Teilhabe 

im ländlichen Raum und zur Steige-
rung der Weiterbildungsbeteiligung 
bisher nicht erreichter Zielgruppen 
sollen Modellprojekte aufgelegt wer-
den. 

Kompensatorische Bildung  

Es gefährdet nicht nur die individuelle 
Existenzsicherung, sondern auch den 
wirtschaftlichen Fortschritt unseres Lan-
des, wenn Menschen aufgrund eines 
Scheiterns im Schulsystem, Unterbre-
chungen in der Berufsbiografie oder we-
gen anderer Gründe vom lebenslangen 
Lernen ausgeschlossen werden.  

Unsere Forderungen: 
 Funktionaler Analphabetismus: 

Um die dramatisch hohe Zahl von 
7,5 Mio. Erwachsenen in Deutsch-
land, die nicht ausreichend lesen und 
schreiben können, zu vermindern, 
bedarf es in der von Bund und Län-
dern ausgerufenen Nationalen Deka-
de für Alphabetisierung und Grund-
bildung neben der Förderung von 
Entwicklungsprojekten auch einer 
staatlichen Regelförderung, die allen 
Betroffenen die Teilnahme an Al-
phabetisierungs- und Grundbil-
dungsangeboten ermöglicht. 

 Zweiter Bildungsweg: Alle Er-
wachsenen müssen die Möglichkeit 
erhalten, Schulabschlüsse nachzuho-
len – unabhängig von Alter, Er-
werbs- und Aufenthaltsstatus sowie 
nationaler Herkunft. In Deutschland 
verlassen jährlich rund 70.000 junge 
Menschen die Schule ohne einen Ab-
schluss. Von den nach Deutschland 
zugewanderten Erwachsenen verfügt 
über ein Drittel nicht über einen 
Schulabschluss. 

 Bildungsübergänge und Weiter-
bildungsberatung: Im Sinne erfolg-
reicher Lern- und Bildungsbiogra-
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phien müssen Förderangebote als 
Bildungsketten miteinander verbun-
den werden, damit Anschlüsse eröff-
net und Übergänge erleichtert wer-
den. Alphabetisierung, Grundbil-
dung, Integration und Zweite Bil-
dungswege stehen vielfach unver-
bunden nebeneinander.  

Insbesondere müssen auch Struk-
turen der Weiterbildungsberatung 
ausgebaut und abgesichert werden.  

Digitale Weiterbildung 

Die rasanten Prozesse der Digitalisierung 
erfordern den Erwerb umfassender Nut-
zungs- und mündiger Entscheidungs-
kompetenzen. Menschen müssen dabei 
nicht nur mit digitalen Produkten und 
Funktionalitäten vertraut werden und ih-
re Informations- und Lerntechniken 
kontinuierlich erweitern, sondern auch 
ihre Analysefähigkeiten schärfen, um In-
formationen und Sicherheitsrisiken beur-
teilen zu können. 

Unsere Forderungen: 
 Förderprogramme: Alle Förderpro-

gramme der „Bildungsoffensive für 
die digitale Wissensgesellschaft“ des 
Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) müssen so aus-
gestaltet werden, dass auch die Wei-
terbildung für die Erfordernisse und 
Möglichkeiten der digitalen Wissens-
gesellschaft gestärkt wird. 

 Zugang für alle: Digitale Bildung 
beschäftigt alle Menschen - lebens-
lang. Um einer drohenden digitalen 
Spaltung der Gesellschaft entgegen-
zuwirken, müssen insbesondere auch 
Ältere, arbeitssuchende Menschen, 
Berufsrückkehrer/-innen und Arbeit-
nehmer/-innen mit unregelmäßigen 
Arbeitszeiten sowie Erwachsene mit 
Grundbildungsbedarf in der Strategie 
des BMBF berücksichtigt werden.  

 Digitale Informationszentren: Auf 
kommunaler Ebene müssen bürger-
nahe Anlaufstellen eingerichtet wer-
den, die bei allen Fragen rund um 
Medien- und Informationskompe-
tenz und hinsichtlich aktueller Netz-
phänomene wie Fake News, Social 
Bots und Datamining Hilfestellung 
bieten. Die Weiterbildungseinrich-
tungen müssen am Aufbau und Be-
trieb der Informationszentren betei-
ligt werden, um eine Vernetzung mit 
ihren vielfältigen Bildungsangeboten 
sicherstellen zu können. 

Zusammenhalt durch allgemeine Weiter-
bildung 

Unsere Gesellschaft ist von unterschied-
lichen Spaltungstendenzen betroffen. 
Weiterbildung stärkt durch ihre Bürger-
nähe und ihre Begegnungsangebote den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Ihre 
Programme müssen den Bildungsbe-
dürfnissen der gesamten Bevölkerung 
gerecht werden, gleiche Zugänge ermög-
lichen und gemeinsame Bildungsprozes-
se initiieren. 

Unsere Forderungen: 
 Gesellschaftlicher Zusammenhalt: 

Neben der etablierten politischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung be-
darf es eines Förderprogramms zur 
flächendeckenden Umsetzung von 
neuen, innovativen Dialog- und Be-
teiligungsformaten auf kommunaler 
Ebene, um Menschen mit unter-
schiedlichen Herkünften und Le-
benslagen gemeinsam eine kritische 
und konstruktive Auseinanderset-
zung mit der Zukunft unserer Gesell-
schaft zu ermöglichen. 

 Gesamtgesellschaftliche Integra-
tion: Integration bedarf eines ganz-
heitlichen Bildungsansatzes, der (in-
ter-) kulturelle, gesellschaftspoliti-
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sche, berufliche und gesundheitsbe-
zogene Bildung mit Sprachlernange-
boten verknüpft. Darüber hinaus 
kann die Integration hunderttausen-
der neu zugewanderter Menschen 
nur als ein gesamtgesellschaftlicher 
Prozess gelingen, in dem die Bil-
dungsbedürfnisse von Zugewander-
ten und einheimischer Bevölkerung 
gleichermaßen berücksichtigt werden. 

 Integrationskurse und Qualifizie-
rung: Die Maßnahmen des Bundes 
für Integration und Qualifizierung 
sind besser auszustatten. Sie müssen 
positive Lernbedingungen garantie-
ren und die Lehrkräfte müssen an-
gemessen vergütet und abgesichert 
werden. Insbesondere müssen auch 
die Träger ausreichend finanziert 
werden für die anspruchsvollen Or-
ganisations- und Betreuungsaufga-
ben. Eine nachhaltige Anhebung der 
Trägerpauschale ist hier unverzicht-
bar. 

Personalstruktur 

Mehr und mehr übernimmt die Weiter-
bildung Daueraufgaben, die im besonde-
ren öffentlichen Interesse liegen und po-
litisch gewünscht sind. Mit diesen Maß-
nahmen wächst die Zahl der Lehrkräfte, 
die im Haupterwerb in der Weiterbildung 
tätig, aber nicht (ausreichend) sozial ab-
gesichert sind.  

Unsere Forderungen: 
 Soziale Absicherung von Kurslei-

tenden: Die von Bund, Ländern und 
Kommunen aufgelegten und verant-
worteten Weiterbildungsprogramme 
müssen finanziell so dimensioniert 
sein, dass Lehrkräfte leistungsgerecht 
bezahlt und bei Bedarf sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt werden 
können. Zur sozialen Absicherung 
von Kursleitenden müssen gegebe-

nenfalls Zuschläge zur anteiligen De-
ckung der Sozialversicherungskosten 
finanzierbar sein. 

 Weiterbildungssozialkasse: Die 
Einrichtung einer Weiterbildungsso-
zialkasse oder alternativ die Aufnah-
me von Lehrkräften in die Künstler-
sozialkasse ist zu prüfen, um eine 
trägerübergreifende soziale Absiche-
rung für freiberufliche Lehrkräfte si-
cherzustellen. 

Bonn im Mai 2017 

Quelle: www.dvv-vhs.de/startseite/wahl 
pruefsteine/ 

Ausschreibung neues Traineeprogramm der 
niedersächsischen Erwachsenenbildung 

Ermöglicht durch eine Sonderförderung 
des Ministeriums für Wissenschaft und 
Kultur werden in ganz Niedersachsen bei 
den nach dem Niedersächsischen Er-
wachsenenbildungsgesetz (NEBG) aner-
kannten Einrichtungen insgesamt 16 
Trainee-Stellen befristet vom 01.10.2017 
bis 30.09.2018 zum Einstieg von Nach-
wuchskräften besetzt. 

Durch das Förderprogramm wird 
zum einen dem demographischen Wan-
del in den Einrichtungen mit dem Ziel 
der Verjüngung des Personals Rechnung 
getragen und zum anderen durch die In-
vestition in die Nachwuchskräftegewin-
nung und -förderung Berufsanfänger/-
innen der Einstieg in die Erwachsenen- 
und Weiterbildung erleichtert. 

Die Stellen sind sowohl auf die drei 
Säulen der Erwachsenenbildung in öf-
fentlicher Verantwortung – Volkshoch-
schulen, Heimvolkshochschulen und 
Landeseinrichtungen – als auch flächen-
mäßig über ganz Niedersachsen verteilt. 

Arbeitgeber ist die jeweilige Erwach-
senenbildungseinrichtung. Jede Einrich-
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tung hat für das Traineeprogramm ein 
eigenes Konzept entwickelt und indivi-
duelle Schwerpunkte gesetzt […]. 

Begleitet wird das Traineeprogramm 
von der Agentur für Erwachsenen- und 
Weiterbildung (AEWB) und der Leibniz 
Universität Hannover, Institut für Be-
rufspädagogik und Erwachsenenbildung. 
Teil des Traineeprogramms ist ein beglei-
tendes Seminarangebot, welches 
 im Sinne der Professionalisierung 

den Aufbau eines habituellen Berufs-
gedankens als Erwachsenbildender/ 
-in stützt. Dafür setzt es auf Reflexi-
on der Praxiserfahrungen auf Grund-
lage wissenschaftlichen Wissens, pra-
xisnahe Fallarbeit und informellen 
Austausch in der Gruppe, 

 durch längere Seminarblöcke sowie 
gemeinsames fallbasiertes Arbeiten 
die Gruppenbildung unterstützt und 
den Austausch in der Gruppe för-
dert. 

Informelle Lernprozesse in der Gruppe 
sind ein essentieller Bestandteil des Se-
minarkonzeptes. Gestützt werden die 
Gruppenprozesse durch einführende 
und abschließende Seminareinheiten, 
Kleingruppenarbeit, Fallanalysen, gegen-
seitigen Erfahrungsaustausch und kolle-
giale Beratung mit ehemaligen Trainees. 

Das Seminarangebot fügt sich in die 
Angebotsstruktur zur Qualifizierung des 
Weiterbildungspersonals der AEWB ein. 
Bausteine des Seminarprogramms sind 
beispielsweise 
 Einführung in die Wissensfelder der 

Erwachsenen- und Weiterbildung 
 Programmplanungshandeln: Bedarfs-/ 

Bedürfniserschließung, Programm-/ 
Angebotsentwicklung, Zielgruppen-
analyse/Ansprache, Dozierenden-
auswahl, Marktanalyse etc. 

 Bildungsmanagement: Normatives/ 
Strategisches Marketing, Netzwerk-, 

organisationsstrukturelles und Fi-
nanzmanagement 

 Fallbeschreibungen/-analysen 
 Kollegiale Beratung 
 Methoden der Projektarbeit, Pro-

jektmanagement 
 Qualitätsmanagement 
 Rechtliche Rahmenbedingungen 
und einiges mehr. 

Information: Ursel Stenkamp, Ursel, Tel. 
0511/300 330 18, E-Mail sten-
kamp@aewb-nds.de 

Quelle: www.aewb-nds.de/aktuelles/ar 
tikel/ausschreibung-neues-traineepro 
gramm-der-niedersaechsischen-erwach 
senenbildung/ 

Bildungsprämie: Neue Förderkonditionen ab 
Juli 2017 

Größerer Einsatzbereich, keine Altersgren-
ze, jährliche Förderung: Dank neuer För-
derkonditionen für das Bundesprogramm 
Bildungsprämie erhalten ab 1. Juli noch 
mehr Menschen die Chance auf finanzielle 
Unterstützung für Weiterbildungen. 

Erfolg im Beruf setzt eine gute Ausbil-
dung voraus – aber auch die Bereitschaft, 
sich ein Leben lang weiterzubilden. Mit 
dem Bundesprogramm Bildungsprämie 
unterstützt das Bildungsministerium 
Menschen auf ihrem Bildungs- und Auf-
stiegsweg. Durch die neuen Förderkon-
ditionen bekommen noch mehr Interes-
sierte die Chance auf finanzielle Unter-
stützung. Darüber hinaus können Prä-
miengutscheine bis Ende 2020 eingesetzt 
und bis Ende 2021 abgerechnet werden. 

Weiterbildungsinteressierte können 
künftig ohne Altersbegrenzung einen 
Prämiengutschein der Bildungsprämie 
erhalten. Damit öffnet sich die Bildungs-
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prämie auch für Altersrentner und Pen-
sionäre, die nach dem sogenannten „Fle-
xirentengesetz“ einen flexiblen Einstieg 
in die Rente wählen, sowie für Erwerbs-
tätige unter 25 Jahren. Ausschlaggebend 
ist allein der Erwerbsstatus (mindestens 
15 Stunden pro Woche) und das zu ver-
steuernde Einkommen (nicht mehr als 
20.000 Euro bzw. 40.000 Euro bei ge-
meinsamer Veranlagung). 

Wer sich weiterbilden möchte, kann 
ab sofort jedes Jahr die Bildungsprämie 
erhalten. Bisher war dies nur alle zwei 
Jahre möglich. Auch der Einsatzbereich 
des Prämiengutscheins wurde ausgewei-
tet: In den meisten Bundesländern kön-
nen jetzt auch Maßnahmen mit Gesamt-
kosten von mehr als 1.000 Euro geför-
dert werden. 

Das Bundesprogramm Bildungsprä-
mie richtet sich an Personen mit gerin- 
 

gem Einkommen. Die Prämie fördert 
individuelle berufsbezogene Weiterbil-
dung unabhängig vom Arbeitgeber, um 
Menschen dabei zu helfen, ihre berufli-
chen Ziele zu verwirklichen. Die Förde-
rung beträgt 50 Prozent der Veranstal-
tungskosten. Sie ist auf maximal 500 Eu-
ro begrenzt. Das Programm besteht seit 
2008. Es wird vom Bundesbildungsmi-
nisterium und dem Europäischen Sozial-
fonds (ESF) gefördert. Bisher sind über 
300.000 Gutscheine der Bildungsprämie 
ausgegeben worden. 

Information: www.bildungspraemie.info, 
kostenfreie Hotline: 0800 26 23 000, E-
Mail: buergerservice@bmbf.bund.de 

Quelle: www.bmbf.de/de/bildungsprae 
mie-neue-foerderkonditionen-ab-juli-
4429.html 
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Dokumentation 

Zusammenhalt durch Weiterbildung!   
Programm für ganzheitliche und gesamtge-
sellschaftliche Integration  

Weiterbildung trägt zum gesellschaftli-
chen Zusammenhalt bei, wenn ihre Pro-
gramme die Bildungsbedürfnisse der 
einheimischen Bevölkerung und der Zu-
gewanderten gleichermaßen im Fokus 
haben und gemeinsame Bildungsprozes-
se initiieren. Der vermehrte Flüchtlings-
zuzug 2015 und 2016 hat gezeigt, dass 
Integration eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe ist, die nur durch gemeinsame 
Verantwortung von Bund, Ländern und 
Gemeinden gemeistert werden kann. 
Zugleich muss Integration ganzheitlich 
verstanden und angegangen werden. Ei-
ne schnelle sprachliche Förderung und 
die baldige Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt sind wesentliche Eckpfeiler 
der Integration, sie werden aber nicht 
ausreichen für die langfristige Aufnahme 
qualifizierter Arbeit und für die gleichbe-
rechtigte Partizipation am gesellschaftli-
chen Leben in Deutschland.  

Die aktuellen Bildungsprogramme 
insbesondere für Menschen, denen in 
Deutschland Asyl gewährt bzw. deren 
Flüchtlingsstatus anerkannt wird, folgen 
einem Bildungsansatz, der nicht die um-
fassende gesellschaftliche Teilhabe, son-
dern nur die Vermittlung sprachlicher 
Grundkompetenzen und die möglichst 
rasche Integration in den Arbeitsmarkt – 
und sei es im Niedriglohnsektor – zum 
Ziel hat. Sich darauf zu beschränken, wä-
re kurzsichtig und würde die inzwischen 
erkannten Fehler im Umgang mit der so-
genannten Gastarbeitergeneration der 
1960er und 1970er Jahre wiederholen. 
Demgegenüber erfordert Integration, die 

dauerhaft gelingen soll, ein Bildungskon-
zept, das auf drei Säulen steht:  
1. Die Kompetenzen und Talente der 

Ankommenden müssen identifiziert 
und gefördert werden. Neben 
Sprachvermittlung und Angeboten 
zur Förderung der Beschäftigungsfä-
higkeit erfordert dies vor allem ge-
sellschaftliche, kulturelle, interkultu-
relle, digitale, gesundheitliche und 
politische Bildung.  

2. Entsprechende Integrationsangebote 
müssen auch der Aufnahmegesell-
schaft zur Verfügung stehen. Gleich-
berechtigte Zugänge zu Bildung sind 
eine elementare Voraussetzung für 
gesellschaftlichen Zusammenhalt.  

3. Wo immer es möglich und sinnvoll 
ist, sollten Einheimische und neu 
Zugewanderte gemeinsam an Bil-
dungsmaßnahmen teilnehmen.  

Von diesem Grundverständnis ausge-
hend benötigt ein Programm für ganz-
heitliche und gesamtgesellschaftliche In-
tegration verschiedene Bausteine: 

Baustein 1: Sprachprogramme vereinheitli-
chen und konsequent weiterführen  

Aufgrund des kurzfristigen Bedarfs wur-
den in den vergangenen Monaten auf 
verschiedenen Ebenen unterschiedliche 
Sprachförderprogramme eingerichtet. 
Vor allem die sprachliche Erstförderung 
hat gewaltige Herausforderungen ge-
meistert.  

Die Sprachlernangebote für Zuge-
wanderte müssen weitergeführt, konse-
quent ausgebaut und für alle – unabhän-
gig von Aufenthaltsstatus und Bleibeper-
spektive – geöffnet werden.  

Für eine erfolgreiche Integration in 
höherwertige Berufe und in alle gesell-
schaftlichen Bereiche ist mindestens ein 
Sprachniveau der Kompetenzstufe B2 
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des gemeinsamen europäischen Refe-
renzrahmens erforderlich. Deshalb be-
darf es eines Anschlussprogramms so-
wohl für den berufssprachlichen wie für 
allgemeinsprachlichen Deutschunterricht 
an den Integrationskurs. 

Die heute vielfach nebeneinander 
stehenden Sprachfördergebote müssen 
im Sinne einer Bildungskette miteinander 
verknüpft werden, damit Anschlüsse und 
Übergänge erleichtert werden. Damit 
niemand verloren geht, muss für jede/n 
Einzelne/n eine individuelle Bildungsbe-
ratung, Kompetenzbilanzierung und Bil-
dungsplanung zur Verfügung stehen, die 
in geeignete Formate und Angebote 
vermittelt.  

Baustein 2: Flächendeckende Angebote für 
Grundbildung und Alphabetisierung  

Unter den Geflüchteten befindet sich ein 
großer Anteil nicht alphabetisierter Men-
schen. Dadurch wächst der ohnehin gro-
ße Alphabetisierungs- und Grundbil-
dungsbedarf in Deutschland (lt. Leo.-
Level One Studie sind 7,5 Millionen Er-
wachsene den funktionalen Analphabe-
ten zuzurechnen) weiter an.  

Innerhalb der von der Bundesregie-
rung beschlossenen Nationalen Dekade 
für Alphabetisierung und Grundbildung 
besteht die große Chance, ein kohären-
tes, Alphabetisierungs- und Grundbil-
dungsangebot für Einheimische und 
Zuwanderer zu realisieren. Dazu müssen 
die bestehenden Programme von Bund 
und Ländern ausgebaut, weiterentwickelt 
und miteinander vernetzt werden.  

Das „Gesamtprogramm Sprache“, 
das die Bundesregierung für Zuwanderer 
aufgelegt hat, sollte zu einem „Gesamt-
programm Sprache und Literalität“ aus-
gebaut werden, das auch Menschen nut-
zen können, die in ihrer Muttersprache 
Deutsch nicht richtig lesen und schrei-
ben können.  

Baustein 3: Offensive für den Zweiten Bil-
dungsweg  

Ein qualifizierter Schulabschluss ist das 
Fundament, auf dem weitere Qualifikati-
onen und Kompetenzen aufbauen kön-
nen, und essentielle Voraussetzung für 
die berufliche Ausbildung und nachhalti-
ge Integration in den deutschen Ar-
beitsmarkt.  

In Deutschland verlassen pro Jahr 
immer noch rund 70.000 junge Men-
schen die Schule ohne einen Abschluss 
und über ein Drittel der neu nach 
Deutschland gekommenen Erwachsenen 
verfügt nicht über einen Schulabschluss. 
Viele jugendliche Geflüchtete haben auf-
grund der kurzen Verweildauer im Re-
gelschulsystem keine Chance auf einen 
Abschluss.  

Um diesen Menschen Perspektiven 
zu eröffnen, bedarf es eines signifikanten 
Ausbaus des Zweiten Bildungsweges. Al-
len jungen Männer und Frauen, die die 
Schule ohne einen geeigneten Abschluss 
3 verlassen haben, allen Erwachsenen, 
die sich aufgrund mangelnder Lese- und 
Schreibkompetenz beruflich nicht wei-
terentwickeln können sowie allen Men-
schen mit Migrationshintergrund, die 
bislang keine ausreichende schulische 
Förderung erfahren haben, muss ein 
Recht auf das Nachholen eines Schulab-
schlusses eingeräumt werden.  

Baustein 4: Interkulturelle Bildung stärken  

Im Interesse eines guten Miteinanders 
sind Kenntnisse über kulturelle Unter-
schiede und Angebote zum kreativen 
Umgang mit kultureller Pluralität unab-
dingbar. Für viele Menschen ist es leich-
ter, Gedanken und Gefühle über kultu-
relle und künstlerische Aktivitäten aus-
zudrücken als über Sprache.  

Es bedarf neuer, offener Angebote 
kultureller und interkultureller Bildung, 
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die sowohl Zugewanderte als auch Ein-
heimische einladen, sich gemeinsam kre-
ativ zu betätigen und dabei die Kulturen 
und Traditionen der jeweiligen Her-
kunftsländer wechselseitig kennen zu 
lernen und zu verstehen. So werden Er-
lebnisse und Erfahrungen greifbar und 
vermittelbar und Menschen kommen 
miteinander ins Gespräch.  

Die Erfahrungen aus dem BMBF-
Programm „Kultur macht stark. Bünd-
nisse für Bildung“ zeigen, dass geeignete 
Formate und Methoden für die kulturelle 
Bildung und den interkulturellen Dialog 
von Kindern und Jugendlichen bereits 
vorhanden und wirksam sind. Nun be-
darf es eines entsprechenden Bundes-
programms, das auch Erwachsenen of-
fensteht.  

Baustein 5: Politische Bildung und Dialog 
für gesellschaftlichen Zusammenhalt  

Derzeit wächst die Kluft zwischen sol-
chen Bürgerinnen und Bürgern, die den 
Flüchtlingen offen gegenüber treten und 
Solidarität mit ihnen einfordern, und je-
nen, die aufgrund verschiedener Ängste 
und Bedenken Zuwanderung mit zum 
Teil wachsender Radikalität ablehnen.  

Es bedarf einer neuen Dialogkultur 
über die Zukunft der Einwanderungsge-
sellschaft. In den Kommunen sind bun-
desweit flächendeckend Dialogforen 
notwendig, in denen Menschen mitei-
nander vorurteilsfrei ins Gespräch kom-
men können. Mit dem Konzept des 
„Bürgerdialogs“ verfügen Volkshoch-
schulen bereits über ein geeignetes For-
mat, das auch für dialogisch angelegte 
Diskussionsveranstaltungen zum Thema 
„Flucht und Migration“ eingesetzt wer-
den kann.  

Die Ängste, Sorgen und Erwartun-
gen der einheimischen und zugewander-
ten Bürgerinnen und Bürger sollen in 
solchen Veranstaltungen zur Sprache 

kommen. Das Miteinander-Reden und 
Voneinander-Lernen hilft dabei, Verun-
sicherungen und Vorurteile abzubauen 
und Verständnis aufzubauen.  

Baustein 6: Kompetenzen für die digitale 
Wissensgesellschaft  

Alle Menschen, ob neu zugewandert o-
der in Deutschland aufgewachsen, benö-
tigen gleichermaßen Informationskom-
petenzen, um die wachsende Menge an 
digitalen Informationen einordnen und 
bewerten und sich in sozial vernetzten 
Medien verantwortungsvoll verhalten zu 
können. Denn gerade zum Thema Zu-
wanderung werden immer mehr gesell-
schaftliche Diskussionen in digitalen Fo-
ren geführt. Neben zusätzlichen rechtli-
chen Regelungen kann eine Gesellschaft 
mit Hilfe gezielter Bildungsprogramme 
„Fakenews“ und „Hatespeech“ vorbeu-
gen.  

Darüber hinaus benötigen weite Teile 
der Bevölkerung zusätzliche Medien-
kompetenz, um an der rasanten digitalen 
Entwicklung der Arbeits- und Alltags-
welt teilzuhaben.  

Angebote zur Verbesserung der In-
formations- und Medienkompetenz 
müssen ausgebaut und allen Menschen – 
unabhängig von Alter und persönlichen 
Voraussetzungen – zur Verfügung ste-
hen. Die Weiterbildung muss elementa-
rer Bestandteil der Strategie der Bundes-
regierung für eine digitale Wissensgesell-
schaft werden. Entsprechende Bundes-
programme müssen auch die Weiterbil-
dung miteinschließen.  

Baustein 7: Aktionsprogramm Gesund-
heitsförderung  

Bildungsbenachteiligte und Zugewander-
te – insbesondere Flüchtlinge – sind be-
sonderen gesundheitlichen Risiken aus-
gesetzt. Gesundheitsbildung trägt zur 
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Verbesserung der gesundheitlichen Situa-
tion benachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen bei und stärkt ihre Ressourcen und 
Kompetenzen.  

Bildungsangebote zeigen die Mög-
lichkeiten auf, den persönlich passenden 
Weg zu finden und mehr Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortlichkeit in ei-
gener Lebensgestaltung und den gesund-
heitlichen Belangen der Familie zu er-
werben. Benötigt wird ein Aktionspro-
gramm zur lebensweltorientierten Ge-
sundheitsförderung für Einheimische 
und Zugewanderte, das die Vermittlung 
von Wissen mit dem Einüben einer ge-
sunden Lebensführung verbindet.  

Themen der Gesundheitsbildung 
eignen sich besonders, um Brücken zu 
anderen Bildungsangeboten zu schlagen, 
da sie sich durch einen niederschwelligen 
Zugang auszeichnen und einen hohen 
Bezug zu den Grundbedürfnissen der 
Menschen aufweisen.  

Programm solide finanzieren  

Volkshochschulen haben sich von Be-
ginn an flächendeckend und bundesweit 
an der Integration der Flüchtlinge betei-
ligt, die seit 2015 nach Deutschland ge-
kommen sind. Nachdem die ersten 
„Nothilfemaßnahmen“, wozu auch die 
Vermittlung erster elementarer Sprach-
kenntnisse gehört, für viele Flüchtlinge 
zwischenzeitlich abgeschlossen sind, be-
darf es nun integrativer Bildungsansätze, 
die auch die Bildungsbedürfnisse der 
einheimischen Bevölkerung stärker be-
rücksichtigen.  

Der Deutsche Volkshochschul-
Verband e. V. hat ein Konzept entwor-
fen, das den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zum Ausgangspunkt künftiger 
bildungspolitischer Überlegungen macht 
und davon ausgehend Vorschläge für 
Bildungsprogramme unterbreitet, die 
dieser Zielsetzung gerecht werden.  

Das Programm „Zusammenhalt 
durch Weiterbildung“ erfordert erhebli-
che zusätzliche finanzielle Ressourcen, 
die im Einzelnen noch beziffert werden 
müssen. Es kann nur in einer Verantwor-
tungsgemeinschaft und gemeinsamen 
Anstrengung von Bund, Ländern und 
Kommunen umgesetzt werden.  

Die neue Bundesregierung sollte in 
der kommenden Legislaturperiode die 
Chance ergreifen, in einer breit angeleg-
ten Weiterbildungsoffensive die be-
trächtlichen Potentiale der Weiterbildung 
für die Gesellschaft und für jeden Ein-
zelnen zu fördern.  

Verabschiedet auf der DVV-Mitglieder-
versammlung in Bonn am 04.05.2017 

Quelle: www.dvv-vhs.de/fileadmin/user 
_upload/1_Startseite/Zusammenhalt_du
rch_Weiterbildung.pdf 

Stellungnahme des Deutschen Volkshoch-
schul-Verbandes e. V. (DVV) 

Zum Entwurf eines Integrationsgesetzes/ 
Zum Entwurf einer Verordnung zum In-
tegrationsgesetz des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales und des Bundesminis-
teriums des Innern  

1. Der DVV bedankt sich für die Gele-
genheit zur Stellungnahme. Ange-
sichts der kurzen Äußerungsfrist war 
eine detaillierte Prüfung der Referen-
tenentwürfe nicht möglich. Der 
DVV beschränkt sich deshalb zu-
nächst auf allgemeine Hinweise und 
behält sich vor, zum Gesetzesent-
wurf ausführlicher Stellung zu neh-
men. 

2. Der Deutsche Volkshochschul-Ver-
band begrüßt die von der Bundesre-
gierung vorgesehene schnelle In-
tegration von Flüchtlingen in den 
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Bildungsprozess und eine zeitnahe 
Sprachkursversorgung sowie das 
Ermöglichen von Arbeitsgelegenhei-
ten. Er unterstützt das wechselseitige 
Prinzip „Fördern und Fordern“ und 
somit die mögliche Teilnahmever-
pflichtung am Integrationskurs (§44a, 
Abs. 1, Satz 1, Nr. 4). 

3. Auch die Aufstockung der Stunden 
des Orientierungskurses wird aus 
Sicht des Deutschen Volkshoch-
schul-Verbandes die Integration posi-
tiv beeinflussen. Dabei sollten im 
Sinne eines zeitgemäßen Integrati-
onsverständnisses auch dialogische 
und partizipatorische Formen der 
Wertevermittlung Berücksichtigung 
finden. 

4. Zur systematischen Sprachförderung, 
die lückenlos mit Folgemaßnahmen, 
wie etwa der berufsbezogenen 
Sprachförderung, ineinandergreift, 
bedarf es aus Sicht der Volkshoch-
schulen einer durchgehenden Sprach-
förderkette von Stufe A1 bis hin zu 
C2. Zur Anschlussfähigkeit entspre-
chender Programme ohne überbor-
denden Verwaltungsaufwand für 
Teilnehmende und Träger ist etwa 
ein „Kreditkarten“-System denkbar, 
also eine Karte, auf der die Informa-
tionen zu Teilnehmenden, zu Kurs-
besuchen und Zugang zur Förderung 
abrufbar sind. 

5. Die zur Teilnahme am Integrations-
kurs verpflichteten Personen können 
dieser Verpflichtung nur nachkom-
men, wenn Ihnen auch ein Kursplatz 
zur Verfügung steht. Dies setzt vo-
raus, dass es den Kursanbietern vor 
Ort möglich ist, zusätzliche qualifi-
zierte Lehrkräfte für zusätzliche Kur-
se zu aktivieren. 

6. Eine Ausweitung des Kursangebots 
gelingt nur unter der Voraussetzung 
besserer finanzieller Rahmenbedin-
gungen, indem der Bund die Teil-

nehmerpauschale auf rund 4,40 Euro 
pro Teilnehmer und Unterrichtsein-
heit erhöht. Mit dem bisherigen Kos-
tenerstattungssatz von 3,10 Euro ist 
kein bedarfsdeckendes Angebot 
möglich. 

7. Darüber hinaus muss eine Garantie-
vergütung etabliert werden, die ge-
währleistet, dass unvermeidbare 
Kursabbrüche nicht zu Lasten der 
Träger gehen. 

8. Der Deutsche Volkshochschul-
Verband erachtet es angesichts des 
verbreiteten Raum- und Lehrkräfte-
mangels derzeit als unmöglich, eine 
Verfügbarkeit von Kursplätzen bun-
desweit innerhalb von sechs Wochen 
zu gewährleisten. Eine solche Frist-
setzung würde zumindest im groß-
städtischen Raum zu einer massiven 
Teilnehmerwanderung und erhebli-
chem Verwaltungsmehraufwand füh-
ren. Vor diesem Hintergrund erach-
tet der Deutsche Volkshochschul-
Verband die bisherige Drei-Monats-
Frist als hinreichend. 

9. Der Deutsche Volkshochschul-Ver-
band weist darauf hin, dass die beab-
sichtigte Sanktionierung (Leistungs-
absenkung) von Personen, die ihrer 
Mitwirkungs- bzw. Teilnahmever-
pflichtung nicht nachkommen, einen 
erheblichen Mehraufwand auf Seiten 
der Träger impliziert (Entwurf eines 
Integrationsgesetzes, S. 11, § 5b, Zif-
fer 4). Die Volkshochschulen können 
diesen zusätzlichen Verwaltungsauf-
wand nicht personal- und kosten-
neutral erbringen. 

10. Die Erhöhung der Höchstteilneh-
merzahl auf 25 Personen pro Kurs ist 
pädagogisch nicht zielführend. Ein 
Kurs mit einer Teilnehmerzahl von 
mehr als 20 Personen wäre kontra-
produktiv für einen erfolgreichen 
Kursabschluss, da dies die Heteroge-
nität in der Kurszusammensetzung 
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weiter verstärkt und eine individuell 
orientierte Sprachförderung erheblich 
erschwert. Die Teilnehmenden brin-
gen unterschiedliche Voraussetzun-
gen im Hinblick auf ihre Sprach-
kenntnisse, ihr Bildungsniveau und 
ihre Lernbiografie mit. Auch ihre 
zeitliche und räumliche Flexibilität, 
ihre Erwartungen und Lernbedarfe 
unterscheiden sich oft erheblich. 
Hinzu kommt, dass gerade die Ziel-
gruppe Geflüchteter nicht selten un-
ter Traumatisierungen und häufig un-
ter schwierigen persönlichen Lebens-
umständen leidet. Gerade hier bedarf 
es einer intensiven Förderung und 
Beratung zur erfolgreichen Integrati-
on in Sprachlernprozesse. Daraus re-
sultierend zeichnen sich die Integra-
tionsangebote der Volkshochschulen 
durch den Qualitätsanspruch einer 
möglichst individuell orientierten 
Sprachförderung mit dem Ziel eines 
erfolgreichen Prüfungsabschlusses 
aus. In der Praxis liegt die durch-
schnittliche Teilnehmerzahl daher bei 
16 bis 18 Personen. Auch in Alpha-
betisierungskursen würde sich eine  
 

Anhebung der Höchstteilnehmerzahl 
aufgrund der besonderen Lernbe-
dürfnisse der Zielgruppe kontrapro-
duktiv auswirken. 

11. Eine elementare Sprachförderung 
sollte grundsätzlich auch Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern mit unklarer 
Bleibeperspektive zugutekommen, 
um ihnen für die Dauer ihres Auf-
enthaltes eine Verständigung mit der 
einheimischen Bevölkerung sowie 
insbesondere mit Behörden oder 
Ärzten zu ermöglichen. Der Deut-
sche Volkshochschul-Verband ver-
steht Bildungsangebote für Flüchtlin-
ge auch als Beitrag zur internationa-
len Entwicklungszusammenarbeit, 
indem Bildung Menschen darin 
stärkt, nach einer Rückkehr in ihre 
Heimat neue Perspektiven für sich 
und ihr Land zu entwickeln.  

Bonn, 3. Mai 2016; gez. Ulrich Aengen-
voort, Verbandsdirektor 

Quelle: www.dvv-vhs.de/fileadmin/user 
_upload/1_Startseite/Stellungsnahme_D
VV_zum_Integrationsgesetzenwurf.pdf 
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